SELBSTVERWALTUN 
G UND REFORM DER 

GEMEINDE-UND 
KREIS-ORDNUNGEN 

IN PREUSSEN, ... 

Johann Ludwig Tellkampf 



«Ii 

Digitized by Google 



Selbstverwaltung 



und 



Reform der Gemele- oM Kreis-Ortoien 



in Preussen 



und 



Selfgovernment in England und Nordamerika 



/ v von 



Dr. J. L. Tellkampf, 



Professor der Staatbwissenschaften an der Universität zu Breslau , Mitglied des 
Herrenhauses und des Deutschen Reichstages. 



BERLIN, 1872. 

Verlag von Julius Springer. 

J...N. 



Digitized by Google 




Digitized by GooJ 



■I 

Inhalts- Verzeichniss. 



Erste Abtheilung. 

Innere Verwaltung in Deutschland. 

Seit« 



Einleitung . . . . , I 

Voraussetzungen der Selbstverwaltung hinsichtlich der Naturanlagen 

des Volkes 8 

Voraussetzungen der Selbstverwaltung hinsichtlich der Entwicklung 

des Volkes 18 

Wesen der Selbstverwaltung 16 

Ursprung der Selbstverwaltung und deren Bedeutung für die Staaten- 
bildung in der alten und der neuen Welt 17 

Verhältniss des Selfgovernment zu der Gründung von Colonien . 27 
Bedeutung der Selbstverwaltung für den Hechts- u. Verfassungsstaat 31 
Bedeutung der Selbstverwaltung für die volkswirtschaftliche Ent- 
wicklung 36 

Selbstverwaltung der Geineinden 38 

Wahl der Gemeindebearaten 46 

Verantwortlichkeit der Gemeindebeamten 49 

Verhältniss der Selbstverwaltung der Gemeinden zur Volksbildung 63 

Von der Verwaltung der Kreise 69 

Vom Amtsbezirk und Amtshauptmann 63 

Vom Amtshauptmann und der Verminderung der Kosten der Selbst- 

? Verwaltung durch Arbeitstheilung 66 

" Verwaltungsbefugnisse der Provinzialstände 77 

Verhältniss der Selbstverwaltung z. d. Verwaltungsbehörden d. Staates 78 

Zweite Abtheilung. 

Das Selfgovernment in England. 

Ursprung der Selbstverwaltung der Deutschen und speciell der 

Angelsachsen 81 



Digitized by Google 



Selbstverwaltung in den Landgemeinden 89 

Selbstverwaltung in den Grafschaften 93 

Beamte der Grafschaften 94 

Von den Friedensrichtern speciell nnd von deren Verwaltung nach 

den Gesetzen 97 

Ernennung der Friedensrichter 101 

Rechte und Pflichten der Friedensrichter 103 

Boards neben den Friedensrichtern 107 

Wesen der englischen Polizei im Allgemeinen 108 

Entfernung der Nuisance, d. h. des Gemeinschädlichen und Gefährlichen 1 1 1 

Gesundheits-Polizei 112 

Geschichte der englischen Polizei • 113 

Der Constabel 114 

Polizei von London und den Städten in England 116 

Armen-Verwaltung • 120 

Gesetzliche Bestimmungen in Betreff des Vorsitzenden nnd der 

höchsten Beamten der Armen-Commission 121 

Arbeits-Häuser. , , , , , , , , , , , , , , , , , . 123 

Dritte Abtheilung. 

Selfgovernment in den Vereinigten Staaten von Amerika 125 

Gemeinde-Verwaltung in den Nen-England-Staaten 130 

Armenpflege 134 

Schulwesen in den Gemeinden. , , , . , , , , , , , , . lBfi 

Kirchliche Verhältnisse in den Gemeinden 187 

Verwaltung der Grafschaften in Neu-England 140 

Verwaltung nach den Gesetzen 141 

Von den F r iede nsr ic htern . , , , . . . , , . , . . . . 142 

Gemeinde- und Grafschafts-Verwaltung in den übrigen Staaten der 

Union 144 

Von dem Wahlrecht . , 160 

Schluss 159 



i 

** 1 



xJ by Goo 



Erste Abtheilung. 

Innere Verwaltung in Deutschland. 



Einleitung. 

Das schwierige Problem, Freiheit mit Ordnung im 
Staatsleben zu verbinden, ist nur durch die Selbstverwal- 
tung zu lösen. Denn diese, welche ihrem Begriffe nach 
in der selbstthätigen Besorgung der allgemeinen Ange- 
legenheiten der Gemeinden und Kreise durch deren Ein- 
wohner besteht, bewirkt, unter Voraussetzung der allge- 
meinen Bildung eines pflichttreuen Volkes, wie es das 
deutsche ist, ein patriotisches Zusammenwirken der besten 
Kräfte, befriedigt einen lobenswerthen Ehrgeiz vieler streb- 
samer Männer auf einem für Alle nützlichen Felde, hebt 
und veredelt dadurch den Volkscharakter und wirkt daher 
zugleich conservativ im Sinne der Ordnung und freiheitlich, 
indem sie in engeren und weiteren Kreisen geübt, das 
öffentliche Leben den neu entstehenden Bedürfnissen und 
Verhältnissen gemäss gestaltet und die breite Basis des 
parlamentarischen Lebens bildet. 

Die Bureaukratie nach französischem Vorbilde dagegen 
nöthigt jeden Einzelnen in seiner isolirten Stellung zum 
Egoismus, und treibt die Menschen zu materiellem Genuss. 

Die Selbstverwaltung — im Gegensatz hiermit — 
entwickelt in öffentlicher Thätigkeit die Charaktere der 

Teilkampf, Selbstverwaltung. 1 
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Männer, welche des Vertrauens der Genossen sich werth 
zeigen; sie ist daher die Vorschule für das Parlament, und 
sie bewirkt durch die tägliche Rücksichtnahme auf Ver- 
fassung und Gesetze, dass dieselben im Geiste und im 
Bewusstsein des Volkes leben. Denn die Selbstverwaltung 
findet auf Grundlage der Staatsgesetze statt; die Freiheit 
der Selbstverwaltung bewegt sich innerhalb der Gesetze 
und entspricht dem Wesen des Rechtsstaates; sie gewöhnt 
daher das Volk an einen gesetzlichen Gebrauch der Freiheit. 

Ohne die Basis der Selbstverwaltung schwebt die Ver- 
fassung gleichsam in der Luft, Wo diese Basis fehlt, wie 
bisher in Frankreich, da gleicht eine Staatsverfassung 
einem losen Dache, welches jeder Sturm dort leicht um- 
stürzte, während das von der Selbstverwaltung durch- 
drungene englische Verfassungsleben stets allen Stürmen 
mit zäher Kraft widerstand. 

Aus diesen Gründen ist die Selbstverwaltung für Deutsch- 
land wünschenswerth und nothwendig. 

Nachdem durch die glänzenden Siege unseres vereinten 
deutschen Volksheeres in dem von Frankreich frevelhaft 
heraufbeschworenen Kampfe der Norden und der Süden 
unseres Vaterlandes innig verbunden und die schon von 
unsern Vätern ersehnte Einheit endlich dem Auslande 
gegenüber erkämpft und durch die deutsche Reichsver- 
fassung staatsrechtlich gesichert ist. so wird nun auch im 
Innern eine diesen neuen Verhältnissen entsprechende frei- 
heitlichere Gestaltung eintreten müssen. 

In diesem Sinne lautet der Schluss der Allerhöchsten 
Proclamation wegen Annahme der Kaiserwürde: 

„Uns aber und Unseren Nachfolgern an der Kaiser- 
krone wolle Gott verleihen, allezeit Mehrer des deutschen 
Reichs zu sein, nicht in kriegerischen Eroberungen, son- 
dern an den Gütern und Gaben des Friedens auf dem 
Gebiete nationaler Wohlfahrt, Freiheit und Gesit- 
tung." t 
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Zur Verwirklichung solcher lohnender Ziele ist vor 
allen Dingen erforderlich, dass an die Stelle der bisherigen 
vielfach hemmenden bureauk ratischen Centralisation der 
Verwaltung eine freiere Selbstverwaltung der Gemeinden, 
Kreise und Provinzen trete, dass diese die sichere Grund- 
lage der Verfassung in unserem Staate, und womöglich in 
ganz Deutschland bilde. 

Die Selbstverwaltung kann das nationale Band, welches 
jetzt alle deutschen Staaten umschlingt, zu dem dauernd- 
sten gestalten, indem sie tiberall. wo sie in dem Geiste 
des Volkes Leben und Kraft gewinnt, an gemeinsames 
segensvolles Zusammenwirken und an persönliche Thätig- 
keit zum Besten der Gesammtheit gewöhnt. Alle Staaten 
Deutschlands können nur auf Grundlage wirklicher Selbst- 
verwaltung eine dem inneren Ausbau des deutschen Rechts- 
und Verfassungsstaats entsprechende Entwickelung erlangen. 

Liberale Reformen auf dem Gebiete der Selbstverwal- 
tung werden nicht nur für unser inneres Staatsleben wichtig 
sein, sondern sie werden auch eine freiwillige dauernde 
Verbindung der süd- und norddeutschen Staaten bewirken. 
Denn die Freiheit übt eine grosse anziehende und einigende 
Kraft. Es herrscht nicht nur die Uebereinstimmung der 
Vaterlandsliebe, sondern auch die Harmonie der Interessen 
unter den nord- und süddeutschen Staaten, und es ist da- 
her nicht schwer, die Einheit Deutschlands auch im inneren 
Staatsleben zum dauernden Ausdruck zu bringen ; man darf 
daher eine entsprechende Selbstverwaltung als eine wichtige 
Grundlage für die freiwillige dauernde Einigung betrachten. 

So sehr man es unserer Staatsregierung auch gedankt 
hat, dass sie den früheren Entwurf der Kreisordnung über- 
haupt vorgelegt hat, so scheint es doch bei den neueren 
veränderten Verhältnissen nach dem Angedeuteten wahr- 
scheinlich, dass jener Entwurf, welcher den letzten Land- 
tag beschäftigt hat, nur mit einem der Neuzeit entsprechen- 
den, veränderten. Inhalte dem jetzigen Landtage werde vor- 

1* 
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gelegt werden . Denn während jener Entwurf nur in den sechs 
östlichen Provinzen Anwendung findfcn sollte, liegt es jetzt 
im Interesse Preussens und Deutschlande, dass die allgemei- 
nen Grundzüge der Verwaltung so entwicklungsfähig ent- 
worfen werden, dass sie allmählig mit lokalen Modifikationen 
nicht nur von allen Provinzen Preussens, sondern auch von 
dem ganzen Deutschland freiwillig angenommen und ange- 
wandt werden können. Dies scheint freilich nicht leicht, aber 
doch auch nicht unmöglich zu sein, da es ja uralte Anlage 
und Sitte der Deutschen ist, die Selbstverwaltung zu üben, 
und da sich die Neigung zur persönlichen und selbstthätigen 
Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten überall bewährt 
hat, wo derselben Gelegenheit zu nützlicher Wirksamkeit 
durch eine gute Gemeindeordnung gegeben ist. Es wird 
also darauf ankommen, die allgemeinen brauchbaren Grund- 
züge klar darzulegen, und bei deren Anwendung die lokalen 
berechtigten Eigenthümlichkeiten sorgfältig zu berücksich- 
tigen und zu schonen. 

Zur Lösung dieser Aufgabe werde ich versuchen, einen 
Beitrag durch diese Abhandlung zu liefern, die allgemeinen 
Prinzipien der Selbstverwaltung zu entwickeln und die 
Reformen zu besprechen, welche bei den jetzigen Verhält- 
nissen in unserem Vaterlande als zweckmässig erscheinen. 
Dabei werde ich einige der wichtigsten Punkte aus dem 
erwähnten Entwürfe der Kreisordnung berühren. 

Die Selbstverwaltung muss der Anlage und Ent- 
wickelung des Volkes entsprechen und aus dessen frei- 
williger Handlungsweise hervorgehen, wenn sie kräftiges 

Leben äussern soll. 

Bekanntlich war eine gesunde, in den Anlagen, Sitten 
und Gewohnheiten des Volkes lebende Selbstverwaltung 
ursprünglich germanisch, wie die älteste deutsche Geschichte 
zeigt. In dem ursprünglichen Vaterlande der Selbstver- 
waltung, in Deutschland, erhielt sich dieselbe jedoch nur 
in den freien Städten des Mittelalters -und der Neuzeit, 
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und ward erst seit 1808 in den Städten Preussens wieder 
in s Leben gerufen und kräftig entwickelt. 

Während auf dem Lande in Deutschland die Selbst- 
verwaltung ausser Uebung gekommen ist und der, zum 
Theil nach französischem Vorbilde geregelten. Bureaukratie 
Platz gemacht, hat sich die ursprünglich deutsche Selbst- 
verwaltung in England und später unter den englischen 
Einwanderern in Nordamerika erhalten ; in beiden Ländern 
haben sich deren Eigentümlichkeiten und Grundsätze in 
Jahrhunderte langer Erfahrung weiter ausgebildet: sie ver- 
dienen daher bei einer Entwicklung des eigentlichen deut- 
schen Wesens der Selbstverwaltung nicht tibersehen zu 
werden, um die Frage zu beantworten, welche Grundsätze 
und Einrichtungen derselben der Naturanlage der Deutschen 
entsprechen, und deren- Zustimmung und freudige Mitwir- 
kung finden werden. Bei Beantwortung dieser Frage ist 
die ursprünglich germanische Selbstverwaltung bei den 
stammverwandten Engländern mindestens eher zu beachten, 
als die büreaukratische Verwaltung der Franzosen, wie 
letzteres leider bisher geschehen ist. 

Ich werde daher zunächst das deutsche Wesen der 
Selbstverwaltung zu entwickeln suchen, und werde am 
Schlüsse meiner Abhandlung zur Vergleichung und Prüfung 
einige Mittheilungen über das Selfgovernment machen, 
welches in den Gemeinden (parishes oder villages) und den 
Gesammtgemeinden (townships) und den Grafschaften (coun- 
ties) Englands und Nordamerika^ herrscht. 

Wenn daraus Einiges als empfehlenswerth zu bezeichnen 
sein wird, so ist hervorzuheben, dass dies ursprünglich ger- 
manisch und nicht eigentümlich englisch ist, und dass es 
sich also nicht darum handelt , etwas Fremdes anzuwenden, 
sondern dasjenige wieder ins Leben zu rufen, was ursprüng- 
lich die Gewohnheit des deutschen Volkes war. 

Da bei unserer Untersuchung nur die seit Jahrhunderten 
entwickelten Verhältnisse der inneren Verwaltung Englands, 
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und nicht sein Verfahren im letzten Kriege in Frage kommt, 
so ist diese Untersuchung ganz objektiv anzustellen. Auch 
ist nicht zu übersehen, dass in der Zukunft England wahr- 
scheinlich erkennen wird, dass das stammverwandte Deutsch- 
land sein natürlicher Bundesgenosse ist, weil die Interessen 
einer Friedenspolitik beider Länder übereinstimmen, und 
dass die deutsche Armee und die englische Flotte den 
Frieden Europa s gebieten können. — Meine Prüfung des 
englischen Selfgovernment wird völlig unparteiisch sein. 

Die eigenthümliche innere Verwaltung Englands und 
Nordamerika s ist freilich nicht zur unbedingten Nach- 
ahmung zu empfehlen, aber die dort geltenden Prinzipien 
und gewonnenen Erfahrungen sind der Beachtung werth. 
Denn diese zeigen, dass die Selbstverwaltung der Gemein- 
den und Kreise, welche nur durch persönliche Thätigkeit 
und Leistungen der Bewohner verwirklicht werden kann, 
denselben als Ersatz für die Pflichterfüllung werthvolle 
Rechte sichert. Durch die Selbstverwaltung wird nicht 
nur die Ordnung, sondern auch ein vernünftiger Gebrauch 
der Freiheit gewahrt, und um beide zu erhalten, werden 
die dafür nothwendigen Lasten von den Bewohnern der 
erwähnten Länder freudig getragen. 

Da ich in beiden Ländern Gelegenheit gehabt habe, 
nicht nur die betreffenden Gesetze kennen zu lernen, son- 
dern das Selfgovernment auch in seiner Verwirklichung 
im Volksleben während einer Reihe von Jahren zu beob- 
achten, so würde ich darüber ausführlicher schreiben können, 
wenn ich nicht zur möglichsten Kürze durch die Rücksicht 
veranlasst würde, dass diese Abhandlung noch veröffent- 
licht werden muss, ehe die Verhandlungen des Landtages 
über eine neue diesen Gegenstand betreffende Vorlage 
beginnen. 

Wegen dieses Mangels an Zeit sehe ich mich auch ver- 
anlasst, nur diesen kurzen Beitrag zu liefern, ohne auf 
andere, diesen Gegenstand betreffende werthvolle Schriften 



Digitized by Google 



wie von Freiherrn v. Vincke, Professor Gneist und Andere 
einzugehen. 

Eine Berücksichtigung der Einrichtungen und Erfah- 
rungen anderer Staaten wird freilich von vielen Personen 
als überflüssig zurückgewiesen und getadelt, indess ist eine 
Beachtung aus folgenden Gründen zu empfehlen: 

Es giebt eine gemeinsame politische Entwickelung der 
stammverwandten Völker, wozu das einzelne Staatsleben 
nur Beiträge liefert. Die gemeinsamen Grundanlagen und 
die ähnlichen historischen Entwicklungsstufen derselben 
haben manche übereinstimmende Erfahrungen zur Folge, 
und zeigen den praktischen Werth oder Nachtheil der 
fraglichen Einrichtungen. Es darf jedoch nie vergessen 
werden, dass die aus den gemeinsamen Quellen geschöpften 
Resultate und die dadurch gewonnene Belehrung nur mit 
Vorsicht benutzt werden können, und bei ihrer Anwendung 
auf einen bestimmten Staat, je nach den bestehenden Ver- 
hältnissen und Eigentümlichkeiten, mannigfaltige Modifi- 
cationen erleiden müssen. 

Wenn ich in einem späteren Abschnitte dieser Abhand- 
lung Mittheilungen über das Selfgovernment in England 
und Nordamerika liefern werde, so thue ich es daher nicht 
um eine kritiklose Nachahmung zu empfehlen, sondern nur 
um die verschiedenartige Entwickelung der Selbstverwal- 
tung und ihre Eigentümlichkeiten in beiden Ländern un- 
parteiisch darzustellen, und um sorgfaltig zu prüfen, ob sich 
daraus Erfahrungen und Prinzipien ergeben, welche Berück- 
sichtigung verdienen. Bei Entwickelung und Anwendung 
der aUgemeinen Prinzipien sind die gegebenen Verhältnisse 
vorsichtig zu beachten, damit etwaige Reformen lebens- 
fähige Verbesserungen sein mögen. 

Mit Recht sagt in ähnlichem Sinne Eichhorn*) über die 
Berücksichtigung der englischen Quellen: „Da die Bedeu- 



*) Eichhorn, Einleitung in das deutsche Privatrecht, 3. Ausg. S. 187. 
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tauig einzelner Rechtsinstitute, besonders derjenigen, welche 
in den altgermanischen Einrichtungen ihre Wurzel haben, 
nicht selten in den Rechtsquellen anderer Stämme deut- 
licher entwickelt ist, als in den einheimischen: so können 
jene als Hülfsmittel zur Erklärung der letzteren gebraucht 
werden." 



Voraussetzungen der Selbstverwaltung hinsichtlich der 

Naturanlagen des Volkes. 

Es ist bereits in der Einleitung bemerkt, dass die Selbst- 
verwaltung den Anlagen und der Entwickelung eines Volkes 
entsprechen muss, wenn sie ein gesundes Leben äussern 
soll. Dieser Voraussetzung entsprechen bekanntlich die 
deutschen Naturanlagen und Gewohnheiten der Selbstver- 
waltung seit den ältesten Zeiten. 

Lebt die Selbstverwaltung in den ursprünglichen Eigen- 
tümlichkeiten, Gewohnheiten und Ideen eines Volkes und 
hat sie sich fast von selbst aus der ältesten Geschichte 
desselben naturwüchsig entwickelt, wie bei den Germanen, 
so bildet sie sich — wenn auch ihr "Wachsthum zeitweise 
gestört und unterdrückt war, wie bisher in Deutschland — 
doch wieder lebenskräftig aus, sobald sie dazu Gelegenheit 
findet, wie die Selbstverwaltung in unseren Städten beweist. 
Wo dagegen die Anlage und die Neigung dazu im Volke 
fehlen, da kann sie nicht künstlich geschaffen werden, wie 
sich dies bei allen romanischen Völkern zeigt. 

Die romanischen Völker neigen zur unbedingten Einheit, 
zur militärischen Subordination, zur kirchlichen Hierarchie 
und zur büreaukratischen Centralisation ohne Selbstver- 
waltung, weil sie leidenschaftlich, genusssüchtig und ehr- 
geizig, und daher weniger fähig sind, als die germanischen 
Völker, besonnen sich selbst zu beherrschen und die Frei- 
heit mit der Ordnung zu verbinden, denn die Selbstver- 
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waltung erfordert Selbstbeherrschung. Wenn der. welcher 
Andere beherrschen will, zunächst sich selbst beherrschen 
muss, so ist dies ebenso für alle Diejenigen erforderlich, 
welche gemeinsam und selbstthätig die allgemeinen Ange- 
legenheiten ihrer Gemeinde oder ihres Kreises verwalten 
und die damit verbundenen Befugnisse üben wollen. 

Da in der jetzigen inneren Verwaltung der deutschen 
Staaten Manches nach dem Vorbilde der französischen Ver- 
waltung geregelt ist. welche keine wahre Selbstverwaltung 
kennt, wie solche aus germanischen Keimen in England 
sich entwickelt hat, und da der Contrast die Erforschung 
der Wahrheit fordert, so erscheint es zweckmässig, im 
Laufe dieser Abhandlung den Gegensatz hervorzuheben, 
welcher von jeher in der inneren Verwaltung der germa- 
nischen und romanischen Völker geherrscht hat. 

In England fordert man vom Staat nur Rechtssicherheit 
und reservirt sich die Freiheit durch das Selfgovernment. 
Die Executivgewalt ist daher zwischen der Krone und dem 
Volke getheilt; in Frankreich dagegen ist sie stets aus- 
schliesslich in der Hand der zeitigen Regierung unter höf- 
licher Form, aber mit autokratischem Wesen der centra- 
lisirten Verwaltung. Die Franzosen schätzen jene Art der 
Freiheit wenig, welche die Selbstverwaltung verwirklicht. 
Die Freiheiten, die ihnen gefallen, sind die. welche einen 
politischen Charakter haben, das Wahlrecht, das Ver- 
sammlungsrecht, die Freiheit der Presse und der Redner- 
Tribüne, diejenigen Freiheiten, die ihrer Eitelkeit und 
ihrem Ehrgeiz entsprechen, die sie der Staatsgewalt nähern, 
und welche es ermöglichen, die gewalthabenden Minister zu 
stürzen, um an deren Ehren und Vorzügen Theil zu nehmen. 
Uebrigens soll der Staat die Last der Verwaltung über- 
nehmen. Daher hat die dortige centralisirte büreaukratische 
Verwaltung alle Wechsel der höchsten Gewalt und der 
Verfassungen überlebt. Die siegende Partei besetzt alle 
Aemter und mehrt sie 'als Belohnungen der Parteigenossen. 
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Die nichtangestellten Parteimänner forderten vom Staate 
Concessionen und Privilegien aller Art zur Sicherung des 
Erfolges ihrer Unternehmungen und Speculationen. Daraus 
entstand die collossale btireaukratische centralisirende kost- 
spielige Einrichtung, die man innere Verwaltung nennt, 
die sich auf Polizei und Militär stützt, und ihrem Wesen 
nach der büreaukratische Polizeistaat ist. Dadurch ward 
die unnütze Thätigkeit und Vielschreiberei geschaffen und 
erweitert, die freie Thätigkeit im Gemeindeleben gehin- 
dert, die Begierde nach Staatsämtern allgemein gemacht, 
und die Steuerlast stets erhöhet. Daher lagen die fal- 
schen Ideen des Communismus, eines büreaukra tisch or- 
ganisirten Arbeiterstaats mit allgemeinen Arbeiten auf 
Staatskosten, in Frankreich sehr nahe, weil jeder als 
Beamter auf Staatskosten arbeiten wollte, während solche 
büreaukratische Arbeiten für die Bewohner der Staaten 
des Selfgovernments wenig Verführerisches haben. — Die 
wechselnden Regierungen Frankreichs unterdrückten mit- 
telst ihrer centralisirten Verwaltungs-Organisation die con- 
stitutionellen Bürgschaften, um willkürlich handeln zu kön- 
nen; dies riss sie vom Lande los und liess sie ohne die 
Stütze des Volkes, welches jedoch in Folge der steten Be- 
vormundung nicht gewöhnt war, im Sinne der Ordnung 
selbstständig ohne Befehle von Oben zu handeln: — wäh- 
rend in Ländern des Selfgovemment das Volk sich selbst 
und der Regierung zu helfen versteht. 

Eine solche büreaukratische Regierung konnte leicht 
fallen. — Dennoch hat man diese Verwaltungs weise viel- 
fach nachgeahmt. 

Nicht die vom Volksleben getrennte französische Büreau- 
kratie, sondern das auf Selbsttätigkeit eines gebildeten 
und loyalen Volks beruhende, nach den Gesetzen im Leben 
geübte Selfgovemment entwickelt durch Versuche, Beob- 
achtungen und Erfahrungen das, was den neuen Bedürf- 
nissen und Richtungen des Lebens frommt, da es neue 
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Versuche und freie Bewegung und Anwendung der Kräfte 
in den allgemeinen Angelegenheiten gestattet, welche die 
Btireaukratie vielfach erschwert und hemmt. Die franzö- 
sische Büreaukratie erfindet nichts, sondern entlehnt höch- 
stens einige Einrichtungen und Erfahrungen anderer Län- 
der. Die französische büreaukratische , dem Wesen nach 
automatische Verwaltung vernichtete den Charakter des 
Volks, da sie dasselbe von den öffentlichen Geschäften 
entfernte. Sie konnte nur ein theilweise unmündiges Volk 
bevormunden und die Gewalt unterstützen. 

Ebenso unfähig zur Selbstverwaltung wie die Fran- 
zosen, sind auch die Irländer, und zwar aus ähnlichen 
Gründen, indem sie, wie die ersteren von zeltischer Ab- 
stammung leidenschaftlich, leichtsinnig und nicht gewohnt 
sind, sich selbst zu beherrschen. Ausserdem fehlt den 
Mehrsten derselben eine gründliche Volksbildung, sie sind 
daher geneigt, statt der Gründe sich der Fäuste zu bedie- 
nen. In Folge dieser Eigentümlichkeiten sind bekannt- 
lich alle Versuche der Engländer, das Selfgo verum ent in 
günstiger Weise in Irland zu verwirklichen, erfolglos ge- 
blieben. Die nach Amerika ausgewanderten Irländer haben 
vielfach einen nachtheiligen Einfluss auf die dortige Ver- 
waltung geübt. Es ist aus den Zeitungen bekannt, dass 
kürzlich einige der höchsten Verwaltungsbeamten New- 
Yorks die Stadt um viele Millionen betrogen haben. Diese 
Männer sind vorwiegend von den Massen der dort einge- 
wanderten ungebildeten Irländer gewählt, welche von 
Demagogen geführt und missbraucht werden. Diese be- 
nutzen das dort geltende allgemeine Wahlrecht, um Männer 
zu w T ählen, die ihnen auf Kosten der Besitzenden Arbeit 
und Vortheile verschaffen. 

Man vergleiche u. a. das Supplement to The New- 
York Times, July 29, 1871, welches mit der Frage be- 
ginnt : Sind die Führer der Tammany - Partei ehrliche 
Männer oder Diebe ? (Die Tammany-Partei, so genannt von 
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deren Versammlungsort Tammany Hall ist die dortige de- 
mokratische Partei, welche stets mit der Sklavenhalter- 
Partei des Südens innig verbunden war. und daher nicht 
mit der demokratischen Partei in europäischen Staaten zu 
verwechseln ist.) Das citirte Blatt beschuldigt sodann die 
höchsten Beamten der Stadt, den Mayor Hall und den 
Controller Connolly, mehr als neun Millionen Dollars auf 
betrügerische Warrants hin ausbezahlt zu haben. 

Die seitdem eingesetzte Untersuchungs-Commission hat 
Enthüllung über noch grössere Summen gebracht, welche 
von derselben Partei während der letzten Jahre veruntreuet 
sein sollen. 

Die demokratische Partei in der Stadt New- York hat. 
gestützt auf die Massen der Ungebildeteren unter den 
Eingeborenen und auf die Massen der eingewanderten un- 
gebildeten Irländer, fortwährend die Majorität für sich ge- 
habt, und hat sich daher der Controle zu entziehen gewusst, 
obgleich die gebildeteren Amerikaner und Deutschen schon 
lange das Drückende dieser Verhältnisse fühlten, und ob- 
gleich die Stadtordnung oder Freibrief. The Charter of 
the City — of New -York with Notes Theron by Chan- 
cellor Kent, von diesem letztgenannten berühmten Rechts- 
gelehrten herausgegeben, sehr gut ist. Endlich nun sind 
die Staatswahlen am 7. November ein grossartiger Erfolg 
für die Reformbewegung der republikanischen Partei ge- 
wesen, welche jedoch erst nachträglich Controle üben und 
Verbesserungen einführen kann. 

Dies Beispiel zeigt, dass eine gute Gemeindeordnung 
wie eine Verfassung freilich auf kein tugendhaftes Volk 
zählen kann, aber doch Tugend und Bildung bei der Mehr- 
zahl des Volkes voraussetzen muss, um günstige Resultate 
zu ermöglichen. 

In Völkern, deren Mehrzahl ohne Tugend, ohne geistige 
Bildung und ohne Besonnenheit und Charakterfestigkeit 
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ist, ohne diese Voraussetzungen günstiger öffentlicher Thä - 
tigkeit, ist eine gute Selbstverwaltung nicht denkbar. 

Um jedoch nicht missverstanden zu werden, bemerke 
ich, dass ich hier nur von den ungebildeten und irregelei- 
teten Irländern spreche, und dass ich nicht verkenne, 
welche feine, gesellige Formen, Witz und Talente die ge- 
bildeten Irländer besitzen. 

Einen scharfen Contrast mit der Verwaltung der Stadt 
New-York unter dem Einflüsse der Irländer und der dor- 
tigen demokratischen Partei bildet die anerkannt treffliche 
Selbstverwaltung in Boston und in den Neuengland-Staaten 
unter der ursprünglich puritanischen Bevölkerung. 



Voraussetzungen der Selbstverwaltung hinsichtlich der 

Entwicklung des Volkes. 

Können wir hoffen, allein durch eine Gemeinde- und 
Kreis-Ordnung den Zweck derselben mit Sicherheit zu er- 
reichen ? 

Es ist unmöglich allein dadurch dem Zweck zu ent- 
sprechen, und zwar aus folgenden Gründen: 

Vorauszusetzen ist, dass das Volk verständig und ge- 
bildet genug sei zur Selbstverwaltung; mit anderen Worten: 
Höher als die Form ist der Geist. 

Auf die Beschaffenheit des Volkes kommt es vorzüg- 
lich an, damit die öffentlichen Angelegenheiten mit Glück 
verfolgt werden. Es wird vom Charakter, der moralischen 
Gesinnung, der Pflichttreue, von der wahren Geistesbil- 
dung und den Gewohnheiten des Volkes abhängen, ob das- 
selbe fähig ist die Selbstverwaltung zum Besten des Ge- 
meinwesens zu üben. Ohne diese wesentlichen Bedingungen 
können wir nicht hoffen durch die Form allein den Zweck 
zu erreichen. 
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Ist die Form aber gleichgültig, wenn wir dem Geist 
und dem Charakter den Vorrang einräumen? 

Keineswegs. Denn in der Form können solche Mängel 
liegen, dass selbst unter der Voraussetzung eines guten 
Geistes, der das Volk beseelt, die öffentlichen Zwecke 
nicht erreicht werden können. Die Form ist auch nichts 
rein Zufälliges, sondern das nothwendige Ergebniss der 
geistigen und industriellen Entwicklung der Völker. Die 
geistige Bildung und die Industrie drängen zur freien 
Selbstverwaltung. 

Nur unter den angedeuteten Voraussetzungen ist die 
Selbstverwaltung glückverheissend. 

Dieser Voraussetzung entsprechen im vollen Masse die 
geistige Entwicklung und der Charakter des deutschen 
Volkes. 

In dem ursprünglichen Vaterlande der Selbstverwaltung' 
in Deutschland, erhielt sich dieselbe freilich nur in den 
freien Städten. Durch die Ausbildung der Lehnsverfassung 
des Mittelalters in Europa veränderte sich die ursprüng- 
liche Volksverfassung. 

Während der traurigen Strecke vom 4. bis 16. Jahr- 
hundert lebten die Deutschen in fast steten Fehden. Auf 
dem Lande gab es meist nur Herren und Knechte. Aber 
in den freien Städten lebte ein freier Bürgerstand, der 
durch Selbstverteidigung und Selbstregierung sich körper- 
lich und geistig kräftig erhielt; in diesen freien Städten 
und den Universitäten erblüheten Künste und Wissen- 
schaften, und von ihnen ging die neuere Cultur aus, 
welche sich auf die freie Arbeit und deren Ehre stützte, 
und welche geistige Freiheit als ihr nothwendiges Element 
bewahrte. Aus der Anwendung der ungeschwächten kör- 
perlichen und geistigen Kraft durch freie Männer auf 
materielle und geistige Arbeiten erklären sich die Eigen- 
tümlichkeiten der neueren Entwicklung. Bei ihnen trafen 
frische Kraft, Freiheit und geistige Cultur zusammen. 
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Daher der rege Forschungsgeist, der sich nie gefangen 
gab, verbunden mit dem tiefgewurzelten Freiheitssinn und 
dem Streben nach Gewissens- und Denkfreiheit, welche 
zur Reformation führten, daher die grossen Fortschritte in 
allen Wissenschaften, die zahlreichen Erfindungen und die 
herrlichen Schöpfungen der tiefempfundenen Kunst: — da- 
her ist das Reich der Wissenschaften und Künste das Reich 
der Freiheit des menschlichen Geistes in Deutschland all- 
gemeiner verbreitet und kräftiger entwickelt, als in irgend 
einem anderen Lande. Andere Länder haben grosse Fort- 
schritte gemacht hinsichtlich der politischen Formen der 
Verfassung und Verwaltung, aber Deutschland besitzt die 
grösste geistige Freiheit. Höher als die Form steht der 
Geist. Deutschland hat daher nur noch die politischen 
Formen dem Geiste gemäss zu gestalten. Dies ist die 
geringere Aufgabe, nachdem es ihm durch die neuesten 
glänzenden Siege gelungen ist, sein ursprüngliches deutsches 
Machtgebiet wiederzugewinnen und seine Einheit zu schaffen, 
so dass es nun endlich auch im Innern sich ungestört glück- 
lich entwickeln kann. Da Deutschland kein erobernder 
Staat ist, so ist die Hoffnung um so mehr begründet, dass 
es neben seiner Vertheidigung seine Kraft der Cultur un- 
gehemmt widmen könne. Ganz Deutschland hat mit un- 
überwindlichem Enthusiasmus die hohen Güter der Einheit, 
Unabhängigkeit und Freiheit erkämpft und dafür freudig 
die grössten irdischen Opfer gebracht. Es ist fähig und 
berechtigt zur ferneren entsprechenden herrlichen Ent- 
wickelung, somit auch zur Selbstverwaltung. 



Wesen der Selbstverwaltung. 

Das Wesen der Selbstverwaltung besteht in der selbst- 
tätigen Besorgung der allgemeinen Angelegenheiten der 
Gemeinden und Kreise durch deren Einwohner und Beamte 
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und in der Tragung der hierdurch entstehenden Kosten. 
Zu diesen allgemeinen Angelegenheiten der Gemeinde ge- 
hören auch die der Schule und des Kirchenvermögens. 

Jeder im praktischen Leben beschäftigte Mann fühlt 
häufig in Verwaltungssachen, ob er frei oder bevormundet 
und gehemmt ist; wenn man nicht durch eine Btireaukratie 
bevormundet sein will, so muss man selbst mit den Ge- 
meindegenossen die allgemeinen Angelegenheiten besorgen 
oder, mit anderen Worten, die Selbstverwaltung üben. 
Deshalb übernehmen freisinnige und patriotisch denkende 
Männer gern die Mühen der Selbstverwaltung. 

Im Wesen der Selbstverwaltung liegt die freie Selbst- 
bestimmung und das Zusammenwirken der Einwohner ent- 
weder selbsthätig persönlich oder durch ihre Beamten, und 
entwickelt, unter Berücksichtigung der bestehenden Gesetze, 
das öffentliche Leben den neu entstehenden Verhältnissen 
und Bedürfnissen gemäss. 

Die Wahl der Gemeinde-Beamten beruhet hierbei auf 
dem Vertrauen der Mitbürger. Diese kennen diejenigen 
am besten, die ihre Achtung verdienen, und denen sie 
deshalb am liebsten die Verwaltung der allgemeinen An- 
gelegenheiten anvertrauen. 

Durch die Betheiligung an den allgemeinen Angelegen- 
heiten veranlasst die Selbstverwaltung unter den oben er- 
wähnten Voraussetzungen die Bewohner jeder Gemeinde 
über den isolirten engen Gesichtskreis des eigenen Vor- 
theils hinauszublicken, das Gesammtwohl Aller zu berück- 
sichtigen und für das Beste der Gemeinde und des Kreises 
mitzuwirken, von deren Blüthe auch ihr Wohl abhängt. 

Dem Begriffe der Selbstverwaltung liegt der Gedanke 
zum Grunde, dass ein Jeder seine eigenen Angelegenheiten 
und Interessen am besten kennen und selbst besorgen 
kann, dass ebenso ein Verein mehrerer Personen die ge- 
meinsamen Vereinsangelegenheiten am sorgfältigsten selbst 
zu besorgen vermag und dass daher, wo bei den allge- 
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meinen Angelegenheiten die einzelne Kraft nicht ausreicht, 
die vereinten Kräfte derer, welche gleiche Interessen haben 
und das Vertrauen der Mitbürger geniessen. am Besten 
die zu besiegenden Schwierigkeiten überwinden und das 
der Gesammtheit Nützende schaffen können. Hierzu ist 
freies Versammlungs- und Vereinsrecht erforderlich; ohne 
dieses ist die Verwirklichung der Selbstverwaltung un- 
denkbar. 

Die Selbstverwaltung gewährt daher edlen Naturen 
Spielraum zu lohnender Wirksamkeit im eigenen und der 
Nachbaren Interesse, befriedigt den Ehrgeiz durch Eröff- 
nung einer Thätigkeit. welche Ehre und die Anerkennung 
der Mitbürger im Gefolge hat, lässt jeden die Schwierig- 
keiten der Verwaltung erkennen, beseitigt daher die 
müssige Unzufriedenheit, fördert die geistige und politische 
Bildung des ganzen Volkes, flösst Achtung vor den zu 
beobachtenden Gesetzen ein. weckt den Patriotismus und übt 
die Tugend. Eine gute Selbstverwaltung führt daher zur 
Ausbildung und Veredlung der Völker: ihre Elemente sind 
in der That Tugend. Ehre und Gesetzlichkeit: und dass 
sie einen Staat nicht schwächen, sondern stärken, hat 
Preussen schon unter dem Ministerium von Stein seit der 
Städteordnung von 1808 erfahren: denn die damaligen frei- 
sinnigen Reformen trugen zu der Kraft und Begeisterung 
bei, die im Freiheitskriege zum Siege fühlten. 



Ursprung der Selbstverwaltung und deren Bedeutung für 
die Staatenbildung in der alten und der neuen Welt. 

Das Wesen der Selbstverwaltung ist besonders klar 
erkennbar und zeigt sich in grosser Bedeutung, wenn wir 
die Verwirklichung derselben in den Staatenbildungen der 
alten und der neuen Welt betrachten, wie ich letzteres an 
Ort und Stelle gethan habe. Ehe ich aber hierüber einige 

Tellkjunpf Selbstverwaltung. 2 
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Mittheilungen machen werde, halte ich es für erforderlich, 
einen Blick auf die ersten Grundzüge der Selbstverwal- 
tung unserer deutschen Vorfahren und auf deren ursprüng- 
liche Staatenbildung zu werfen, weil dieselbe die Grund- 
lage der inneren Verwaltung bei allen germanischen Völkern 
ist, und in England und in der neuen Welt durch die An- 
gelsachsen und deren Nachkommen eingeführt, eine modi- 
flcirte Umgestaltung und Anwendung gefunden hat. 

Man entschuldige, wenn ich bei dem Rückblick auf 
unsere deutsche Geschichte von allgemein bekannten That- 
sachen ausgehen muss, weil diese im innigen Zusammen- 
hange mit der neueren Entwickelung stehen. 

Tacitus sagt bekanntlich in der Germania, Kapitel 1 1 : 
„dass bei den Deutschen alle freien Männer in den öffentlichen 
Versammlungen über alle allgemeinen wichtigen Angelegen- 
heiten beratschlagten und entschieden, während nur Ge- 
genstände von geringerer Bedeutung ihren Anfuhrern im 
Kriege, den Fürsten, d. h. den Ersten, überlassen waren." 

Diese freie Selbstverwaltung war Lebenselement der 
ganzen Nation, herrschte mit ihr auf weitem Gebiet und 
war nicht an eine Stadt, wie in den Stadtrepubliken des 
Alterthums, gebunden: sondern die Deutschen waren aut 
ihrem grossen Staatsgebiete der Staat, und wo sie sich 
erobernd niederliessen, da lebten sie gemäss dieser freien 
Volksverwaltung. Sie übten dieselbe in den Markgenossen- 
schaften, (Hundreds in England genannt) und in den Ver- 
einen derselben, den Gauen, mittelst der Vertretung, an 
deren Spitze die Grafen standen: daneben bildeten sie 
grössere Vereine zur Abwehr im Kriege unter ihren Heer- 
führern, den Herzögen. Sie haben später Abgeordnete zu 
den Land- und Reichstagen gesandt, ohne dies Verfahren 
von anderen Völkern zu entlehnen, und so haben denn 
auch die Angeln und Sachsen nach ihrer Eroberung Eng- 
lands die Vertretung auf dem Wittenagemot als ihre eigene 
alt« Gewohnheit geübt. Die Deutschen haben die Prin- 



Digitized by Google 



— 19 — 



cipien der Selbstverwaltung und der Vertretung des ganzen 
Volkes zuerst in die Welt eingeführt. 

Ihre freie Volksverfassung war als eine repräsentative 
ausdehnbar über w r eite Reiche. 

Ausserdem konnte in den öffentlichen Gerichtsvei*samm- 
lungen jeder Freie nur von seinesgleichen, pares, gerichtet 
werden: also war auch bei ihnen der Anfang der Ge- 
schworengerichte. 

Diese Gewohnheiten und Prinzipien der Selbstverwal- 
tung der Volksvertretung, der Geschworengerichte etc.. 
welche mit den Angeln und Sachsen nach England und 
mit deren Nachkommen von dort nach Nordamerika gewan- 
dert sind, bilden in beiden Ländern die Grundlage der 
Selbstverwaltung und der Verfassung. 

Während ich über die Einzelheiten derselben später 
sprechen werde, wende ich mich nun zu der Bedeutung, 
welche die Selbstverwaltung für die Bildung der Territo- 

* 

rien und neuen Staaten in der neuen Welt hat. 

Dort sieht man wieder in den Uranfängen der Nieder- 
lassungen ähnliche Erscheinungen, wie sie uns Tacitus von 
unsern deutschen Vorfahren schildert; dort versammeln sich 
die Männer, um die Pläne der neuen Niederlassungen zu 
entwerfen und zu beschliessen und um das Beschlossene 
auszuführen, um mit vereinten Kräften die Blockhäuser 
aufzubauen und die Wege zu bahnen. Sind Hinder- 
nisse zu beseitigen oder Zw r ecke zu verfolgen, wozu die 
einzelne Kraft nicht ausreicht, so wird zu Versammlungen 
aufgefordert, welche meistens des Abends nach geschehener 
Arbeit stattfinden. In diesen Versammlungen werden unter 
Beobachtung der Allen bekannten parlamentarischen Re- 
geln in grosser Ordnung die Gegenstände berathen und 
darüber die Beschlüsse gefasst. 

Es wird zugleich festgesetzt, von wem die Beschlüsse 
ausgefühlt werden sollen, ob von Allen oder von einigen 
dazu erwählten Personen, also selbstthätig von den Be- 

2* 
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rathenden. Diese Versammlungen sind daher nicht das. 
was man Dorrparlamente nennt, und worunter man bera- 
thende und beschliessende Versammlungen versteht, deren 
Mitglieder die Beschlüsse nicht selbst verwriklichen. Der- 
artige Parlamente würden ohne praktischen Werth sein. 
Die erwähnten Versammlungen dagegen an den Grenzen 
der Civilisation in der neuen Welt berathen und beschliessen 
ernst und ordnungsmässig, um selbstthätig die Beschlüsse 
auszuführen, und sie gehen dabei so klug und energisch 
zu Werke, dass vor ihrem planYollen gemeinsamen Zu- 
sammenwirken der tüchtigen Kräfte die Urwälder und 
Prairien verschwinden und die Wildnisse in fruchtbare 
Ackerfelder und blühende Gärten umgestaltet werden, welche 
die von den vereinten Nachbaren erbauten Blockhäuser um- 
geben. Hierbei sind nur die neuen Ansiedler, und durch- 
aus keine Beamte thätig. Die Kosten der Verwaltung 
werden daher gespart. In der That könnten diese ersten 
Niederlassungen die Ausgaben für eine Büreaukratie nicht 
tragen. 

Die Regierung der Union thut in dieser Beziehung 
nichts weiter, als dass sie das Gouvernements -Land ver- 
messen und eintheilen lässt. In den sogenannten Lands 
offices sind die Papiere hierüber einzusehen und demge- 
mäss die Ländereien zu einem billig festgesetzten Preise 
zu kaufen (nach dem home stead law). Jedes Territorium 
ist bekanntlich in counties. Grafschaften, und diese in 
townships. Gesammtgemeinden . getheilt. Die Einwohner 
der letzteren verwalten gemeinsam die allgemeinen Ange- 
legenheiten der Gesammtgemeinden. Bei den Versamm- 
lungen derselben werden, wie gesagt, die Regeln der eng- 
lischen parlamentarischen Praxis befolgt, die auch in 
Nordamerika gelten, und im ganzen Volke bekannt sind. 
Die Bekanntschaft mit diesen Regeln allein macht die 
ordnungsmässige Selbstverwaltung möglich. Die einwan- 
dernden Deutschen haben dieselben Regeln angenommen 
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und wenden sie an. Ich erlaube mir ihrer praktischen 
Wichtigkeit wegen einen kurzen Auszug aus denselben, 
soweit sie hinsichtlich der dortigen Selbstverwaltung von 
Interesse sind, hier in der Note mitzutheilen.*) 



*) Regeln der parlamentarischen Praxis. 

1 . Was auch der Zweck einer Versammlung sein mag, so kann der- 
selbe nur dadurch erreicht werden, dass man die Willensmeinung 
der Versammlung ausfindig macht und diese in eine verständliche 
Form bringt. 

Um dies zu thun, ist es nöthig, 1) dass die Versammlung sich 
ordne, zu einem Ganzen bilde (constituire) , und 2) dass sie ihre 
Verhandlungen gewissen Gesetzen gemäss leite. 

2. Einige Versammlungen werden kraft gesetzlicher Bestimmungen 
gebildet, während andere kraft des Vereinsrechts sich selbst bilden. 
Die letzteren haben sich zu constituiren. 

3. Eine Versammlung constituirt sich dadurch, dass sie sich ihre Be- 
amten wählt, d. h. die Vorsitzenden, Schriftführer und Schatz- 
meister. 

4. Dies geschieht auf folgende Weise. Wenn die Mitglieder versam- 
melt sind, so ersucht einer derselben, dass man zur Ordnung 
kommen wolle. Darauf setzen sich Alle und schweigen. Dann 
bittet der Sprechende die Mitglieder, dass irgend Jemand zum 
Vorsitzenden vorgeschlagen werde. lieber die Vorgeschlagenen 
wird der Reihe nach durch Acclamation abgestimmt. Der Ge- 
wählte nimmt den Präsidentenstuhl ein und fahrt dann auf dieselbe 
Weise fort, die Vizepräsidenten . Sekretäre u. s. w. wählen und 
nöthigenfalls die Geschäftsordnung annehmen zu lassen. 

5. Für fortdauernde Versammlungen werden unter diesem nur provi- 
sorischen Vorsitze die bleibenden Vorsitzenden und andern Beamten 
sorgfältiger durch Balloteraent gewählt, oder es wird einein zu 
wälilenden Ausschüsse überlassen, geeignete Persönlichkeiten vor- 
zuschlagen. Ueber die Vorgeschlagenen entscheidet die Versamm- 
lung durch Majoritätsbesehlnss. 

6. Ist der Vorsitzende gewählt und steht die Zahl der Mitglieder der 
Versammlung fest, so beginnt er die Verhandlungen, sobald die 
absolute Majorität der Mitglieder anwesend ist, welche sich dann 
setzen und dem Geschäfte ihre Aufmerksamkeit schenken. Ist die 
Majorität nicht gegenwärtig, so können die Anwesenden solche 
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Die Einwohner einer jeden Gesammtgemeinde (township) 
treten häufig sowohl während der Zeit der ersten Nieder- 
lassung als auch später zu gemeinsamen Versammlungen 
zusammen, in welchen sie über die Anlage von Wegen, 



Massregehl beschliessen, welche geeignet sind, die fehlenden Mit- 
glieder zur Theilnahme zu nöthigen. 

Gelingt dies nicht, so kann sich die Versammlung von einem 
Tage zum andern vertagen, bis die genügende Anzahl erscheint. 
Die Anwesenheit der Majorität der Mitglieder pflegt zur Gültigkeit 
der Verhandlungen erforderlich zu sein, falls nichts Anderes fest- 
gestellt ist. 

7. Der Vorsitzende sorgt für Bewahrung der Ordnung und des An- 
Standes der Versammlung. Fr kann zu diesem Zwecke zur Ord- 
nung rufen und die Disciplin handhaben. Alle Entscheidungen 
des Vorsitzenden werden jedoch durch die Versammlung überwacht, 
und gegen dieselben steht den Mitgliedern die Berufung oder 
die Appellation an die Versammlung frei, welche in letzter In- 
stanz über Ordnungsfragen durch Majoritätsbeschluss entscheidet. 

Majoritätsbeschlüsse bilden bei allen parlamentarischen Ver- 
handlungen die Kegel. In die Handhabung der Ordnung der Ver- 
sammlung darf sich keine ausserhalb der Versammlung stehende 
Person einmischen. 

Die von der Versammlung selbst gegebenen Disziplinargesetze 
allein sind anzuwenden. 

8. In Versammlungen, deren Mitglieder gewählt oder ernannt sind, 
muss unter dem provisorischen Präsidio die Prüfung der Vollmachten 
vorgenommen und eine Liste der Mitglieder angefertigt werden. 

9. Personen, welche nicht zur Versammlung gehören und die Ruhe 
stören, können gezwungen werden, sich zu entfernen. 

10. Jede Versammlung unterwirft sich den parlamentarischen Regeln, 
wenn sie nicht andere Regeln aufstellt und annimmt. 

11. Die Hauptpflichten des Vorsitzenden sind: 

a) die Sitzung zu eröffnen, indem er den Vorsitz einnimmt und 
das Zeichen zum Beginn giebt; 

b) die Geschäfte in der Ordnung ihrer Vornahme zu verkünden ; 

c) alle Anträge vorzulegen, alle Fragen, welche regelmässig ge- 
stellt sind, zur Abstimmung zu bringen; 

d) auf Beachtung der Ordnung und Schicklichkeit zu halten ; 

e) alle Zuschriften u. s. w. in Empfang zu nehmen und sie der 
Versammlung bekannt zu machen; 
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Brücken, Schulhäusern, Kirchen, Gefängnissen u. s. w. be- 
schliessen und in Folge deren sie selbstthätig und mit ver- 
einten Kräften das Beschlossene ausfuhren. 

Ausserdem wählen sie in diesen Versammlungen die 



f) alle Beschlüsse und Verhandlungen der Versammlung durch 
seine Unterschrift zn beglaubigen; 

g) die Ausschussmitglieder zu ernennen , falls sie nicht von der 
Versammlung gewählt werden; 

h) die Versammlung nach aussen zu vertreten und einen Vor- 
sitzenden pro tempore zu ernennen, falls er seinen Vorsitz 
zeitweise verlässt. 

12. Die Pflicht des Schriftführers ist: 

a) ein Protokoll zu führen über alle Sachen, die verhandelt und 
entschieden worden sind 5 

b) die Schriftstücke, Namenslisten etc. vorzulesen, die Beschlüsse 
durch seine Unterschrift zu beglaubigen und die Papiere der 
Versammlung aufzubewahren. 

13. Die Rechte und Pflichten der Mitglieder beruhen auf dem 
Grundsatze der vollkommenen Gleichheit unter einander. 

Kein Redner darf von einem andern Mitgliede in seiner Rede 
unterbrochen werden. 

Alle Mitglieder sind zur Beobachtung des Anstandes verpflichtet. 
Kein Mitglied sollte daher die Versammlung stören durch Zischen, 
Flüstern, Husten, Räuspern etc. 

In Fällen von unregelmässigem Betragen kann jedes Mitglied 
darüber Klage erheben. 

Gebraucht Jemand anstössige Worte, so mag er dennoch seine 
Rede beendigen ; aber sofort muss der Beleidigte darauf dringen, 
dass jene Worte zu Protokoll genommen werden. Dann muss der 
Redner die Worte so erklären, dass sie keine Beleidigung enthalten, 
oder eine Ehrenerklärung geben. 

Bei schweren Beleidigungen kann man auf der Entscheidung 
der Versammlung bestehen. Dann wird der Beleidiger zuvörderst 
gehört ; darauf muss er sich entfernen, und die Versammlung ent- 
scheidet auf Grund der angenommenen Disziplinarordnung darüber, 
was geschehen soll. 

Beleidigt Jemand im Ausschuss, so müssen die Worte nieder- 
geschrieben und im Bericht an die Plenarversammlung zum Ver- 
fahren mitgetheilt werden. 

Der Vorsitzende kann bei Beleidigungen zur Ordnung rufen. 
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Gemeindebeamten, und zwar in einer so grossen Zahl, 
dass jeder Einzelne nur so viel zu thun bekommt , als er 
neben seinen eigenen Geschäften besorgen kann. Diesen 
Gemeindebeamten werden übertragen die Sorge für die 



Kein Mitglied darf gegenwärtig sein, während über Fragen, 
die es selbst betreffen, debattirt wird, und noch weniger durch 
sein Votum Richter in eigener Sache sein. 

Jedes Mitglied hat das Recht, auf Beobachtung der Regeln 
zu dringen. 

Petitionen und Schriften dürfen nicht durch Dritte, sondern 
nur durch Mitglieder übergeben und verlesen werden. 
14. Die Tagesordnung wird durch den Präsidenten bestimmt. — 
Ausserdem besteht eine gewisse Reihenfolge der Beschäftigung und 
Berathung, nämlich: 

a) Verlesung des Protokolls; 

b) Commissions- Bericht und sonstige Mittheil ungeu etc. 

c) Berathung des auf der Tagesordnung stehenden Gegenstandes. 
16. Ordnung der Debatte. 

Wer sprechen will, steht auf und richtet sich an den Vor- 
sitzenden. 

Wer zuerst aufsteht, spricht zuerst. Entsteht Zweifel darüber, 
so entscheidet der Vorsitzende. 

Niemand darf mehr als einmal über denselben Gegenstand an 
demselben Tage sprechen, oder an einem andern Tage, wenn die 
Debatte vertagt ist. 

Dies ist nur erlaubt, wenn die Versammlung sich in ein aUge- 
meines Comite verwandelt. Solches geschieht formeU dadurch, dass 
der Vorsitzende sich unter die Mitglieder setzt, während ein Mit- 
glied präsidirt, und nun eine freie Oonversation . rein zur Sache, 
ohne allen rednerischen Schmuck, eintritt. 

Bei jeder neuen Verlesung und Berathung eines Gegenstandes 
darf man nur einmal sprechen. 

Selbst eine Aenderung der Ansicht giebt kein Recht, ein zweites 
Mal gehört zu werden. 

Man darf nur ein zweites Mal bei derselben Versammlung 
sprechen, 1) um einen persönlichen Angriff zurückzuweisen, oder 
2) um eine Thatsache aufzuhellen, oder 3) um seine Rede in we- 
sentlichen Punkten kurz zu erklären, falls dieselbe von den Geg- 
nern missverstanden ist, oder 4) um die Wortfassung der Frage fest- 
zusteHen, oder 6) um über die Ordnung des Hauses sich zu äussern. 
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Sicherheits- und Gesundheits- Polizei, für Instandsetzung 
der Wege* und Brücken, für Beaufsichtigung der Schulen 
und so weiter. Bei dieser ordnungsmässigen energischen 
Selbstverwaltung pflegen die neuen Niederlassungen rasch 



Bei etwaiger Unordnung steht der Präsident auf. Dann muss 
einstweilen das redende Mitglied sich setzen, damit erst über die 
Ordnung gesprochen und entschieden werde. 

Niemand darf Irrelevantes vorbringen. 

üeber abgemachte Sachen darf nicht gesprochen werden, falls 
man nicht etwa einen gefassten Beschluss rescindiren will. Beab- 
sichtigt man Letzteres, so muss ein Antrag darauf von einem Mit- 
gliede der Majorität, welche den Beschluss gefasst hat. gestellt 
und gehörig unterstützt werden. Die Versammlung entscheidet 
dann, ob der Beschluss rescindirt werden soll oder nicht. Wird 
der frühere Beschluss^aufgehoben, so beginnt die Debatte über den 
Gegenstand von Neuem. 

Kein Redner darf einen andern beim Namen nennen, sondern 
darf ihn nur durch Umschreibungen bezeichnen ; auch darf er nicht 
persönlich oder gar beleidigend werden, sondern er muss die Sache 
objektiv behandeln. Man darf die Sache wohl angreifen, aber dem 
Redner keine Motive unterschieben, die er nicht selbst angegeben hat. 

Wer persönlich oder beleidigend wird, kann vom Vorsitzenden 
zur Ordnung gerufen werden. Jede Ordnungsfrage wird ohne De- 
batte vom Vorsitzenden entschieden ; jedoch steht gegen diese Ent- 
scheidung jedem Mitgliede die Berufung an die Versammlung frei ; 
auch kann der Vorsitzende die Versammlung um deren Entschei- 
dung befragen. 

Veranlassen wiederholte Rufe zur Ordnung von Seiten des Präsi- 
denten die Herstellung derselben nicht, so darf der Vorsitzende 
die schuldigen Mitglieder beim Namen rufen. Diese müssen sich 
dann entfernen, und die Versammlung entscheidet über ihre Straf«'. 

Entsteht heftiger Streit, so legt die Versammlung ihn bei, in- 
dem die Sache dem Präsidenten vorgelegt wird, welcher der Ver- 
sammlung referirt und entweder deren Entscheidung einholt oder 
die Sache selbst entscheidet. Inzwischen werden die streitenden 
Mitglieder unschädlich gemacht, indem man sie entfernt oder sie 
nöthigenfalls unter Aufsicht stellt. Ist die Ordnung nicht herzu- 
stellen, so setzt der Präsident seinen Hut auf und vertagt die 
Versammlung. 

Vorschläge, welche von einem Mitgliede der Versammlung aus- 
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aufzublühen. Besonders interessant ist es, diese Resultate 
zu sehen und dabei nichts von dem äusseren Erscheinen 
einer Regierung wahrzunehmen. Bei einem längeren Ver- 
weilen sieht man erst, welche Kräfte hierbei wirken. Diese 
Selbstverwaltung erfordert neben der Selbstthätigkeit auch 
hier und da die Hülfe der Geldmittel, aber sie erspart 



gehen, müssen mindestens von einem andern Mitgliede unterstützt * 
werden. Ist dies geschehen, so gehört der Vorschlag der Ver- 
sammlung an und kann ohne deren Erlaubniss nicht zurückgezogen 
werden. Der Antragsteller eines genügend unterstützten Antrags 
muss stets zur Motivirung desselben zugelassen werden. Jeder 
Vorschlag muss geschrieben dem Schriftführer übergeben werden, 
welcher ihn zu verlesen hat. Nach dem Verlesen kann die Ver- 
sammlung sich entweder in ein allgemeines Comite verwandeln, 
oder der Antrag kann an ein besonderes Comite verwiesen. werden. 

Die Mitglieder des Spezial-Comitö's werden entweder von der 
Versammlung gewählt oder vom Präsidenten ernannt. Dieser nimmt 
stets den Antragsteller, den Unterstützenden und Mitglieder der 
verschiedenen Parteien dazu, jedoch Niemanden, der ein entschie- 
dener Gegner des Antrags ist. („The child is not to be put to a 
nurse that cares not for it. u Das Kind darf nicht einer Amme 
übergeben werden, die keine Sorge darum trägt.) — Ausserdem 
können Mitglieder der Versammlung auch andere Mitglieder dazu 
vorschlagen, von denen jedoch die Versammlung, wen sie will, 
verwerfen kann. 

An die besonderen Comites können alle dahin gehörigen An- 
träge verwiesen werden. Wenn der Antrag aus dem Comite mit 
dessen Bericht an die Versammlung zurückgelangt ist, so findet 
die Schlussberathung statt. Bei der endlichen Abstimmung werden 
vom Präsidenten zuerst die Commissionsverbesserungen zur Ab- 
stimmung gestellt; erst wenn hierüber entschieden ist, können 
Mitglieder Verbesserungen oder Angriffe in Form von Amendements 
zu dem eigentlichen Antrage stellen, worüber sodann abgestimmt 
wird. Endlich stellt der Präsident die Frage, ob der Vorschlag 
durchgehen soll. 

Durch die successive Abstimmung 1) über die Commissions- 
vorschläge, 2) über die Amendements der Mitglieder wird die Sache 
gleichsam zugespitzt und zur einfachen Beantwortung mit Ja und 
Nein geführt. 
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die Beamten -Gehalte, und ist daher möglichst billig. Da 
die Menschen in der Regel das zu lieben pflegen, was sie 
selbst geschaffen haben, so lieben gemeiniglich die Ein- 
wohner einer Gesammtgemeinde und einer Grafschaft die- 
selbe wie ihre besonders theure Heimath, ohne jedoch 
darüber ihre Anhänglichkeit an das Gesammt- Vaterland 
zu opfern. 

Nach dem Angedeuteten ist die Selbstverwaltung die 
Grundlage der neueren Staatenbildung in Nordamerika und 
in den englischen Kolonien. Nur Völker von germanischem 
Stamme, welche die Selbstverwaltung als ihre Gewohnheit 
üben, sind fähig. Kolonien zu gründen, welche rasch auf- 
blühen und sich zu geordneten Staaten gestalten. Dies 
beweisen gleichmässig Nordamerika. Kanada und Australien. 



Verhältniss des Selfgovernment zu der Gründling von 

Kolonien. 

Es ist eine interessante Thatsache. dass nur die Co- 
lonien. welche ursprünglich von den Engländern gegründet 
sind, rasch und kräftig aufblühen und sodann die Aus- 
wanderer aus andern Ländern massenhaft anziehen. Der 
Grund liegt vorzugsweise darin, dass daselbst die freie Ver- 
waltung, das Selfgovernment. gilt. Diese freie Selbstver- 
waltung ist die wesentlichste Bedingung des erfolgreichen 
Colonisirens; denn sie verursacht, wie erwähnt, ein ver- 
eintes geordnetes Wirken zur Ausfuhrung der vorgesteckten 
Ziele, sie passt sich daher praktisch allen Verhältnissen 
an und verursacht nicht die für junge Colonien unerschwing- 
lichen Kosten und unerträglichen Hemmnisse einer centrali- 
sirten Büreaukratie. Das Lebenselement des englischen 
Colonisirens ist dieses gemeinschaftliche Wirken der Be- 
völkerung zu gemeinsamen Zwecken, welches die Engländer 
als Gewohnheit ihres Volkslebens aus ihrem Vaterlande in 
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die Colonien verpflanzen. Zur Berathung aller gemeinsamen 
Angelegenheiten werden durch leitende Privatpersonen 
öffentliche Versammlungen berufen. Die Verhandlungen 
in denselben werden unter Befolgung der im ganzen Volke 
bekannten parlamentarischen Regeln in grösster Ordnung 
gehalten und die Beschlüsse derselben, z. B. die Beseiti- 
gung solcher Hindemisse oder die Anlage solcher Werke 
betreffend, welche die Kräfte der Einzelnen übersteigen, 
werden mit vereinter Anstrengung planmässig ausgeführt. 
Da, wie erwähnt . diese vereinte Kraft . wobei die Ordnung 
die Freiheit regelt . die Urwälder und Wildnisse der neuen 
AVeit mit überraschender Schnelligkeit wie durch Zauber- 
kraft in blühende Länder und grosse Städte verwandelt, 
so werden durch die Selbstverwaltung die natürlichen 
Hülfsquellen des jungfräulichen Bodens rasch zu grossen 
Reichthümern gestaltet, mit denen man die geringen Kosten 
der Selbstverwaltung leicht bestreitet. 

Nur Männer, welchen das Selfgovernment zur Gewohn- 
heit geworden ist. verstehen zu colonisiren. Solchen sehlies- 
sen sich in Nordamerika imd in Australien die deutschen 
Auswanderer an und üben mit ihnen vereint dort die Selbst- 
verwaltung mit bestem Erfolge. Man glaube indess nicht, 
dass die Auswanderer, die das Vaterland verlassen, völlig 
für dasselbe verloren seien. Hören sie auch auf. unsere 
Nachbaren zu sein, so bleiben sie doch mit inniger Liebe 
für ihr Geburtsland erfüllt, wie die in der ganzen Welt 
zerstreuten Deutschen während des letzten Krieges durch 
Theilnahme und Geldsendungen für die verwundeten und 
erkrankten deutschen Krieger bewiesen haben. Ausserdem 
bleiben sie unsere Kunden, wenn wir liinsichtlich der Handels- 
politik mit jenen Ländern möglichst den freien Handel zu 
verwirklichen suchen. Erst wenn man ein solches Handels- 
system mit den Vereinigten Staaten verwirklicht hat, werden 
die schwächeren Staaten, z. B. Spanien mit Cuba, Mexiko. 
Brasilien u. s. w. folgen und mit uns neue Handelsverträge 
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auf freiheitlicher Basis schliessen können. Auf die ange- 
deutete Weise können wir zu ausgedehnterem Absatz und 
zu gewinnbringender Beschäftigung unserer Arbeiter ge- 
langen. Hierzu kommt folgender Umstand. In Nordamerika 
giebt man den deutschen Einwanderern nach einem Auf- 
enthalte von 5 Jahren volles Stimmrecht. Die Zahl der 
Deutschen beträgt dort schon eine hinreichende Zahl, um 
bei den Wahlen beider fast gleich starken Parteien den 
Ausschlag geben zu können. Liebe fürs Geburtsland ist in 
jeder Brust, falls man sie nicht gewaltsam ausrottet: wollte 
man nun die Auswanderung zu einigem Heil für Deutsch- 
land zu wenden suchen, und wollte die deutsche Reichs- 
Regierung ihren schützenden Einfluss selbst in die Fremde 
erstrecken und z. B. die Consuln beauftragen, für das Beste 
der Auswanderer in den amerikanischen Häfen zu wirken, 
so könnte man sie mit dankbarer Liebe gegen ihre Mit- 
brüder erfüllen. Sie würden dann geneigter sein. Handeis- 
Massregeln, die gleich günstig wären für die Vereinigten 
Staaten von Nordamerika und für Deutschland . durch den 
Einfluss ihrer Wahlstimmen zu unterstützen. Dies wäre 
für Deutschland, da wir keine Colonien haben, ein nicht 
zu übersehender Nutzen der Auswanderung. 

Die romanischen Völker dagegen sind zum Colonisiren 
unfähig, weil sie die Selbstverwaltung nicht kennen und 
nicht üben, weil sie sich also nicht selbst regieren können, 
sondern von Büreaukratie . Polizei. Priestern und Militär 
beherrscht werden müssen. Es fehlt ihnen die eigene Selbst- 
bestimmung ihrer ThMigkeit als (Monisten: sie erwarten 
die Leitung stets von Andern. In Folge dessen belastet 
die büreaukratische Regierung die neuen Niederlassungen 
mit grossen Kosten. Aus diesen Gründen herrscht in den 
französischen Colonien. wie z. B. in Algerien, das Wesen des 
Militär-Staates vor. und unter der büreaukratischen Ad- 
ministration hat dort keine ähnliche frische Entfaltung und 
Blüthe stattgefunden, wie in den englischen Colonien. 
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In den von den Franzosen ursprünglich eolonisirten 
Theilen Nordamerika's . in Louisiana und in Canada, ist 
die Bevölkerung von englischer Abstammung der franzö- 
sischen weit vorangeschritten und hat überall die Verwal- 
tung in ihren Händen. Besonders beachtenswerth erschien 
mir dies in Canada, wo selbst die wohlhabenderen Fran- 
zosen, die sogenannten Seigneurs. ihre früheren Besitzun- 
gen meistenteils an Engländer verkauft haben, und ver- 
hältnissmässig wenig Einfluss in den Gemeinden üben, 
und wo die Mehrzahl der neuen Niederlassungen von der 
englischen Bevölkerung gegründet werden. 

Wenn man sich in den französischen Landestheilen 
Canadas bei zunehmender Bevölkerung zur Gründung neuer 
Niederlassungen entschliesst, so geschieht dies ausschliess- 
lich unter der Leitung der Geistlichkeit, speciell des Cure. 

Der Cur6 wird von der französischen Bevölkerung als 
der höher gebildete denkende Kopf betrachtet. Derselbe 
wählt mit Hülfe einiger Gemeindemitglieder die zu erwer- 
benden Ländereien und den Platz für die neue Nieder- 
lassung aus. er schliesst die Kaufcontracte , entwirft die 
Pläne und bestimmt Alles. Seinen Anordnungen fügt sich 
die ganze neue Gemeinde und führt unter seiner Leitung 
dieselben so aus, dass gemeiniglich ganz hübsche Orte ent- 
stehen. Charakteristisch ist, dass diese französischen Ca- 
nadier nur in geschlossener neuer Gemeinde unter der 
Führung des Cur6 neue Niederlassungen gründen. 

Die deutschen und die englischen Ansiedler dagegen, 
ähnlich wie ihre sächsischen Vosfahren, gründen ihre 
Wohnsitze vereinzelt, mitten in ihrer Feldmark, wo sie 
freie Herren sind, sich gegenseitig bei den neuen Anlagen 
beistehen und ihre gemeinsamen Angelegenheiten selbst- 
thätig verwalten. Diese Niederlassungen entwickeln sich 
rascher und günstiger, als die französischen. Die franzö- 
sischen Canadier sind von den Revolutionen des Mutter- 
landes verschont geblieben ; die von ihnen bewohnten Theile 
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Canada's sind insofern sehr interessant , als sie an die 
Zustände Frankreichs erinnern, wie dieses vor seinen Re- 
volutionsstürmen gewesen sein mag. 

In einigen anderen französischen Colonien endlich, 
welche tropische Producte erzeugen, herrschen Gouverneure 
absolut; von einer Selbstverwaltung der dortigen (Kolonisten 
ist nicht die Rede; für diese hat Frankreich bei seinem 
früheren Colonial- und Schutzzollsystem, z. B. bei der 
Zuckersteuer, zu Gunsten der Colonien so grosse Opfer 
gebracht, dass diese letzteren nicht aus eigener Kraft, son- 
dern indirect zum Theil auf Kosten des Mutterlandes er- 
halten wurden. 



Bedeutung der Selbstverwaltung für den Rechts- und 

Verfassungsstaat. 

In den Völkern germanischer Abkunft, in denen sich die 
Selbstverwaltung am gesündesten entwickelt hat, findet man, 
dass dieselbe zunächst in dem kleinen Kreise der Gemeinde 
durch gewählte zahlreiche Gemeindebeamte ausgeübt wird, 
die mit den Gemeinde-, Schul- und Kirchenangelegenheiten 
beschäftigt sind, dass sie sodann erst in dem weiteren 
Kreise der Grafschaft hinsichtlich deren Angelegenheiten 
verwirklicht ist, und dass sie endlich in dem weitesten 
Kreise des ganzen Staats in der Form der gewählten 
Volksvertretung ihren Ausdruck findet, welche die Ange- 
legenheiten desselben mit der Staatsregierung beräth und 
beschliesst, und dass die Staatsregierung das Beschlossene 
und von ihr Genehmigte ausführt. 

Die Selbstverwaltung durchdringt und belebt auf diese 
Weise, von unten bei den Gemeinden beginnend, alle wei- 
teren Kreise des ganzen Staats, und bildet für den Ver- 
fassungsstaat den sicheren Unterbau, ohne welchen eine 
parlamentarische Regierung der notwendigen Mitwirkung 
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und des Verständnisses des Volks ermangeln, und ohne 
diese Stütze an innerer Schwäche leiden würde. 

Damit die Verfassung im Volke lebe, wird bei der re- 
präsentativen Form der Monarchie die Selbstverwaltung 
als breite Grundlage in Gemeinden und Kreisen voraus- 
gesetzt, und damit diese vernünftig geübt werde , sind freie 
Gemeinde- und Kreisordnung, allgemeine Volksbildung, 
freies Vereinsrecht etc. erforderlich. Ohne alles dieses 
kann die constitutionelle Verfassung nur eine Scheincon- 
stitution sein. 

Ohne die Grundlage der Selbstverwaltung sind daher 
in Frankreich und überhaupt bei den romanischen Völkern 
die Verfassungen wiederholt und leicht beseitigt worden, 
während die englische Verfassung dauernd und kräftig 
fort entwickelt ist. und im ganzen Volke lebt, weil sie 
sich dort auf die Selbstverwaltung der Gemeinden und 
Grafschaften stützt, welche seit uralter Zeit in den Ideen 
und Sitten der Einwohner herrscht, und sich daher gegen 
alle Angriffe vertheidigt hat. Die Wirkung einer guten 
Selbstverwaltung ist daher zugleich freiheitlich und con- 
servativ. 

Weil dagegen die Selbstverwaltung bei allen romani- 
schen Völkern fehlt, so mangelt denselben auch die Mög- 
lichkeit, im Innern des Staatslebens die nothwendige Ord- 
nung selbstthätig und ohne Staatspolizei und Militär auf- 
recht zu erhalten, daher artet ihre sogenannte Freiheit 
zufolge ihres leidenschaftlichen Volkscharakters und der 
mangelnden Volksbildung stets in Zügellosigkeit aus, bis 
die Ordnung durch die Militärgewalt von Seiten der ab- 
wechselnd zur Herrschaft gelangenden Parteien hergestellt 
wird. Deshalb sehen wir bei allen romanischen Völkern 
in Frankreich, Spanien, Mexico etc. sowohl unter monar- 
chischer als republikanischer Regierungsforni nur die Militär- 
gewalt die Wechsel unter den Staatslenkern hervorbringen 
und vorübergehend einige Ordnung schaffen, wobei die 
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centralisirte Büreaukratie dem jedesmaligen Sieger huldigt. 
Verderbliche Revolutionen ändern dort wiederholt die Staats- 
gewalt. 

In England und in den nördlichen Staaten Amerika's 
dagegen bringt auf gesetzlichem Wege die Wahlurne die 
siegende Partei - ohne Revolutionen — an die Spitze der 
Staatsgeschäfte. In England fordert, wie oben bemerkt, 
das Volk vom Staate nur Rechtssicherheit, und übt selbst 
die Polizei und die Selbstverwaltung in den Gemeinden 
und Grafschaften aus. Die Executivgewalt , welche dort 
zwischen Krone und Volk getheilt ist, liegt in Frankreich 
ausschliesslich und centralisirt in der Hand der Regierung. 

In Angelegenheiten der innern Verwaltung fühlt ein 
Volk vorzugsweise, ob es frei oder bevormundet ist; will 
es frei sein, so muss es die Verwaltung selbst ausüben; 
das thun daher die Engländer seit unvordenklicher Zeit: 
scheut man dagegen die Mühen und die Kosten der Selbst- 
verwaltung, so wird man bevormundet werden, denn die 
allgemeinen Angelegenheiten müssen auf irgend eine Weise 
verwaltet werden. 

Wird eine gute Selbstverwaltung geübt, und ist die 
Vertretung im Parlament die der unabhängigen Männer, 
wie in England seit den Wahlreformen von 1832 von Lord 
John Rüssel, und später vom 15. August 1867 *), so 
kann die repräsentative Regierung sehr sparsam sein. Dort 
waren seit 1815, namentlich aber seit 1832 allmählich bis 
zum Anfange des orientalischen Krieges die Steuern und 
Abgaben um jährlich circa 50 Millionen Pfd. Sterl., d. h. um 
etwa die Hälfte des früheren Budgets von 1815 herab- 
gesetzt, während Reichthum und Steuerfähigkeit des ver- 
mehrten Volkes gestiegen sind. Seit 1832 hat dort die 

*) Anno tricesimo Victoriae Reginae Cap. CLL. An act further to 
amend the Laws relating to the Representation of the People in Eng- 
land and Wales. 15. August 1867. 

Teilkampf, Selbstverwaltung. 3 
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Hauptbeschäftigung der Finanzminister in der Vermin- 
derung der Abgaben, die früher auf die Massen des Volkes 
drückten, bestanden. In Folge dessen wurden die Aermeren, 
d. h. die, welche unter 100 Pfd. Sterl. jährliches Ein- 
kommen hatten, von directen Steuern befreit. Dies ge- 
reichte, in Verbindung mit der Aufhebung der Kronzolle 
im Jahre 1846, zum Besten der Armen, der Arbeiter, und 
somit der Industrie, welche dadurch in den Stand gesetzt 
wurde, den Wettkampf des freien Handels auf dem Welt- 
markte siegreich zu bestehen. — Man sagt oft: „Zahlen 
regieren die Welt," man sollte sagen: „Zahlen zeigen, wie 
sie regiert wird." 

Der Grund des Unterschiedes zwischen England und 
Frankreich in dieser Beziehung war: die Scheinvertretung 
und die Centralisation der Büreaukratie in Frankreich, und 
dagegen wahre Vertretung der unabhängigen Männer und 
Selfgovernment in England. Nur beim französischen Schein- 
constitutionalismus war es möglich durch eine mittelst des 
Einflusses der Regierung künstlich geschaffene Majorität 
die Volksvertretung zu stets höheren Bewilligungen von 
Steuern und Anleihen gegen die Interessen des steuer- 
zahlenden Volkes zu missbrauchen. Der Schein constitu- 
tionalismus mit büreaukratischer Regierung ist sehr theuer 
als Maschine zur Bewilligung von Steuern und Anleihen, 
wie dies in Frankreich der Fall war, wo in den Friedens- 
jahren seit 1815 die Ausgaben jährlich mehr angewachsen 
sind. Die wahrhaft constitutione^ Regierung mit Selbst- 
verwaltung in England dagegen ist sehr billig. 

Diese Billigkeit der englischen innern Verwaltung w r ürde 
um so mehr in die Augen fallen, wenn nicht die von Eng- 
land geführten Kriege und in Verbindung damit sein 
früheres Anleihesystem, welches Sir Robert Peel als 
Minister mit Recht in seiner Rede vom 11. März 1842 
einen miserablen Nothbehelf genannt hat, England 
mit der grossen Staatsschuld belastet hätte, deren jähr- 
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liebe Verzinsung fast die Hälfte seiner Einnahmen ver- 
schlingt. In den Kriegsjahren bis 1815 sind die Kosten 
der Kriege zum grössten Theil durch das Anleihesystem 
mit grossen Opfern für die Regierung und die Steuerzahler 
aufgebracht worden, deren Verzinsung jetzt drückt. In 
der neueren Zeit dagegen, im Jahre 1854. hat das da- 
malige englische Ministerium mit Zustimmung des Parla- 
ments den Versuch gemacht, die Kosten des orientalischen 
Krieges vorzugsweise aus den Steuern zu zahlen, und hat 
daneben nur eire massige und sofort nach dem Kriege 
zurückzuzahlende Anleihe contrahirt, um keine dauernde 
vergrösserte Last auf die Nachkommenschaft zu wälzen. 

Die unumschränkte französische Regierung konnte sich 
ihrem Wesen nach nur stützen auf eine grosse Armee. 
Büreaukratie und Polizei; dadurch war sie sehr kostspielig 
und bewirkte Unzufriedenheit der stark besteuerten Unter- 
thanen. 

Wenn man dagegen durch freie Verfassung und Selbst- 
verwaltung den Grund zur Unzufriedenheit beseitigt und 
sparsam regiert, so braucht man nicht die Hülfe der Ba- 
jonette zu polizeilichen Zwecken, wie die Regierung in 
England beweist, — mit Ausnahme des Verfahrens freilich 
gegen die zur Selbstverwaltung unfähigen Irländer — und 
kann eine billige Regierung herstellen. 

Der bekannte Wahlspruch ferner: „Alles fürs Volk, 
und nichts durch's Volk" setzt die Annahme göttlicher All- 
wissenheit und Allmacht voraus, indem es das Volk von 
der selbstthätigen Besorgung seiner allgemeinen Angelegen- 
heiten abhält, und jeden Einzelnen in seiner isolirten Stel- 
lung zum Egoismus nöthigt. — Die Selbstverwaltung und 
das ihr zu Grunde liegende Zusammenwirken der Kräfte 
wecken den Patriotismus und die geistige und industrielle 
Entwickelung. Englands Freiheit ist daher die Quelle 
seines Reichthums. 
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Bedeutung der Selbstverwaltung für die volkswirtschaft- 
liche Entwicklung. 

Unter den Gründen, weshalb Unternehmer und Capitale 
sich mehr der Industrie in freien, als in absoluten Staaten 
zuwenden, sind die Hemmungen der Büreaukratie und der 
Centralisation besonders zu beachten. 

Die Industrie erfordert zu gesunder naturgemässer Ent- 
wicklung die Vermeidung aller überflüssigen Formalitäten. 
Die Freiheit in der Anwendung der geeigneten Mittel zur 
Erreichung des beabsichtigten Zweckes und die Schnellig- 
keit in der Ausführung sind die Lebenselemente der In- 
dustrieunternehmungen; sie kränkeln, wenn sie ausser den 
natürlichen auch noch die künstlichen Hindernisse der 
büreaukratischen Formen zu bekämpfen haben. Die letz- 
tern hindern und vertheuern als zeitraubend die Industrie, 
denn mit Recht gilt ihr Zeit als Geld. Die vertheuerte 
Industrie aber hat in der Concurrenz mit der Industrie 
freier Länder einen ungleichen schweren Kampf zu be- 
stehen. 

Da die deutsche Industrie sich auf ihren Absatzgebieten 
vorzugsweise in Concurrenz mit der englischen und ameri- 
kanischen Industrie befindet, jener Länder der freien Selbst- 
verwaltung des selfgovernment, so leidet die erstere um 
so mehr, je mehr Centralisation und büreaukratische For- 
men hemmend wirken. 

Die freie Selbstverwaltung im Ganzen genommen ist 
dem Unternehmungsgeiste so förderlich und vermehrt die 
Hülfsquellen einer Nation in einem solchen Grade, dass 
unendlich viel mehr Vortheile daraus entstehen, als aus 
allen büreaukratischen Vorschriften. 

Grundbedingung aller Industrie ist bekanntlich Rechts- 
sicherheit. Zweck des Rechtsstaats ist die Rechtssicher- 
heit, und auf dieser Basis sind die Industriellen die treuesten 
Anhänger der Gesetzlichkeit. Für sie ist der Rechtsboden 
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der nothwendige Standpunkt, von dem aus sie in ihrem 
wohlverstandenen Interesse nur gesetzlicher Reform, aber 
nie ungesetzlicher Gewalt, sie komme von welcher Seite 
sie wolle, hold sein können. 

Im Begriffe des Rechtsstaats liegt nun aber die Not- 
wendigkeit der Verwaltung nach Gesetzen und die Betheili- 
gung der Staatsbürger an derselben, d. h. eine freie Selbstver- 
waltung; und diese ist nöthig, um die Concurrenz mit freien 
Völkern günstig bestehen zu können. Denn die freie Concur- 
renz erfordert die gleiche oder ähnliche Entwickelung der 
sich messenden industriellen Kräfte und die Freiheit der Be- 
wegung derselben; es ist klar, dass in dem Wettkampf 
zweier Personen keine derselben am freien Gebrauche ihrer 
Glieder gehemmt sein dürfe, wenn vom gleichen Kampfe 
die Rede sein soll. Dasselbe gilt vom Wettkampfe zweier 
Völker. Wer aber in dem Wettkampfe der Industrie nicht 
siegt, muss zu arbeiten aufhören, verarmt und geht unter. 
Denn die Concurrenz ist ein Wettkampf, der wie aller 
Kampf das Unterliegen des "Gegners bezweckt. 

Die Fortschritte der Industrie erfordern daher eine frei- 
heitliche Verwaltung, wie die Geschichte zeigt, und wie 
die folgenden Beispiele erläutern mögen: 

Seit dem Ende des 15. Jahrhunderts machte Spanien 
bekanntlich die grossen Entdeckungen neuer Länder, wo 
man eine Menge edler Metalle fand. Der Besitz der neuen 
Welt bereicherte indessen das despotisch regierte Spanien 
nicht dauernd, sondern machte im Umtausch mit den 
Waaren der freien und thätigen Bewohner Englands und 
der Niederlande diese reicher. Man warf nun die Frage 
auf, worin die Quelle des Wohlstandes bei diesen Völkern 
bestehe, und man glaubte irrthümlich den Aufschluss in 
der Fabrikation und in dem auswärtigen Handel zu finden; 
während diese Länder in der That durch die bei ihnen 
herrschende freie Arbeit, durch ihre Selbstverwaltung und 
durch die Wirkungen ihrer politischen Freiheit blüheten. 
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Man glaubte sehr unrichtig, die freien vereinigten Nieder- 
lande und das constitutionelle England nur auf mate- 
riellem Gebiet nachahmen zu können, ohne ähnliche po- 
litische Verfassung und Verwaltung einzuführen. Beson- 
ders war dies in Frankreich der Fall, wo unter Ludwig 
dem Vierzehnten der berühmte Minister Colbert Frankreich 
in die Reihe der Colonial- Staaten stellte, Handels -Com- 
pagnien errichtete und Fabriken gründete. Die büreau- 
kratische Centralisation und die despotische Regierungsform 
Frankreichs aber waren seinem Zwecke zu hinderlich, und 
er bereitete dem Lande, ungeachtet der besten Absicht, 
sein späteres Verderben und die revolutionären Bewegungen, 
da man nicht zeitig das politische Leben mit dem materi- 
ellen, dessen Steuerkraft man bedurfte, in Einklang brachte. 

Bekanntlich sind die Länder dieser Erde im Verhält- 
niss ihrer politischen Freiheit cultivirt und reich, und nicht 
im Verhältniss der freiwilligen Gaben der Natur. Wir 
sehen daher in den von der Natur am meisten begünstigten 
Ländern rohe Barbaren leben, wenn sie, wie in Asien, unter 
despotischer Regierungsform stehen, während in den von 
der Natur minder günstig ausgestatteten Ländern, unter 
ireier Regierungsform cultivirte, glückliche und reiche 
Völker wohnen. 



Selbstverwaltung der Gemeinden. 

In der Selbstverwaltung der Gemeinden wohnt die Kraft, 
der freien Völker. Dieselbe bringt die Betheiligung an 
den gemeinsamen öffentlichen Angelegenheiten in den Be- 
reich des Volkes und gewöhnt es an die Uebung seiner 
Rechte und Pflichten, an den friedlichen und vernünftigen 
Gebrauch der Freiheit. Die Selbstverwaltung ist eine 
ernste, praktische, politische Schule, welche die Denkkraft 
des Volkes bei der Behandlung seiner eigenen Angelegen- 
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heiten entwickelt, und es daher sehr besonnen und praktisch 
macht: sie bildet mithin nicht nur eine sichere Basis für 
einen vernünftigen Freiheitsgebrauch, sondern auch für die 
Ordnung im Staatsleben, sie bewirkt die oft in Aussicht 
gestellte aber auf anderen Wegen vergeblich erstrebte Ver- 
bindung von Freiheit und Ordnung. 

Nur auf Grundlage einer guten Selbstverwaltung in 
den Gemeinden ist dieselbe auch in den weiteren Kreisen 
zu verwirklichen, nur auf dieser Basis ist eine zweck- 
mässige Kreisordnung sowie Provinzialordnung denkbar, 
und eine Verfassung im Volksleben gesichert. 

Die Selbstverwaltung der Gemeinden setzt deren Lei- 
stungsfähigkeit voraus: sie kann daher auf günstige Weise 
nur in grossen Gemeinden oder in Communalver- 
bänden, den sogenannten Gesammtgemeinden, d. h. 
in einem Vereine kleiner Gemeinden und Güter stattfinden, 
deren Einwohnerzahl zusammen 2000 bis 3000 Personen 
betragen mag. Solche Gesammtgemeinden oder Bezirke 
sind so gross, dass die Einwohner gemeinsame Interessen 
haben, und die Volkszahl ist gross genug, um bei dem 
Bildungsgrade und den Besitzverhältnissen die Vor- 
aussetzung zu begründen, dass eine genügende Zahl von 
brauchbaren und wohlhabenden Männern für eine gute 
Selbstverwaltung vorhanden sei. 

Dass nun erstens die Volksbildung in keinem Lande 
unter der ganzen Bevölkerung ausgedehnter verbreitet und 
besser sei, als in Deutschland, ist vom In- und Auslande 
anerkannt, in England dagegen ist sie bekanntlich weniger 
allgemein unter den Massen des Volkes entwickelt, wo 
doch die Selbstverwaltung auf dem Lande und in den 
Städten ganz günstig wirkt. 

Die ländlichen Besitzverhältnisse in Deutschland 
zweitens gehören zu den günstigsten der Welt; denn hier 
sind nicht nur die Rittergutsbesitzer, sondern auch die 
Bauern die freien Eigenthümer, welche als solche ihr Land 
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mit dem grössten Erfolge cultiviren. Dabei ist das volks^ 
wirtschaftlich wünschenswerte Nebeneinanderbestehen von 
grossen und kleinen Gütern in einem sehr günstigen Ver- 
hältnisse vorhanden. In Preussen speziell giebt es nach 
den amtlichen Tabellen des statistischen Bureaus im Ver- 
hältniss zu den grossen Gütern von mehr als 600 Magde- 
burger Morgen eine weit überwiegende Masse kleinerer 
Güter von 30 bis 600 Morgen, die nach Hunderttausenden 
zählen und über den ganzen Staat verbreitet sind. Unter 
den Besitzern der Rittergüter und dieser kleineren Güter 
wird sich aller Wahrscheinlichkeit nach eine hinreichende 
Zahl intelligenter und wohlhabender Männer befinden, die 
im Stande sein werden, sich in der Selbstverwaltung ihrer 
Gemeinden nützlich zu machen. 

Diese Andeutung mag hier statt spezieller Anführung 
von Zahlen genügen, weil diese die Leser zu ermüden 
pflegen. 

Die meisten grossen Güter, sowohl über 600 als von 
300 bis 600 Morgen, haben die Provinzen Preussen, Posen 
und Pommern, mehr als die mittleren und westlichen Pro- 
vinzen. In den mittleren Provinzen des preussischen Staates 
existiren viele kleine Güter neben den grossen. Ausserdem 
giebt es viele ganz kleine Besitzungen von 5 bis 30 und 
unter 5 Morgen; hinsichtlich dieser letzteren wird die That- 
sache in den citirten Tabellen hervorgehoben, dass die 
sorgsame Arbeit auf ganz kleinem Areal hohe Erträge 
herbeiführt, welche namentlich am Rhein bedeutend den 
Rohertrag in den mittleren und östlichen Provinzen zu 
übersteigen pflegen. Unter den Besitzern dieser wenigen 
Morgen befinden sich viele Eigenthümer von Gärten und 
Villen, die geeignet sind, an der Verwaltung der Gemeinden 
teilzunehmen. Nicht zu übersehen ist auch, dass die Eigen- 
thümer der kleinen Besitzungen dieselben nicht minder zu 
lieben pflegen, als die Rittergutsbesitzer ihre grossen Güter, 
dass sie Alle bei der Aufrechthaltung der Ordnung und 
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Rechtsicherheit interessirt sind, und dass daher ein sehr 
gesunder, die Gesetze ehrender Geist die ländliche Be- 
völkerung belebt. 

Dieses Verhältniss ist viel günstiger und zugleich con- 
servativer, als es die ländlichen Zustände in England sind, 
wo der frühere Bauernstand ausgekauft ist, und wo es nur 
grössere Eigenthümer auf geschlossenen Besitzungen und 
daneben Pächter giebt, Die Lage der dortigen grossen 
Eigenthümer ist weniger günstig und politisch gesichert, 
als sie es sein würde, wenn noch eine grosse Zahl der 
früheren Bauern (Yomen) existirte, welche mit den grösse- 
ren Besitzern dasselbe lebhafte Interesse für Aufrechthal- 
tung der Ordnung und Sicherheit theilen würden. 

Deutschland hat zufolge seiner ländlichen Besitzver- 
hältnisse gesündere Elemente für eine ländliche Selbstver- 
waltung, als selbst das vielfach gepriesene England. 

Nachdem durch die Agrargesetzgebung des Ministerium 
Stein seit 1807 die früheren Beschränkungen der Freiheit 
der Person auf dem Lande, die Erbunterthänigkeit. Leib- 
eigenschaft und Hörigkeit in Preussen abgeschafft sind, 
(in England schon vor Elisabeths Zeit), und nachdem durch 
Ablösungsordnungen der Rusticalbesitz allmählig zum freien 
Eigenthum gestaltet wurde, ist die politische Stellung der 
ländlichen Bevölkerung sehr günstig umgestaltet. 

Die Freiheit der Person und des Eigenthums ist nun 
die Basis geworden für eine neue freiere Gemeindeordnung. 
Dazu ist die allgemeine Volksbildung getreten. Da die 
ländliche Bevölkerung gebildeter und wohlhabender ge- 
worden ist, so ist es rathsam, mehr und mehr freie Selbst- 
verwaltung in Gemeinden, Kreisen und Provinzen zu 
gestatten, und diese zur sichersten Grundlage des Ver- 
fassungslebens zu machen. — Nach diesen allgemeinen 
Bemerkungen mögen folgende spezielle gestattet sein: 

Eine Reihe von Ablösungsordnungen für die verschie- 
denen Provinzen bezweckte die Ablösung der Dienste und 
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Reallasten gegen Gewährung einer vollständigen Entschä- 
digung. An die Stelle dieser einzelnen Verordnungen trat 
im Jahre 1850 das allgemeine Gesetz, betreffend die Ab- 
lösung der Reallasten und die Regulirung der gutsherrlichen 
und bäuerlichen Verhältnisse, und gleichzeitig wurde die 
Ablösung durch die Errichtung der Rentenbanken von 1 850 
erleichtert. 

Der Verpflichtete wird bekanntlich nach § 22 durch eine 
5 6 Vi 2 Jahre lang fortgesetzte Zahlung der Rente an die 
Rentenbank von der Verpflichtung zur ferneren Entrichtung 
dieser Rente vollständig befreit. Sein Eigenthum wird als- 
dann vollständig frei von Reallast sein. Nachdem er be- 
. reits während einer Reihe von Jahren die Rente gezahlt, 
hat er ein erhöhtes Interesse daran, dass die Ordnung des 
Staates nicht gestört werde. Diese Thatsache gewährt der 
Staatsregierung um so mehr Sicherheit, dass die Theilnahme 
der ländlichen Bevölkerung an der Selbstverwaltung im 
grossen Ganzen ohne Gefahr für die Staatsordnung sei, 
während die Selbstverwaltung den Einwohnern grössere 
Freiheit gewährt. Durch die geregelte Ablösung der Real- 
lasten wird das Verhältnis« zwischen den Ritterguts- und 
Rusticalbesitzem von manchen früheren Reibungen befreit 
und ein günstigeres Verhältniss für eine gemeinschaftliche 
Thätigkeit auf dem Gebiete der Selbstverwaltung hergestellt. 

Nebenbei ist noch zu bemerken, dass der Verpflichtete 
durch die geschehene Umwandlung seiner bisherigen Na- 
turalleistung in Geldrente den Vortheil geniesst, dass, da 
der Geldwerth im allmähligen Fallen begriffen ist, während 
die Naturalien in demselben Verhältniss im Preise steigen, 
es ihm stets leichter wird, die Rente zu zahlen, und dass 
seine Wohlhabenheit und Leistungsfähigkeit als Mitglied 
der Gemeinde steigt. 

Zu diesen materiellen Verbesserungen ist eine gute 
Volkserziel.ung hinzugekommen, diese bewirkte grössere 
Sittlichkeit, höhere Intelligenz und gesetzlichen Sinn, bessere 
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Arbeit, günstigere Resultate derselben, vermehrte Wohl- 
habenheit und erhöhte Liebe zum Vaterlande. 

Durch diese allgemeine Volksbildung und dingliche 
Emancipation ward die politische der ländlichen Bevölke- 
rung und deren Theilnahme an der Selbstverwaltung er- 
möglicht; und diese letztere ist bei dem gesetzlichen imd 
patriotischen Sinne der Landwirthe nicht nur ohne Gefahr 
für den Staat, sondern verleiht ihm noch grössere leben- 
dige Kraft. 

Eine gute ländliche Gemeindeordnung wird den con- 
sequenten Schluss zu dieser Agrar- Gesetzgebung bilden. 
Entspricht dieselbe als natürliche Folge dem Geiste der 
Agrar-Gesetzgebung, so wird sie die Wohlfahrt der Land- 
bewohner noch vermehren : und da diese die Mehrzahl der 
ganzen Bevölkerung des Staates ausmachen, eine feste 
Basis für die Kraft des Staates bilden. 

Ich resumire: Was die Beamten der grossen Gemein- 
den und der Gesammtgemeinden betrifft, so darf man nach 
dem Angedeuteten annehmen, dass überall geeignete Per- 
sönlichkeiten in genügender Zahl vorhanden seien, da in 
Beziehung auf Volksbildung Deutschland sich mit jedem 
anderen Lande messen kann und den meisten derselben 
überlegen ist, und da auch hinsichtlich der Besitzverhält- 
nisse der ländlichen Bevölkerung unser Vaterland zu den 
glücklichsten gehört, indem es eine verhältnissmässig be- 
deutende Zahl unabhängiger Eigenthümer von grossen, 
mittlem und kleinern Gütern enthält. 

Freilich scheinen bis jetzt nur wenige der grössern 
und kleinern Gutsbesitzer Neigung zu haben, selbstthätig 
für die gemeinsamen Angelegenheiten der Gemeinden oder 
der Gesammtgemeinden zu wirken, aber die Neigung zu 
dieser lohnenden Thätigkeit wird sich auch auf dem Lande 
finden, sobald deren schöner Erfolg und die dadurch ge- 
wonnene Freiheit der Stellung sich erst allgemein fühlbar 
macht, wie dies in den Städten seit 1808 der Fall ist, 
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wo das lebhafte Interesse für die Selbstverwaltung sich 
durch erfolgreiche und rege Thätigkeit bewährt *). 

Die Selbstverwaltung der grossen Gemeinden oder der 
ländlichen Communalverbände erfordert die Befugniss der 
Einwohner, das Versammlungsrecht zu üben, und ihren 
Gemeindevorstand und die Beamten als ihre Vertrauens- 
männer zu wählen, und die Vertheilung der Gemeindege- 
schäfte auf eine so grosse Zahl von Personen, dass diese 
neben ihrem Beruf dieselben ohne zu grosse Opfer aus- 
fuhren können. 

Als Gemeindebeamte, welche für einzelne Zweige der 
Verwaltung von der Gemeindeversammlung zu wählen sein 
werden, sind beispielsweise zu nennen die mit der Orts- 
polizei beauftragten Beamten, die Armenaufseher, denen 
die öffentliche Armenpflege obliegt, die Schul-Inspectoren, 
die Wege-Inspectoren, die Kassen- und Rechnungsbeamten 
u. s. w. Die wohlhabenden Einwohner sind zur Ueber- 
nahme solcher Aemter als Ehrenämter zu verpflichten; 
den Aermern mag für eigentliche Dienstleistungen eine 
mässige Entschädigung gegeben werden. 

Indem man die Gemeindegeschäfte unter eine grössere 
Zahl von Einwohnern vertheilt, gewährt man ihnen die 
Möglichkeit, dieselben neben den Berufsgeschäften unent- 
geltlich auszufuhren, und giebt ihnen dabei Gelegenheit, 
ihre Vaterlandsliebe zu bewähren. 

Dieses kann ohne Bedenken geschehen, denn das ganze 
deutsche Volk hat sich im Verhältniss zu seinen Fürsten 



*) Ein sehr günstiger Bericht über die Agrar-Gesetzgebung und die 
Besitzverhältnisse in Prenssen, verfasst von Mr. Harriss-GastreU von der 
englischen Gesandtschaft in Berlin, findet sich in den englischen Blan- 
büchern unter dem Titel: .Report on Land in Prussia." October 1869. 
Dieser Bericht, welcher zugleich eine Beform der ländlichen Besitzver- 
hältnisse in Irland bezweckt, ist gründlich und geistvoll geschrieben, 
und daher, als von einem unparteiischen Ausländer stammend, zur Be- 
achtung zu empfehlen. 
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so brav und speciell in Preussen auf s Neue so aufopfernd, 
treu und fest mit dem ruhmreichen Kaiser- und Königshause 
verbunden bewiesen, und die Monarchie steht in Preussen 
an der Spitze Deutschlands so mächtig da, dass man das 
Vertrauen hegen darf, die Selbstverwaltung in Gemeinden 
und Kreisen werde von dem durch und durch monarchisch 
gesinnten Volke zweckentsprechend geübt werden. 

Ist der Kreis, worin sich die Selbstverwaltung bewegt, 
auch beschränkt, so sichert er doch die Freiheit der Hand- 
lung. Diese Unabhängigkeit wird mit Recht als sehr werth- 
voll betrachtet. Der deutsche Einwohner wird seine 
Gemeinde um so mehr lieben, je mehr er darin eine freie 
und starke Corporation sieht, woran er Theil nimmt und 
die seiner Mühe werth ist. Dieses Interesse für die Ge- 
meinde ist ein starkes Element der Ordnung und Sicher- 
heit. Die Einwohner der Gemeinde werden dieselbe lieben, 
weil sie durch die gemeinsame Mitwirkung Aller zur mög- 
lichst günstigen Entwicklung gebracht wird, und weil sie 
selbstthätig sind, so lieben sie die Gemeinde um so mehr, 
je mehr sie zu deren Blüthe beigetragen haben, wie man 
sich seines Gartens freut, den man selbst baut. Jeder 
nimmt Antheil an den Ereignissen der Gemeinde und findet 
in dem Glück derselben die Befriedigung seines Ehrgeizes 
und die Sicherheit seiner Zukunft. In dieser öffentlichen 
Thätigkeit nimmt er Theil an der Regierung der Gesell- 
schaft, lernt sich selbst beherrschen, um Andere leiten zu 
können, und gewöhnt sich an Beobachtung der Formen, 
in denen sich die Freiheit in voller Ordnung bewegt, lernt 
genau seine Rechte und Pflichten kennen und begreift die 
Harmonie der Gewalten des ihn umgebenden Lebens. 

In Deutschland fürchten Viele, dass, wenn man die 
Selbstverwaltung der Gemeinde herstelle, man dadurch die 
Gewalt des Staats zu sehr theilen und den Staat in Ge- 
fahr bringen werde. Wenn sie jedoch den Gemeinden die 
Unabhängigkeit und Stärke nicht gewähren, sondern neh- 
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men, so werden sie den Geweinsinn tödten, zum Egois- 
mus nöthigen und keine opferwillige Gemeindemitglieder 
schaffen. 

Die Gemeinden gewähren den intelligenten und thätigen 
Einwohnern die Gelegenheit zu einer nützlichen Thätigkeit 
im Interesse Aller, wodurch eine starke Anhänglichkeit 
an die Gemeinde und an den Staat geschaffen und zugleich 
eine nützliche Uebung der Kräfte und eine Vorschule der 
Politik geboten wird. Es liebt jeder seinen Wohnort und 
ist gern bereit zu dessen Besten mitzuwirken , wovon er 
selbst und alle Anderen Nutzen haben. 

In dem Gemeindeleben findet daher der Ehrgeiz und 
das Verlangen nach Einfluss Befriedigung. 

Die Gemeindebeamten müssen bei Ausführung der Ge- 
meindegeschäfte die Gesetze und das Gewohnheitsrecht 
beobachten, und sind bei allen neuen Gemeindeangelegen- 
heiten an die Beschlüsse der Gemeindeversammlung ge- 
bunden. 



Wahl der Genieiudebeamteii. 

Die Selbstverwaltung, dieses Zusammenwirken der 
besten Kräfte zum Wohle der Gemeinden und daher des 
Staates, beruht auf dem Vertrauen der Mitbürger. Diese 
kennen am besten diejenigen Männer, welche ihr Vertrauen 
verdienen, denen sie gern die Verwaltung der allgemeinen 
Gemeindeangelegenheiten anvertrauen. Die Wahl der Ge- 
meindebeamten liegt daher im Wesen der Selbstverwaltung. 
Die fernstehende Regierung kann die Mitglieder der ver- 
schiedenen Gemeinden nur weniger genau kennen. Es ent- 
spricht daher nicht dem Wesen der Selbstverwaltung des 
Volkes, wenn die Gemeindebeamten von der Regierung 
ernannt werden. 

Nur wo ein verderbliches Cliquenwesen sich bildet, 
welches namentlich in kleinen Wahlkörpern zu wuchern 
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pflegt, da kann als Correctiv die Ernennung durch die 
Staatsregierung zweckmässig sein; mit dieser Ausnahme 
ist im Allgemeinen die Wahl vorzuziehen. 

Es fragt sich ferner, welches Wahlrecht das ent- 
sprechende für die Selbstverwaltung der Gemeinden und 
Kreise sei? 

Ist als solches dasselbe zu betrachten und unbedingt 
anzuwenden, welches für die Wahlen zum deutschen Reichs- 
tage gilt, d. h. die allgemeine, gleiche, directe und geheime 
Wahl? 

Ist diese Wahl consequent auf jede Art der Vertretung 
in Deutschland anzuwenden, damit das ganze Repräsentativ- 
System ein übereinstimmendes sei? 

Der Regierungs- Entwurf der Kreisordnung hat diese 
Frage im dritten Titel hinsichtlich der Wahl zum Kreis- 
tage verneint. Der § 67 lautet daselbst: 

„Zum Zweck der Wahl der Kreistags- Abgeordneten 
werden drei Wahlverbände gebildet, und zwar: 

a) der Wahlverband der grösseren ländlichen Grund- 
besitzer; 

b) der Wahlverband der Landgemeinden und 

c) der Wahlverband der Städte. 

Diesen Wahlverbänden tritt in denjenigen Kreisen, für 
welche der § 69 Platz greift, noch ein Wahlverband der 
meistbegüterten ländlichen Grundbesitzer hinzu." 

Da ich nicht wissen kann, ob ein zu erwartender neuer 
Entwurf diese Bestimmungen wiederholt enthalten wird, 
so halte ich es nicht für zweckmässig: hierüber mich aus- 
führlich zu äussern, nur bemerke ich, dass durch die Tren- 
nung der ländlichen Wählerschaft in drei Wahlverbände 
von neuem eine der bisherigen ständischen Gliederung 
ähnliche Rechtsungleichheit begründet würde. 

Dagegen fordert man von Seiten der liberalen Parteien, 
dass jedem volljährigen, im Besitze der bürgerlichen Rechte 
befindlichen und zu den Gemeindelasten beitragenden Ge- 
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meindeangehörigen ein gleiches Stimmrecht zu gewähren 
sei. Hierdurch würde ein mit dem Reichswahlgesetz 
übereinstimmendes Wahlsystem geschaffen werden; und 
da schon die Städteordnung von 1808 bestimmte, dass 
in den Städten das Wahlrecht in der Regel jedem Bürger 
zustehe, so erscheint es nun wünschenswerth , dass das 
Wahlrecht in den Land- und Stadtgemeinden möglichst 
übereinstimmend und harmonisch normirt werde. Hierfür 
spricht auch der Umstand, dass in der Neuzeit auf dem 
Lande so viele städtische Gewerbe von dort Angesessenen 
getrieben werden, und dass die rasch anwachsenden Städte 
dazu nöthigen, in den nahe gelegenen Dörfern Häuser für 
die überströmende ländliche Bevölkerung zu bauen. Diesen 
neueren Verhältnissen gemäss würde auf die eben ange- 
deutete letztere Weise das Wahlrecht zu bestimmen sein. 

Zur Vermittlung dieser widerstreitenden Ansichten 
dürfte Folgendes zu beachten sein, was ich jedoch nicht 
empfehlen will: 

Da die Pflichten und Leistungen des grösseren und 
kleineren Grundbesitzes in ihrem Betrage sehr verschieden 
sind, so könnte man fragen, ob nicht im Verhältniss zu 
den Lasten und Pflichten die Rechte, und somit auch das 
Wahlrecht, modificirt werden sollten? 

Man könnte sagen, das Wahlrecht müsse, um für alle 
zu den Gemeindelasten beitragenden Gemeindeangehörigen 
gerecht zu sein, allerdings allgemein sein, aber damit die 
Majorität der ärmeren Gemeindemitglieder durch ihre Ma- 
joritätsbeschlüsse nicht etwa die Reicheren zu Leistungen 
nöthigen könne, die den Aermeren mehr Gewinn als den 
ersteren brächten, so wäre zwar ein allgemeines, aber 
nicht ein gleiches Wahlrecht zu empfehlen; dies würde also 
zu einem Zwei -Klassen -Wahlsystem führen, wonach die 
Höherbesteuerten in der ersten, die Minderbesteuerten in 
der zweiten Klasse wählen würden. Dies würde wenigstens 
mit den neueren Grundsätzen des Repräsentativ -Systems 
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übereinstimmen, und nicht eine ständische Basis schaffen. 
Hiergegen ist jedoch zu erwidern, dass das Verhältniss 
der Leistungen sich durch die Staatsgesetze bestimmen 
lässt, und dass dann, unter Beobachtung des gesetzlich 
normirten Verhältnisses, von einer ungerechten Ueberbür- 
dung der reicheren durch die ärmeren Wähler nicht die 
Rede sein kann. 

Mit dem Reichswahlgesetz und seinen Consequenzen 
stimmt daher nur das oben angedeutete Wahlrecht überein. 

Die gewählten Beamten, welche der Verwaltung des 
Gemeindevermögens vorstehen sollen, müssen genügende 
Caution stellen können : diese werden daher nur aus der Zahl 
der wohlhabenden Grundbesitzer zu wählen sein. Die Con- 
trole über das Gemeindevermögen wird den höheren Be- 
hörden zustehen müssen. Indess gilt dies alles nur ganz im 
Allgemeinen, denn die besonderen Eigentümlichkeiten der 
Gemeinden machen Modificationen nothwendig. — In Eng- 
land haben viele der bedeutenderen Gemeinden ihre be- 
sonderen Statuten, aber stets auf der Grundlage der allge- 
meinen Prinzipien des Selfgovernment. 



Verantwortlichkeit der Beamten. 

Im Wesen des Verfassungsstaats liegt es, dass das 
Recht, und nicht die Willkür, herrschen soll. Alle Be- 
stimmungen, welche dessen Existenz überhaupt bedingen, 
haben diesen einen Zweck. Ein Verfassungsstaat oder 
Rechtsstaat und ein freier Staat sind in ihrem Wesen iden- 
tisch, und sind in ihrer Wirkung conservativ; denn die 
Bestimmungen jeder wirklichen, und nicht nur scheinbaren 
Verfassung bezwecken die Geltung des Rechts und die 
Verhütung der Willkür; dies eben macht den Staat zu einem 
freien, denn Freiheit, im Gegensatz zur Zügellosigkeit. 
kann im Staate nur innerhalb der Gesetze existiren; end- 

Tellkampf, Selbstverwaltung. 4 
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lieh kann nichts conservativer sein, als die Verwirklichung 
des Rechts. 

Der Rechtsstaat ist zugleich der beste Culturstaat; denn 
ohne Rechtssicherheit ist keine genügende Müsse zu geistiger 
Cultur, keine Blüthe der Industrie und keine allgemeine 
Wohlfahrt denkbar. 

In jedem Verfassung^- oder Rechtsstaate gehen von der 
gesetzgebenden Gewalt, d. h. von der Krone und von der 
Vertretung des Volkes, Recht und Gesetz als die herr- 
schenden Regeln aus, welche die Executivgewalt auszu- 
fuhren hat, während Klagen über etwaige Verletzung der 
Gesetze die richterliche Gewalt zu entscheiden hat. Hier- 
durch ist die Verwaltung genöthigt, nach den Gesetzen, 
und nicht im Widerspruch mit denselben, zu verfahren, 
indem die Beamten für ihre Verwaltung wegen etwaiger 
Gesetzwidrigkeiten vor den Gerichten zur Verantwortung 
gezogen werden können. Die Gegner sagen, dies stelle 
die Verwaltung unter die richterliche Gewalt, diese würde 
dadurch souverän; — dies stellt jedoch die Verwaltung nicht 
unter die richterliche Gewalt, sondern unter die Ge- 
setze. Die Richter bringen nur die Gesetze zur Anwen- 
dung. Richten heisst urtheilen, ist also bloss logische 
Function, kein Act der Gewalt. Das Urtheil verlöre seine 
ganze Bedeutung, wenn es von der Gewalt dictirt würde. 
Auch die richterliche Function wird im Namen des Königs 
geübt. Etwaige Urtheile über Beamte werden im Namen 
des Königs gefällt und vollstreckt; es wird durch dieselben 
also keine Prärogative der Krone hinsichtlich der Verwal- 
tung geschmälert. Nicht die Gerichte, sondern die Gesetze 
sollen über den Beamten stehen. Unter dem Gesetz stehen 
alle Staatsangehörige, also auch die Staats- und die Ge- 
meindebeamten. 

Die Verantwortlichkeit der Beamten beruht auf dem 
Grundgedanken, dass die Verwaltung bei Ausübung der 
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Gesetze am Guten nicht zu hindern sei, wohl aber am 
Schlechten, am Missbrauch der Gewalt. 

Das Recht der Anklage der Beamten bei den gewöhn- 
lichen Gerichten ist eine der stärksten Schutzwehren der 
gesetzlichen Freiheit des Volkes, weil es Alle ohne Aus- 
nahme zur Befolgung der Gesetze nöthigt und vor Willkür 
schützt. Daher widerstreitet das t Verfahren , durch soge- 
nannte Competenz-Conflicte die Verwaltungsbeamten ihrer 
Verantwortlichkeit vor den Gerichten zu entziehen und sie 
unverantwortlich zu machen, dem Begriffe des Rechsstaats. 
Solches würde nur dem Willkürstaat , aber nicht der Idee 
des Rechtsstaates entsprechen. Dieser letztere ist ohne 
Verantwortlichkeit der Beamten nicht denkbar. Auch in 
der Selbstverwaltung müssen daher die Beamten unzweifel- 
haft dafür verantwortlich sein, nach den Gesetzen zu ver- 
fahren. Dieser Grundsatz gilt in jedem Rechtsstaat, z. B, 
in England für die höchsten Beamten, also auch für die 
Minister (vor dem Oberhause als Gerichtshöfe) ebensowohl 
als für alle übrigen, mithin auch für die Gemeindebeamten. 
In England werden aUe Beamten wegen etwaigen Gewalt- 
missbrauchs und wegen Verletzung der Staatsgesetze vor 
die gewöhnlichen Gerichte gestellt. 

Hierdurch ist dafür gesorgt, dass jeder Beamte zur 
Verantwortung gezogen werden könne, und dass Niemand 
sich der Rechenschaft zu entziehen vermag, die er den 
Gesetzen seines Landes schuldig ist. Andere Einrichtungen 
machen gute Bürger, diese macht gute Beamte; denn die- 
jenigen, welche durch Missbrauch ihrer Gewalt den Geist 
der Gesetze verletzt haben, können nicht hoffen, durch 
leere Formen geschützt zu werden. 

Nicht das Gericht übt also Gewalt über die Beamten. 

sondern das Gesetz, welches unzweifelhaft gelten muss, wenn 

der Staat seinem Wesen nach ein Rechtsstaat sein soll. 

Die Gerichte werden daher durch das Rechtsprechen nicht 

über die Verwaltung gestellt, sondern im Rechsstaat muss 

4* 
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seinem Wesen nach das Gesetz, und nicht die Willkür 
gelten. 

Die Verwaltung soll nach den Gesetzen verfahren, soll 
aber nichts gegen die Gesetze thun können, damit nicht 
Ungesetzlichkeit herrsche. Damit in diesem Sinne ver- 
fahren werde, gilt in den neueren Verfassungen nach eng- 
lischem Vorbilde der Grundsatz: „Der König kann kein 
Unrecht thun, aber seine Minister und seine Beamten sind 
verantwortlich." (So nach Artikel 44 und 97 der preussi- 
schen Verfassung.) Die Verantwortlichkeit der Minister 
und aller Beamten beruht auf demselben Grundgedan- 
ken. Die Beamten müssen demgemäss wegen Gewaltmiss- 
brauches und wegen Rechtsverletzungen vor den gewöhn- 
lichen Gerichten angeklagt werden können, ohne dass durch 
die Einlegung der Competenzconflicte von Seiten der Re- 
gierung der Rechtsweg erschwert und der Beamte unge- 
bührlich geschützt werde. 

Man sagt hiergegen ferner: Die Verwaltung werde durch 
ein solches Verfahren gelähmt; — indess die Verwaltung 
ist hiernach bei Ausübung der Gesetze am Guten nicht 
gehindert, wohl aber am Schlechten, dem Missbrauch der 
Gewalt, er ist also nicht gelähmt. Jeder Beamte ohne 
Unterschied wird hierdurch genöthigt, nach den Ge- 
setzen zu verfahren. 

Dieses Recht der Anklage sowohl der Staats- als der 
Gemeindebeamten vor den gewöhnlichen Gerichten, welches 
jedem Verletzten zusteht, ist folglich eine der stärksten 
Schutzwehren der Gesetze und der Verfassung. 

Aber auch die Krone hat ein lebhaftes Interesse 
daran, dass ihre Beamten nicht die Gesetze verletzen und 
nicht ihre Gewalt missbrauchen können. Denn dadurch, 
dass die Krone nicht als Partei handelt, steht sie über 
dem Kampfe der Parteien, besser und sicherer, als eine 
willkürliche Regierung. Alle Freunde der Krone können 
daher nicht wünschen, dass sie in den Kampf der Parteien 
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gezogen werde. Wer aufrichtig die Selbstverwaltung zu 
verwirklichen sucht, wird daher die obigen Andeutungen 
über die Verantwortlichkeit der Beamten vor den gewöhn- 
lichen Gerichten als gerechtfertigt anerkennen müssen. 
Denn die Achtung vor dem Gesetze kann nur dann im 
Volke leben, wenn auch die Beamten, wie jeder Andere, 
genöthigt werden, dasselbe zu befolgen. 



Verhältnis» der Selbstverwaltung der Gemeinden zur 



Die hohe Wichtigkeit einer zeitgemässen Erziehung 
der Jugend, wodurch allein der dauerhafte Grund zu einer 
durchgreifenden politischen Bildung der Nation gelegt wer- 
den kann, erfordert in sämmtlichen deutschen Staaten den 
örtlichen Bedürfnissen entsprechende Schulen; nämlich 

1) Volksschulen, welche die jedem Staatsbürger un- 
entbehrliche allgemeine Bildung zu gewähren bestimmt 
sind, in allen Gemeinden oder Gemeindeverbänden von min- 
destens 200 Individuen. — In diesen wie in allen Schulen 
sollte das Denkvermögen mehr als das Gedächtniss geübt 
werden. 

2) Bealschulen (höhere Bürgerschulen) für denjenigen 
Theil der Bevölkerung, welcher für seinen Beruf einer 
höheren sprachlichen und wissenschaftlichen Vorbildung, 
wenngleich nicht der Universitätsstudien bedarf, in allen 
Städten von mindestens 5000 Einwohnern; 

3) Gymnasien (Gelehrtenschulen), welche ausschliess- 
lich zur Vorbereitung für akademische Studien bestimmt 
sind, in allen Städten von mindestens 10,000 Einwohnern. 

Es sind demnach in allen Landgemeinden des be- 
zeichneten Umfangs Volksschulen, — in allen klei- 
neren Städten der angegebenen Einwohnerzahl die bei- 



Volksbildung. 
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erstgenannten Anstalten — und in den grösseren 
Städten über 10,000 Einwohner alle drei neben einan- 
der einzurichten. Die Organisation dieser Schulen ist ent- 
weder den Gemeinden zu überlassen, oder von den einzel- 
nen Landesregierungen einer oberen Schulbehörde zu über- 
tragen. Hierbei ist die kirchliche Gewalt wegen des 
Einflusses der Jesuiten auszuschliessen. Ausserdem ist eine 
Aufsicht von Seiten des Staats und der Gemeinden durch 
Privatpersonen, welche aus den Gemeindemitgliedern als 
Schulinspectoren zu wählen sind, erforderlich. Diesen muss 
das Recht zustehen, jederzeit die Schulen unangemeldet zu 
inspiciren, dem Unterricht beizuwohnen und der Gemeinde- 
Verwaltung Bericht zu erstatten, damit die erforderliche 
öffentliche Controle stattfinde. 

Eine Oberaufsicht über die Volkserziehung kann der 
höchsten Gewalt nicht abgesprochen werden, damit kein 
dem Staate gefährlicher Unterricht ertheilt werden möge. 
Deswegen können keine geheimen Lehranstalten geduldet 
werden, sondern in diesen muss öffentliche Controle herr- 
schen, welche theils von Staatsbeamten, theils von den 
Schulinspectoren der Gemeinden zu üben ist. Vorschriften 
darüber, was und wie gelehrt werden soll, sollte die Re- 
gierung jedoch nie geben, mit Ausnahme solcher Special- 
Schulen höchstens, welche von ihr selbst gegründet sind. 

Um die Lehrfreiheit zu erhalten, ist es rathsam, auf 
geistigem Gebiet nicht gewaltsam zu regeln: der geistige 
Kampf verschiedener Ansichten sondert an sich die Wahr- 
heit von dem Falschen und Gefährlichen, wenn nur Oef- 
fentlichkeit herrscht. 

Die Einwirkung der höchsten Gew r alt, — verschieden 
nach dem Charakter, der Bildungsstufe und der Wohl- 
habenheit der Völker — mag da, wo ein Volk in seiner 
Bildung noch wenig fortgeschritten und wenig selbstständig 
ist, zur Gründung von Unterrichstanstalten mehr erforder- 
ten sein, als in andern Staaten nöthig erscheint. 
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Der Grundsatz ist: Nur das, was noth wendig ist und 
ohne Mitwirkung der Staatsgewalt nicht erreicht werden 
kann, sollte derselben überlassen bleiben. Was dagegen 
von Seiten der Gemeinden hinsichtlich der Bildungsanstalten 
geschehen kann und gern geleistet wird, sollte ihnen an- 
heimgestellt werden. 

Auf die Bildungsfähigkeit des Volkes und die Ausbil- 
dung der Lehrer kommt Alles an. Als starker Antrieb 
zur Ausbildung stimulirt die Aussicht, durch dieselbe eine 
verbesserte Lebensstellung erringen zu können. Was den 
Kostenpunkt betrifft, so bestimmt für Preussen der Art. 25 
der Verfassung, dass die Mittel zur Errichtung, Unter- 
haltung und Erweiterung der öffentlichen Volksschule von 
der Gemeinde, und im Falle des nachgewiesenen Unver- 
mögens, ergänzungs weise vom Staate aufgebracht werden, 
und dass in der öffentlichen Volksschule der Unterricht 
unentgeltlich ertheilt werden soll. Ist in andern deutschen 
Staaten der öffentliche Unterricht in den Volksschulen ent- 
weder auf Kosten des Staats oder der Gemeinden oder 
theilweise auf Kosten beider und der Eltern der Kinder 
zu ertheilen, so sollte, wenn die letzteren zu arm sind, um 
das Schulgeld zu zahlen, dasselbe entweder der Staat oder 
die Gemeinde dem Schullehrer zahlen. Hinsichtlich des 
Schulgeldes der Kinder der Armen erlaube ich mir fol- 
gende Einrichtung im Staate New- York mitzutheilen, welche 
sich dort bewährte. Diese bestand darin, dass in den 
Volksschulen die Armen nur Vi des üblichen Schulgeldes 
zahlten, dass V 3 die Gemeinde und 7 3 der Staat zuschoss. 
Man Hess die Armen l /i des Schulgeldes zahlen, weil die- 
selben sonst das weniger schätzen möchten, was sie ganz 
umsonst erhalten würden. Der Erfolg war, dass fast alle 
Kinder, mit sehr wenigen Ausnahmen, die Volksschulen be- 
suchten. Der Kostenpunkt ist nicht als unübersteigliches 
Hinderniss einer guten Volksbildung zu betrachten; denn 
schon vom nur materiellen Standpunkte aus ist daran zu 
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erinnern, dass die Arbeit der Menschen der wichtigste 
Factor bei der Gtitererzeugung ist; dass also, was für die 
Ausbildung der Arbeiter aufgewandt wird, dem Staate 
und den Gemeinden desselben reiche Zinsen in der Wohl- 
fahrt und der Steuerkraft des Volkes trägt. Denn die Pro- 
ductivkraft der Arbeit lässt sich unendlich vermehren durch 
die moralische und geistige Bildung der Arbeiter. Diese 
Wahrheit wird in manchen Ländern noch zu sehr ver- 
kannt, und die Volksschule zu kümmerlich behandelt. Die 
Cultur des Volkes fördert ebensowohl das Wohlergehen 
der Arbeiter, als der Unternehmer, und begünstigt die 
grossen industriellen Fortschritte der Neuzeit. 

Eine gute Erziehung des ganzen Volkes gewährt die 
sichersten Mittel, die gewerblichen Hülfsquellen eines Lan- 
des aufzuschliessen und seine Wohlfahrt zu mehren, sowie 
dem Pauperismus vorzubeugen der — einmal eingerissen 
— ■ ein un vertilgbarer Krebsschaden der Staaten ist. 

Eben die Kinder der Armen bilden überall den sich 
erneuernden Anwachs der Proletarier und der Verbrecher. 
Hier gerade ist es, wo man das Uebel des Proletariats 
an der Wurzel anfassen kann. Denn die intelligente 
Arbeit tüchtiger Personen wird so gut bezahlt, dass der 
gebildete Arme wohlhabend werden kann, und es ist 
christlicher, der Staatssicherheit entsprechender und wohl- 
feiler zugleich, die Armen, während sie noch jung und 
erziehungsfähig sind, zu guten nützlichen Menschen zu 
erziehen, als sie verwildern und vom Betteln und vom 
Diebstahl auf Kosten der bürgerlichen Gesellschaft leben 
zu lassen, bis man sie erwachsen mit vielen Kosten gericht- 
lich belangen und gefangen setzen lässt, und zwar dann 
in einem Lebensalter, in dem man sie eben so schwer 
bessern, als alte Bäume gerade ziehen kann. Die sorg- 
fältige Erziehung der Kinder, sowohl der armen als der 
reichen, ist die sicherste Verhütung der Verbrechen, und 
das beste Förderungsmittel der Kechtssicherheit und der 
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Staatswohlfahrt. Es wäre daher ein politischer Fehler, an 
den für die Erziehung Aller erforderliehen Mitteln ängstlich 
sparen zu wollen. Durch solche übel angewandte Spar- 
samkeit würde sich die menschliche Gesellschaft den em- 
pfindlichsten Schaden zufügen; denn die Rechtssicherheit 
würde fortwährend durch die stets zuwachsende, vernach- 
lässigte Jugend verletzt, so sehr auch Gerichte und Ge- 
fangnisse aus dem an ihnen vorübereilenden Strome ver- 
wahrloster Verbrecher sich füllen möchten 

Wird der Unterricht in den gewöhnlichen Volksschulen 
auf Kosten des Staats oder der Gemeinde und Eltern er- 
theilt, so ist hierdurch die Verpflichtung der Eltern und 
Vormünder um so mehr begründet, den Kindern die Bil- 
dung angedeihen zu lassen, welche die menschliche Gesell- 
schaft als Bürgerschaft ihrer eigenen ungestörten Wohlfahrt 
bei jedem ihrer Mitglieder voraussetzen darf. 

Unter dieser nothwendigen Bildung ist offenbar nicht 
nur ein Abrichten in den Fertigkeiten des Lesens, Schrei- 
bens und Rechnens zu verstehen, sondern die Entwicklung 
des Denkvermögens und das Bewusstwerden sittlicher Le- 
benszwecke, denn nur eine solche Bildung gewährt innere 
Befriedigung und Befähigung zu äusserer selbständiger Thä- 
tigkeit und ist daher eine feste Schutzwehr gegen jegliche 
Rohheit und die sicherste Gewähr der freien bürgerlichen 
Ordnung. 

Die Volksschule soll daher die allgemeine menschliche 
Ausbildung ihrer Schüler als ihre nächste Aufgabe be- 
trachten, und zugleich den Anforderungen des Staatsbürger- 
thums entsprechen. 

Ein gesicherter Rechtszustand und die naturgemässe 
Vervollkommnung der öffentlichen Verhältnisse ist auf kei- 
ner anderen Grundlage als der Basis einer wohleingerich- 
teten allgemeinen Volkserziehung zu begründen. 

Eine gute Volksbildung ist oft von conservativer Seite 
mit Misstrauen betrachtet; dieselbe entspricht aber eben 
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sowohl den conservativen als den liberalen Interessen. Sie 
ist nämlich die nothwendige Voraussetzung eines vernünf- 
tigen Gebrauchs des im deutschen Reiche herrschenden all- 
gemeinen Wahlrechts und des vernünftigen Freiheitsge- 
brauchs überhaupt Denn ein in der Mehrzahl klar den- 
kendes Volk ist nicht leicht zu missbrauchen, dagegen sind 
die ungebildeten Massen, wie namentlich die Geschichte 
der französischen Revolutionen zeigt, am leichtesten durch 
Aufregung ihrer Leidenschaften und Vorurtheile irre zu 
leiten und zu fanatisiren. Eine gute Volksbildung bewirkt 
dagegen besonnene Ueberlegung und Selbstbeherrschung 
und wirkt daher in der That conservativ. 

Einer der Gründe der jetzigen Schwäche von Frank- 
reich, die mangelhafte Volksbildung, scheint seit der Ver- 
treibung der Hugenotten, dieser intelligenten Menschen, zu 
datiren. Seit jener Zeit wurde dort die Priesterschaft die 
Herrin der Volksbildung, und diese letztere ist daher bis zur 
Neuzeit in hohem Grade vernachlässigt. Die Priesterschaft 
handelte hierbei in ihrem Interesse, denn wo die Bildung 
und die Intelligenz des Volkes beginnen, da hört die Macht 
der Hierarchie auf. Diese letztere betrachtet daher eine all- 
gemeine Volksbildung als gefährlich, und steht in dieser An- 
schauung im scharfen Contrast zum Interesse des Staates, 
zu dessen Heil die gründliche Ausbildung aller seiner 
Staatsbürger gereicht. 

Die Volksschule hat in der Neuzeit eine unendlich hohe 
Bedeutung erlangt. Bei den altern gebildeten Völkern gab 
es dergleichen öffentliche Unterrichtsanstalten oder Schulen 
bekanntlich gar nicht oder sehr wenige. Erst die letzten 
römischen Kaiser gründeten dergleichen. Diese Verschie- 
denheit des Alterthums und der neuen Zeit liegt vorzüg- 
lich darin, dass in den ältern Staaten ein Theil aus Freien, 
der andere aus Unfreien bestand, und die ganze Verfassung 
nur die Erziehung der Freien zu Staatszwecken forderte. 
Die Unfreien erhielten keinen Unterricht. Jetzt dagegen 
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sind die grossen Massen freier Menschen, d. h. aller Staats- 
bürger, zu erziehen und zu unterrichten. 

. Unter Erziehung ist nun die Entwicklung aller im Men- 
schen liegenden Kräfte in den Jahren der Unmündigkeit zu 
verstehen. Eine möglichst harmonische Entwicklung der in 
der Jugend vorhandenen geistigen, moralischen und körper- 
lichen Kräfte ist in den Volks- und Realschulen, sowie in 
den Gymnasien zn erstreben, damit die verschiedenartigen 
Anlagen entwickelt werden. Bei der grossen Wichtigkeit 
der Volksschulen erscheint nun der Wunsch gerechtfertigt, 
dass es ausführbar sein möge, eine grössere Summe zur För- 
derung des Volksschulwesens anzuweisen, um namentlich die 
ärmeren Gemeinden in den Stand zu setzen, das Erforder- 
liche für den Volksunterricht und für die bessere Besol- 
dung der Schullehrer zu thun. Nach den gemachten Er- 
fahrungen über die segensreichen Erfolge der Volksbildung 
sowohl für Zwecke des Friedens als des Krieges ist es 
unzweifelhaft, dass die Anweisung einer Summe für diesen 
Zweck den Patriotismus und die Wehrkraft des Volkes 
noch bedeutend erhöhen und zum Besten des Staates ge- 
reichen werde. 



Von der Verwaltung der Kreise. 

Wenn die Gemeinde und der Staat die allgemeinen 
Angelegenheiten in ihren Sphären verwalten, so bleibt 
wenig für die Verwaltung der Kreise und der Provinzen 
zu thun übrig. Nur die speziellen Angelegenheiten der 
letzteren und die ihnen vom Staate überwiesenen Geschäfte 
bilden dann den Gegenstand ihrer Thätigkeit. Die Kreise 
sind von zu grossem und verschiedenartigem Umfange, als 
dass ihre Bevölkerung so leicht, wie in einer Gemeinde, 
bei öffentlichen Geschäften zusammenwirken könnte. Dies 
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kann nur durch die Vertretung und durch die Kreisbe- 
amten geschehen. 

Was die Zusammensetzung der Kreistage und die Wahl 
der Kreistags -Abgeordneten betrifft, so enthält der Re- 
gierungs- Entwurf der Kreisordnung § 67 u. ff. zwar eine 
wesentliche Verbesserung des jetzigen Zustandes, indem 
er das Virilstimmrecht, welches mit der Verfassung nicht 
übereinstimmt, beseitigen und zugleich ein numerisch rich- 
tigeres Verhältniss der Kreistags -Abgeordneten einfuhren 
will, indess begründet derselbe durch die Trennung der 
Wählerschaft in drei Wahlverbände: a) der grösseren länd- 
lichen Grundbesitzer, b) der Landgemeinden, und c) der 
Städte wieder eine der bisherigen ständischen Gliederung 
ähnliche Rechtsungleichheit, statt die Wahlen zum Kreis- 
tage durch die Vertreter der Gemeinden ausüben zu lassen, 
wie letzteres entschieden wünschenswerth ist. 

Es ist bekannt, wie überwiegend günstig bisher die 
Rittergüter durch die grosse Zahl ihrer Virilstimmen der 
Minderzahl der Abgeordneten der Landgemeinden und 
Städte gegenüber auf den meisten Kreistagen gestellt w T aren, 
während doch die Majorität der Mitglieder über die Kreis- 
abgaben und deren Verwendung und überhaupt über die 
Kreisangelegenheiten zu beschliessen hat. Diesem Verhält- 
niss gegenüber ist anzuerkennen, dass der Regierungs- 
Entwurf ein gerechteres Verhältniss vorschlägt und in dieser 
Beziehung als ein bedeutender Fortschritt zu betrachten ist, 
wenn derselbe auch noch nicht die angedeutete Wünschens- 
werthe Vertretung in Aussicht stellt: indess besonders bedenk- 
lich erscheinen neben der Bildung der Wahlverbände der 
grösseren ländlichen Grundbesitzer noch die Wahlverbände 
der meistbegüterten Grundbesitzer. Denn nach der Be- 
stimmung des § 74 scheint man den meistbegüterten Grund- 
besitzern die Virilstimmen möglichst erhalten zu wollen, 
obgleich dies überflüssig sein dürfte, da dieselben in Folge 
ihrer grossen Güter einen so bedeutenden Einfluss auf viele 
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abhängige "Wähler üben, dass sie sehr leicht gewählt werden 
können. Sie sollen nach § 74 „unter Hinzurechnung der 
von dem Verbände der grösseren Grundbesitzer zu wäh- 
lenden Abgeordneten, niemals mehr, als die Zahl der Ab- 
geordneten der Städte und Landgemeinden zusammenge- 
nommen betragen." Die Meistbegiiterten und die grossen 
Grundbesitzer sollen daher zusammen eben so viel Abge- 
ordnete wählen können, als die Landgemeinden und die 
Städte zusammen , den beiden letzteren also der Zahl nach 
gleich stehen: da nun aber die Erfahrung der letzten Jahre 
gezeigt hat, dass der grosse Grundbesitz einen überwie- 
genden Einfluss auf die Wahlen in den Landgemeinden zu 
üben vermag, so ist es mehr als wahrscheinlich, dass die 
grossen Grundbesitzer auch bei den Wahlen der Landge- 
meinden zum Kreistage ähnliche Erfolge in ihrem Interesse 
erwirken können, wenn sie es wollen, und dass sie dies 
nicht wollten, ist nicht zu erwarten; sie würden also in 
allen solchen Kreisen, worauf der cit. § 74 Anwendung 
findet, einige von ihnen abhängige Abgeordnete der Land- 
gemeinden bei der Wahl durchsetzen, und dadurch stets die 
Majorität auf dem Kreistage haben können. 

Grosses Grundeigenthum begünstigt die Macht der Be- 
sitzer natürlich gar sehr. Dieselben besitzen nicht allein 
den Einfluss, welcher den Eeichthum jederzeit begleitet, 
sondern auch die Gewalt, welche ihnen ihre geselligen 
Verbindungen geben. Für einen armen freien Mann wird 
es dadurch sehr schwer, durchaus unabhängig zu bleiben. 

Es ist indess nicht zu übersehen, dass viele der Meist- 
begüterten in den parlamentarischen Versammlungen einen 
liberaleren Standpunkt eingenommen haben, als manche 
minder grosse Grundbesitzer. 

Ich resumire: Statt dieser auf der Idee der ständischen 
Gliederung beruhenden Zusammensetzung der Kreistage 
sollten in Uebereinstimmung mit den oben besprochenen 
Wahlen in den Gemeinden und mit dem Wesen eines con- 



Digitized by Google 



— 62 



stitutionellen Staates die Wahlen zu den Kreistagen durch 
die Vertreter der Gemeinden vollzogen werden, und es 
sollten die Kreistage das Recht haben, sich selbstständig 
nach parlamentarischem Gebrauche zu constituiren und ihre 
Vorsitzenden zu wählen, während die Landräthe als könig- 
liche Commissarien fungiren würden. 

Die unerlässliche Bedingung aller standschaftlichen 
Rechte ist gegenwärtig das Grundeigenthum. Es wird an- 
genommen , dass hierdurch nicht nur der Grundbesitz, son- 
dern auch alle übrigen Staatsangehörigen Vertretung fanden 
und dass die Grundbesitzer am dauerndsten mit den In- 
teressen des Staates verbunden seien; beide Annahmen sind 
jedoch unbegründet, denn seitdem Industrie und Handel 
eine dem Grundeigenthum e gleiche Bedeutung bekommen 
haben, lässt sich nicht nachweisen, dass dieselben eine 
geeignete Vertretung durch die Grundbesitzer fänden; son- 
dern es ist im Gegentheil unzweifelhaft, dass die Interesen 
der letzteren und des Grundbesitzes in vielen Fällen nicht 
identisch sind. Die ausschliesslich dem Grundbesitze bei- 
gelegte Standschaft ist ein politisches Vorrecht des Standes 
der Grundbesitzer, also ein Privilegium, welches der Ar- 
tikel 4 der Verfassung aufgehoben hat. Ferner ist in 
der Neuzeit der Grundbesitz so sehr ein Gegenstand des 
Handels und des Wechsels geworden, dass auch die 
andere Annahme thatsächlich unbegründet ist, wonach 
der Grundbesitz mehr die Interessen dauernd mit dem 
Staate verknüpfen soll, als die Interessen der übri- 
gen Berufsklassen. Dass die Interessen, die Gefühle und 
der Patriotismus der letzteren nicht minder innig und 
dauernd mit dem Vaterlande verknüpft sind, hat die Ge- 
schichte der letzten Jahre, welche den Patriotismus Aller 
auf die Probe stellte, unwiderleglich bewiesen. Alle Nicht- 
angesessenen sind jetzt auf den Kreistagen gar nicht ver- 
treten, und dennoch werden sie durch die Beschlüsse der 
Grundbesitzer mit verpflichtet. Dieses Verhältniss ist 
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ungeeignet, denn es liegt in dem Wesen einer solchen In- 
teressenvertretung, dass nur die Standes-Interessen berück- 
sichtigt werden. 

Das Vorstehende gilt auch von der Vertretung auf den 
Provinzial-Landtagen ; desshalb werde ich bei Besprechung 
derselben das hier Geäusserte nicht wiederholen. 



Vom Amtsbezirk und Amtshauptmann. 

Als die wichtigsten Gegenstände der von der Regierung 
vorgelegten Kreisordnung erscheinen die Amtsbezirke und 
das Amt, welches an deren Spitze gebildet werden soll. 
Diese sind die Hauptpunkte, von denen alle weitere Or- 
ganisation abhängt. 

Die Kreisordnung bezw r eckt eine Verwaltung zu schaffen 
in Kreisen, welche zum Theil von so bedeutendem Umfange 
sind, dass ein persönliches Handeln und Zusammenwirken 
dei* weit von einander entfernt lebenden Einwohner höchst 
schwierig ist, und der Entwurf unterlässt es, eine Ge- 
meindeordnung gleichzeitig aufzustellen, wodurch allein das 
Problem der Selbstverwaltung zu lösen ist. 

Die Kreisordnung sagt hierüber nur im § 41: 

„In wie weit die Vereinigung der zu einem Amtsbezirke 
gehörigen Gemeinden und selbstständigen Gutsbezirke zu 
einem besonderen Communalverbande in Ansehung solcher 
Angelegenheiten, welche für sie ein gemeinsames Interesse 
haben, stattfinden kann, wird durchGesetz bestimmt werden. 14 

Der Regierungs- Entwurf versucht also nicht, dieses 
Problem zu lösen, sondern überlässt die Regelung dieses 
Gegenstandes einer späteren Gesetzgebung. 

Nach dem Wortlaute des § 41 scheinen die zu einem 
Amtsbezirke gehörenden Gemeinden nur einen Cominunal- 
verband innerhalb desselben bilden zu sollen; dies wird in 
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Amtsbezirken von kleiner oder dichter Einwohnerzahl zweck- 
mässig sein, aber in Amtsbezirken, die nach §40 etwa 
10,000 Einwohner enthalten, würde die Bildung mehrerer 
Gemeindeverbände im Interesse eines erleichterten Zusam- 
menwirkens der Einwohner liegen. 

Der Entwurf scheint es nach dem § 41 überhaupt nicht 
als die Regel zu betrachten, dass innerhalb des Amtsbe- 
zirks sich Gemeinden zu mehreren Communalverbänden und 
zu einer gemeinsamen Thätigkeit zusammenfinden würden. 
Derselbe enthält auch keine Bestimmungen darüber, welche 
Befugnisse und Geschäfte die Communalverbände haben 
werden. Es ist jedoch die hier entstehende Frage zu be- 
antworten, welche Geschäfte von diesen Verbänden der 
Gemeinden und welche von dem Kreise geübt werden sollen. 
Denn wenn der Entwurf die wesentlichen Functionen der 
Verwaltung bereits den Kreisen überträgt, so entzieht er 
damit den in -Aussicht gestellten Communalverbänden die 
Gegenstände ihrer vereinten Wirksamkeit und macht deren 
Bildung illusorisch. 

Eine Kreisordnung schaffen zu wollen, ohne vorher eine 
Gemeindeordnung zu entwerfen, heisst daher Schwierig- 
keiten und Hindernisse bereiten, die sich leicht vermeiden 
lassen, wenn man zuvor die Grundzüge der Gemeinde- 
ordnung aufstellt. 

Deshalb habe ich es für erforderlich gehalten, die Selbst- 
verwaltung der Gemeinden ausführlich zu behandeln. Denn 
es ist kaum möglich, den Gesetzentwurf über die Kreis- 
ordnung der sechs östlichen Provinzen richtig zu amendiren, 
ohne gleichzeitige Behandlung der Landgemeinde-Ordnung. 
Wünschenswerth wäre es. dass ein neuer übersichtlicher 
Plan der Selbstverwaltung in den drei Sphären der Ge- 
meinde-, Kreis- und Provinzial- Ordnung, deren Verhältnisse 
sich gegenseitig berühren und bedingen, vorgelegt würde. 
Man kann möglicherweise die Provinzialordnung später be- 
handeln; aber jedenfalls sollte man bei Regelung der Selbst- 
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Verwaltung mit dem natürlichen Anfange, mit der Gemeinde, 
beginnen, statt ein Stück aus der Mitte herauszureissen. 
Es sollten daher in einem neuen Entwürfe schon völlig 
klar die Grundzüge der Gemeindeordnung als Basis der 
Kreisordnung niedergelegt werden. 

Da hier, wie überall, das thatsächlich Gegebene zu 
beachten und zu benutzen ist, so überlasse man den grossen 
ländlichen Gemeinden die Verwaltung ihrer eigenen An- 
gelegenheiten, und bilde aus den kleinen Gemeinden und 
einzelnen Gütern Communalverbände zum Zweck der Selbst- 
verwaltung. Diese Communalverbände mögen durchschnitt- 
licii 2000 bis 3000 Einwohner enthalten und nur so gross 
sein, dass die Einwohner leicht selbst oder durch ihre 
Beamten innerhalb des Verbandes wirken können. Dies 
wird nicht nur den Interessen der Einwohner, sondern auch 
der Regierung entsprechen, welche hierdurch eine geord- 
nete Grundlage für eine innere lebensvolle Verwaltung 
erhält. 



Vom Amtshanptmanne und von der Verminderung der 
Kosten der Selbstverwaltung durch Arbeitsteilung. 

Nach dem Entwürfe sind dem Amtshauptmanne zahl- 
reiche Geschäfte übergeben, von denen ein Theil ihm ab- 
zunehmen und einer Zahl gewählter Beamten der Gemeinde- 
verbände zu überlassen sein dürfte. Der Amtshauptmann 
scheint nämlich nach dem Entwürfe eine dem englischen 
Friedensrichter ähnliche Stellung einnehmen zu sollen; aber 
man übersieht hierbei Folgendes: 

Die Geschäfte des Friedensrichteramtes liegen nämlich 
in jeder Grafschaft Englands nicht etwa, wie oft irrthüm- 
lich angenommen wird, in der Hand nur eines Friedens- 
richters, sondern in den Händen einer sehr grossen Zahl 
von Friedensrichtern, so dass sie von diesen ohne lästigen 
Kosten- und Zeitaufwand besorgt werden können. Jede 

Tellkampf Selbstverwaltung. 5 
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der dortigen Grafschaften, deren Umfang sehr verschieden- 
artig und zum Theil unsern Kreisen an Grösse ähnlich ist, 
zerfällt in mehrere Districte (ähnlich den vorgeschlagenen 
Amtsbezirken), welche die territoriale Grundlage bilden, 
und in jedem Districte sind 40 bis 50 Friedensrichter, 
welche den wohlhabenden Ständen anzugehören pflegen. 
Diese erstreben die Stellung eines Friedensrichters eines 
Theils, weil dieselbe geehrt ist und den Zutritt zu der 
besten Gesellschaft eröffnet, und andern Theils und vor 
allen Dingen, weil die Gutsbesitzer frei sein, deshalb sich 
selbst regieren und in der Verwaltung Niemanden über 
ihrem Kopfe haben wollen, der sie bevormunden oder di- 
rigiren könnte; unter einem Präfecten oder unter einem 
Unterpräfecten würden sie nicht freiwillig dienen. Ihre 
grosse Zahl und die Vertheilung der Geschäfte unter die- 
selben machen die Besorgung derselben als unentgeldliches 
Ehrenamt sehr leicht. 

Diese Arbeitsteilung in der Selbstverwaltung ist 
ein Cardinalpunkt, indem derselbe die Ursache der 
Wohlfeilheit und der leichten Ausführung der 
Selbstverwaltung bildet. Es ist daher auf die Ver- 
theilung der Geschäfte unter eine grosse Zahl von 
Personen besonderer Werth zu legen, weil nur 
diese die Kosten und die Pflichterfüllung der 
Selbstverwaltung den Gemeinden und Kreisen 
wesentlich erleichtert. Diese Einrichtung ist bisher 
in Deutschland nicht genügend beachtet, ist aber wegen 
der Beseitigung der sonst eintretenden Schwierigkeiten 
hinsichtlich der Kosten und des Zeitaufwandes von ent- 
scheidender praktischer Wichtigkeit. 

Um dies noch deutlicher zu machen, verweise ich theils 
auf die Mittheilungen, die ich über die Selbstverwaltung 
der Gemeinden gemacht habe, theils auf diejenigen, welche 
ich in dem späteren Theile dieser Schrift über das Self- 
government in England und Nordamerika liefern werde. 
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Den Gegensatz zu dieser angedeuteten Arbeitsteilung 
und Decentralisation bildet die büreaukratische Centrali- 
sation, welche aus dem Regierungs- Entwürfe der Kreis- 
ordnung hervorgelien würde. 

Was den Kostenpunkt betrifft, welcher bekanntlich durch 
seine Behandlung in dem Entwürfe der Kreisordnung eine 
starke Opposition der ländlichen Bevölkerung veranlasst 
hat, zu deren Besten doch die Selbstverwaltung auf dem 
Lande gereichen soll, so würde dieser weniger Schwierig- 
keiten bieten , wenn man die Selbstverwaltung in dem an- 
gedeuteten Umfange den selbstgewählten Beamten der Ge- 
meindeverbände überlassen, und hinsichtlich derselben und 
selbst der Kreisbeamten folgende Einrichtung treffen wollte: 

Die Bedenken der Landwirthe hinsichtlich der Höhe 
und der Vertheilung der nach dem Entwürfe der Kreis- 
ordnung aufzubringenden Kreislasten lauteten bekanntlich 
folgendermassen : 

„Die Mehrbelastung der Kreise sei ausser Zweifel, da 
der neue Entwurf den Kreis -Organen eine ganze Reihe 
von Angelegenheiten zuweise, welche bisher von den Be- 
zirks- und Provinzial-Behörden erledigt wurden. Vor allem 
fallen zwei neue Institutionen in's Gewicht: 

„Zunächst das Institut der Amtshauptmänner. Diesen 
soll für ländliche Bezirke von 2 — 10,000 Einwohnern die 
Polizei Verwaltung und die unmittelbare Aufsicht über die 
Communal- Angelegenheiten der Landgemeinden zustehen. 
Berücksichtigt man, dass sie hiernach umfassendere Func- 
tionen als die Bürgermeister kleiner Städte haben, dass 
aber wegen der grösseren Ausdehnung ihrer Bezirke die 
Verwaltung schwieriger ist, so erhellt, dass sie ohne förm- 
lich eingerichtete Büreau's nicht im Stande sein werden, 
ihre Amtsgeschäfte zu bewältigen. Die Kosten der Büreau's 
werden sich verhältnissmässig hoch stellen, da der von drei 
zu drei Jahren eintretende Wechsel in den Personen der 

Amtshauptmänner auf die Dauer berechnete Einrichtungen 
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in der Regel unmöglich machen wird. Berechnet man hier- 
nach die Ausgaben für einen Secretär mit 300 Thlr., für 
einen Polizeidiener mit 180 Thlr., für Bureau -Miethe. 
Büreaubedürfnisse (Schreibmaterialien, Licht etc.), Porto. 
Botenlohn etc. mit 100 Thlr., für die Beschaffung des Poli- 
zei-Gefängnisses und die Unterhaltung der Polizei-Gefange- 
nen mit 50 Thlr., sonstige Kosten mit 40 Thlr., so er- 
giebt sich für jede Anitshauptmannschaft eine Summe von 
670 Thalern. In sehr vielen Fällen wird aber bei einzelnen 
Positionen der angenommene Minimalsatz überschritten wer- 
den müssen. Man wird deshalb die Kosten mit durch- 
schnittlich 700 Thalern sicherlich nicht zu hoch veran- 
schlagen. Die ländliche Bevölkerung der fünf Provinzen, 
in welchen das Institut eingeführt werden soll, beläuft sich 
auf ca. 9 Millionen. Rechnet man nun auf 5000 Einwohner 
durchschnittlich einen Amtshauptmann, so ergiebt sich die 
Notwendigkeit von ca. 1800 Amts -Hauptmannschaften. 
Diese verursachen an Kosten 1800x700 = 1,260,000 Thlr. 
Berücksichtigt man ferner, dass mindestens 7a der Stellen 
commissarisch zu verwalten sein werden, und dass mit 
Rücksicht auf die als Regel erforderte Qualifikation der Com- 
missarien zum höheren Staatsdienste mindestens 600 Thlr. 
als Remuneration gewährt werden müssen, so treten obiger 
Summe noch 300X600 = 180,000 Thlr. hinzu — kurz im 
Grossen und Ganzen muss man die Kosten auf mindestens 
etwa V/ 2 Millionen Thaler, also mindestens 20 pCt. der 
Grundsteuer - Contingente veranschlagen . 

Das zweite einen erheblichen Mehraufwand verursachende 
Institut ist der zur Verwaltung allgemeiner Landes- Ange- 
legenheiten in Aussicht* genommene „Kreis- Ausschüsse 
Nach § 118 fallen alle Kosten, welche die sehr umfassende 
Geschäftsverwaltung desselben verursacht, dem Kreise zur 
Last. Dahin gehören namentlich das Gehalt eines Syndicus. 
welcher, wie die Motive des Gesetzentwurfes anerkennen, 
nicht immer (man möchte behaupten „fast niemals") zu 
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entbehren sein wird, und das mit 600 Thlr. sicher nicht 
zu hoch veranschlagt wird: femer die erheblichen Büreau- 
kosten. In Betreff der letzteren ist die Fassung des Ge- 
setzes allerdings nicht ganz klar: Der § 116 bestimmt, dass 
der Landrath die laufenden Geschäfte der dem Ausschusse 
übertragenen Verwaltung führt, und hiernach hat es den 
Anschein, als ob die Kosten der Büreauverwaltung vom 
Staate übernommen werden sollen. Allein, da § 118 aus- 
drücklich bestimmt: „Alle Kosten, welche die Geschäfts- 
verwaltung des Kreis- Ausschusses verursacht, trägt der 
Kreis", so erscheint diese Auslegung mindestens zweifel- 
haft. Eine klarere Fassung des Gesetzes wird unbedingt 
geboten, und dringend wünschenswerth wird es sein, dass 
jede Büreau-Einrichtung vermieden wird, deren Kosten 
an th eilig auf Staat und Kreis vertheilt werden, denn die 
Geschichte unserer Ständeverfassungen lehrt, dass derartige 
Gemeinschaften im Laufe der Zeit stets zu Benachtheili- 
gungen der Stände, d.h. der Kreis- resp. Provinzialver- 
bände führen." 

So lauten im Wesentlichen die finanziellen Bedenken 
der Landwirthe: dieselben betreffen die Kosten der büreau- 
kratisch centralisirten Verwaltung der Kreishauptmänner 
und der Kreis -Ausschüsse. 

Dagegen lassen sich diese Kosten unendlich vermindern, 
wenn man die Geschäfte der Selbstverwaltung auf eine so 
grosse Zahl von Beamten der Gemeinden der Gemeinde- 
verbände und der Kreise vertheilen wollte, dass sie für 
jeden Einzelnen nicht drückend wären, denn sie könnten 
auf diese Weise von einem jeden derselben neben den Be- 
rufsgeschäften sehr wohl umsonst besorgt werden. Die 
Gemeinde- und Kreis- Angelegenheiten könnten dann ohne 
bedeutende persönliche Opfer an Zeit und Geld unentgeld- 
lich als Ehrenämter wahrgenommen werden: und es wäre 
gar nicht erforderlich, in den Händen von Amtshauptleuten 
die Geschäfte der Selbstverwaltung zu concentriren. Da- 
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gegen würde die angedeutete Arbeitsteilung auf eine grosse 
Zahl gewählter Beamten der Gemeindeverbände und der 
Kreise die unentgeldliche Besorgung der Verwaltungs- 
geschäfte erleichtern, deren freudige üebernahme ermög"- 
lichen, und den persönlichen Dienst der Mitglieder der 
Gemeinde verbände zum Besten des Gemeinwesens im wahren 
Sinne der Selbstverwaltung verwirklichen. 

Auf ähnliche Weise sind in den Ländern, wo das Self- 
government von unten bis oben das Staatswesen durch- 
dringt und belebt, in England und Nordamerika, die Ge- 
schäfte der Gemeinden und der Grafschaften auf eine 
sehr grosse Zahl von Beamten der Gemeinden (villages. 
parishes), der Gesammtgemeinde (townships) und Graf- 
schaften (counties) vertheilt. 

Der Regierungs- Entwurf giebt dem Amtshauptmanne 
neben vielen andern Geschäften auch die Polizeigewalt; 
es möchte sich empfehlen, dem Amtshauptmanne nur die 
Sorge für die höhere Sicherheitspolizei zu übertragen, 
und die Gemeindepolizei den Gemeinden zu überlassen. 

Es ist hier nicht zu übersehen, dass man die Polizei 
in eine höhere, die allgemeine Landespolizei, und in eine 
niedere, die Lokalpolizei, einzutheilen hat. dass die letztere 
in vielen Ländern von gewählten Gemeindebeamten ver- 
waltet wird, und dass die höhere und die niedere Polizei 
auch bei uns in der Praxis zu trennen ist. 

Wenn nach dem Entwürfe dem Amtshauptmanne die 
Polizeigewalt übertragen werden soll, so wird es jedenfalls 
nicht wünschenswerth sein, dass alle die verschiedenen 
Verwaltungszweige, welche in Deutschland oft mit dem 
Namen Polizei bezeichnet werden, ihm mit übergeben wer- 
den. Denn es ist für alle Fälle nicht zu übersehen, dass 
über den Begriff der Polizei sehr verschiedene Ansichten 
herrschen, und dass man in Deutschland dieses Wort oft 
in einer viel weiteren Bedeutung nimmt, als in den übrigen 
europäischen Ländern. Man pflegte früher in Deutschland 
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Polizeisachen den Justizsachen entgegenzustellen und unter 
einer allgemeinen Landespolizei die gesammte innere Ver- 
waltung mit Ausschluss der Rechtspflege und der Finanzen 
zu begreifen. Die übrigen europäischen Völker haben dieses 
Wort stets in einer viel engeren Bedeutung genommen, 
sie verstehen darunter die Sicherheitspolizei zur Erhaltung 
der Ruhe und Ordnung und zur Abwendung und Verhü- 
tung der Gefahren, die Leben und Gesundheit der Ein- 
wohner bedrohen. In diesem engeren Sinne scheint es auch 
nach und nach bei uns genommen zu werden, indem man 
die übrigen Zweige unter dem Namen der allgemeinen Ver- 
waltung begreift. In jenem engeren Sinne sollte auch 
hier die Bedeutung der Polizei genommen und nur die 
Sicherheitspolizei dem Amtshauptmann übertragen werden, 
während die Gemeinden ftir ihre eigene Sicherheits- und 
Gesundheitspolizei sorgen können. Dies würde sowohl der 
öffentlichen Sicherheit, als der Selbstverwaltung der Ge- 
meinden entsprechen, da Polizeisachen rasches Handeln 
an Ort und Stelle erfordern. 

Der Umfang der Geschäfte der Amtshauptleute würde 
hierdurch bedeutend verringert. Es würde daher leichter 
sein Kreishauptleute zu finden, da ihnen Müsse für ihre 
eigenen Geschäfte bliebe, während die übrigen Angelegen- 
heiten zweckmässig von einer entsprechenden Zahl von Be- 
amten der Gemeinden und Gemeindeverbände, wie erwähnt, 
besorgt werden könnten. 

Sobald man eine Polizeigewalt bildet, sind neben den 
Vortheilen für die Ordnung und Sicherheit der Gesellschaft 
auch Gefahren für die Freiheit damit verbunden. Dies 
liegt in der Natur der Sache. Die Polizei soll vielen Ge- 
fahren vorbauen; sie muss daher manche Massregeln er- 
greifen, welche die Freiheit der Bürger beschränken; es 
pflegt hierbei auf dem Continent den Polizeibehörden keine 
so bestimmte Vorschriften als den übrigen Behörden ge- 
geben zu werden; sie können daher je nach den verschie- 
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denen Umständen ihre Massregeln ergreifen: folglich wird 
mit der Polizeigewalt gar leicht eine gewisse "Willkür ver- 
bunden sein. Um diese Gefahr zu verhüten, lassen sich 
folgende Massregeln treffen: 

1) Die Gesetze müssen die Grenzen der Polizeigewalt 
genau bestimmen, wie dies in England geschieht. 

2) Die Polizei soll ihren Zweck der Sicherheit des 
Staats und der Staatsangehörigen allein vor Augen haben, 
und soll die Freiheit der Einwohner nicht weiter beschrän- 
ken, als die Sorge für die Sicherheit nothwendig erfordert; 
sie soll sich daher innerhalb der ihr gesetzlich vorge- 
schriebenen Grenzen ihres Wirkungskreises halten. Auch 
die Verwaltung der Polizei muss in einem Rechtsstaat die 
Verwaltung nach Gesetzen sein. 

3) Sobald und wo die Privatpersonen durch ihre eigene 
Kraft die Zwecke der Ortspolizei für sich selbstständig 
erreichen könnnen und wollen, sollte sie denselben nach 
den Prinzipien der Selbstverwaltung überlassen werden. 

4) Um dem etwa möglichen Gewaltmissbrauche der 
Polizeibeamten vorzubeugen, müssen dieselben nach den Ge- 
setzen verantwortlich sein, da die Unverantwortlichkeit der 
Polizei mit dem Wesen eines Rechtsstaats unvereinbar sein 
würde. 

Der Entwurf der Kreisordnung stellt, um dem letztern 
Erforderniss zu entsprechen . die Amtshauptleute unter den 
Landrath und macht sie demselben verantwortlich. Die 
angemessene Stellung der Amtshauptleute wird aber hier- 
durch schwierig. Es wird nicht viele grosse Herrschafts- 
und Gutsbesitzer sowie überhaupt unabhängige Personen 
geben, welche wünschen werden, als Amtshauptleute Unter- 
beamte der Landräthe zu werden. Dieses Subordiniren 
gebildeter unabhängiger Männer unter den höheren Verwal- 
tungsbeamten, den Landrath, wird wahrscheinlich gerade 
die unabhängigsten Männer abgeneigt machen, diese Stel- 
lung als eine Ehrenstellung anzunehmen. Das Bedenken 
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jenes Subordinirens fällt recht scharf in die Augen , wenn 
man hiermit die angemessenere Stellung der Friedensrichter 
in England vergleicht, deren Vorbild bei den Amtshaupt- 
leuten doch vorgeschwebt zu haben scheint. 

Die Friedensrichter sind dort nach den Gesetzen für 
ihre Amtshandlungen verantwortlich, aber nicht einem 
höheren, von der Regierung abhängigen Verwaltungs- 
beamten, sondern sie können wegen ihrer Amtshandlungen 
vor dem jedes Vierteljahr versammelten Gericht der Frie- 
densrichter der Grafschaft (Quarter Sessions), also vor 
ihnen gleich stehenden Männern, verklagt werden. Ein 
Urtheil von Standesgenossen, wobei natürlich der Ange- 
klagte nicht selbst als Richter mitfungirt. — verträgt sich 
mit der unabhängigen Stellung gebildeter Männer, während 
es geeignet ist, den Amtsmissbrauch zu verhüten. 

Etwas Aehnliches, nämlich Anklage vor den Kreis- 
hauptleuten des Kreises, und Urtheil derselben, dürfte etwa 
auch in Deutschland rathsam sein. 

Es ist femer bei einem Blick auf England nicht zu 
übersehen, dass in England sehr viele wohlhabende Per- 
sonen auf dem Lande leben, und dass die dortigen Guts- 
besitzer ihre Güter zu verpachten pflegen, so dass die Zahl 
der Männer, welche ihre freie Zeit der Beschäftigung mit 
den öffentlichen Angelegenheiten widmen können, überall 
bedeutend grösser ist, als in Deutschland, wo verhältniss- 
mässig wenige Personen auf dem Lande in ähnlicher Lage 
sind, und wo diese wenigen als Herrschafts- oder Gutsbe- 
sitzer in solcher socialen Stellung sich befinden, dass sie, 
wie erwähnt, schwerlich Neigung haben werden, Unter- 
beamte der Landräthe (die in England nicht existiren) zu 
werden. In Deutschland ist man jedenfalls hinsichtlich der 
Amtshauptleute auf die gebildeten Bewohner des Landes 
von gemeiniglich so mässigen Vermögensverhältnissen ange- 
wiesen, dass diese nicht ihre ganze Zeit, sondern nur einen 
Theil derselben den gemeinsamen Angelegenheiten widmen 
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können. Deshalb dürfte die angedeutete Geschäftstheilung 
rathsam sein, wonach den Amtshauptleuten nur die höhere 
Sicherheitspolizei zu überlassen wäre. 

Es ist endlich hier nicht zu übersehen, dass die Stel- 
lung der Landräthe der Regierung gegenüber in der Neu- 
zeit so abhängig geworden ist, dass ein Subordiniren der 
Amtshauptleute und der Schulzen etc. unter deren Gewalt 
mit dem Begriffe einer unabhängigen Selbstverwaltung der 
Gemeinden und Amtsbezirke unvereinbar ist. Wollte man 
diese Unterordnung, so würde man consequenter Weise die 
frühere grössere Unabhängigkeit der Landräthe wieder her- 
stellen müssen, damit die Selbstverwaltung auf dem Lande 
entsprechender gestaltet werden könnte. 

Der Regierungsentwurf knüpft an die Uebertragung der 
Polizeigewalt an den Amtshauptmann die Behauptung, dass 
die Polizei nur von der Staatsgewalt ausgehen und über- 
tragen werden könne, und dass deshalb der Amtshaupt- 
mann vom Könige ernannt werden müsse. Wir wenden 
uns also zu der Frage der Ernennung oder der Wahl dieses 
Beamten, bei deren Beantwortung es sehr darauf ankom- 
men wird, welcher Umfang von Geschäften dem Amtshaupt- 
mann gegeben werden soll. Soll derselbe die sammtlichen 
Geschäfte führen, die ihm der Entwurf überträgt, so würde 
die Wahl der Ernennung vorzuziehen sein. 

Die Selbstverwaltung in den Gemeindeverbänden kann 
nur dann verwirklicht werden, wenn der an die Spitze des 
Bezirks zu stellende Amtshauptmann aus freier Wahl der ver- 
einigten Bezirksgemeinden als Vertrauensmann hervorgeht. 

Man scheint auch bei dieser Frage die Stellung der 
Friedensrichter in England vor Augen gehabt zu haben, 
indem auf Vorschlag des Kreistages der Amtshauptmann 
von der Krone zu ernennen sein soll. 

Allerdings werden in England die Friedensrichter von 
der Krone ernannt; aber es ist nicht zu übersehen, dass 
bei dem dortigen Verfahren nicht nur das Vertrauen der 
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Nachbaren entscheidend wirkt, denn bekanntlich werden 
die Listen der Vorgeschlagenen von Männern aufgestellt, 
welche von der Staatsregierung völlig unabhängig sind, 
sondern es werden auch die Vorgeschlagenen als Vertrauens- 
männer aus beiden politischen Parteien ausgewählt, und 
meistens zufolge der Liste durch die Königin nach Bera- 
thung mit dem Lord Canzler ernannt, so dass selten ein 
vorgeschlagener Name übergangen wird. 

Man macht also in England von dem Bestätigungsrecht 
der Regierung selten Gebrauch, sondern während es in 
den Grafschaften als gentil und billig betrachtet wird, 
Männer der verschiedenen Parteien vorzuschlagen, so wer- 
den diese regelmässig mit höchst seltenen Ausnahmen von 
der Krone bestätigt. Hat sich die englische Regierung 
auch das Bestätigungsrecht vorbehalten, so betrachtet man 
dort es doch für bedenklich, durch häufige Verweigerung 
der Bestätigung aus politischen Gründen Unzufriedenheit 
in weiten Kreisen zu erwecken; weil solche Nadelstiche 
im Kleinen gar sehr reizen und oft nachtheiliger als das 
Erforderniss grosser Opfer wirken. Die dortige Ernen- 
nung kommt also fast der Wahl gleich. Nur unter ähn- 
lichen Voraussetzungen könnte man für die Ernennung, 
und wo jene nicht zutreffen, für die Wahl stimmen. Würde 
dem Amtshauptmann nur die Verwaltung der höheren Po- 
lizei übertragen, so würde die Frage, ob derselbe ernannt 
oder gewählt werden solle, minder wichtig sein. Aber im- 
mer möchten doch die vorstehenden Andeutungen bei der 
Beantwortung dieser Frage zu beachten sein. 

Nachdem hinsichtlich des wichtigen Kostenpunktes in 
dem Bisherigen nachgewiesen ist, wie sehr sich die Schwie- 
rigkeiten desselben vermindern lassen, mögen hier noch 
folgende ergänzende Bemerkungen Platz finden: 

Da durch die Selbstverwaltung der Gemeinden und 
Kreise ein bedeutender Theil der Kosten der jetzigen Re- 
gierungscollegien allmälig werden gespart werden, so er- 
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scheint es billig, dass der Betrag dieser Ersparnisse den 
Steuerzahlenden zu Gute komme, und dass ein entsprechen- 
der Theil der directen Steuern überhaupt und somit auch 
der Grund- und Gebäudesteuer den Gemeinden und Kreisen 
für die Verwirklichung der Selbstverwaltung in denselben 
überlassen werden möchte. 

Bekanntlich ist in England die Grundsteuer auf einem 
grossen Theile der Ländereien gänzlich abgelöst, und auf 
dem andern Theile nicht hoch; und in Nordamerika ist nur 
eine niedrige Grundsteuer in den einzelnen Staaten vor 
dem letzten dortigen Kriege erhoben worden. Die Grund- 
besitzer waren als solche in jenen Ländern nicht hoch be- 
steuert, und konnten um so leichter die vorzugsweise von 
ihnen bestrittenen Kosten des Selfgovernment tragen. 

Diese Thatsachen sind insofern nicht zu übersehen, als 
eine nicht hoch besteuerte, wohlhabende, steuerfähige Be- 
völkerung leicht und freiwillig zu Ausgaben für die Selbst- 
verwaltung geneigt ist. 

Wenn eine verhältnissmässige Erleichterung hinsichtlich 
der Staatssteuern überhaupt möglich ist, so finden die 
Kosten der Selbstverwaltung um so weniger Widerstand. 
Dasselbe gilt von der Gebäude- oder Wohnhaussteuer, 
welche je naeh Angebot und Nachfrage entweder auf dem 
Eigenthümer oder Miether liegen bleibt, welche allein nach 
dem localen Miethszins annähernd richtig bestimmt wer- 
den kann, und welche aus diesem Grunde eigentlich nicht 
als eine allgemeine Staatssteuer, sondern nur als eine Com- 
munalsteuer dienen sollte *). 

*) Während des Drucks dieser Schrift erhielt ich eine Abhandlung betitelt : 
„Die Rückgewähr eines Theiles der Grund- und Ge- 
bäudesteuer für die Durchführung der Selbstverwaltung 
im Kreise. Denkschrift zum Entwürfe der Kreisordnung für die öst- 
lichen Provinzen vom 27. September 1869. Von R. v. Benda." 

Da diese Schrift ähnliche aber weiter gehende Gedanken , wie ich 
oben kurz angedeutet habe, ausführlicher ausspricht, so erlaube ich mir 
auf dieselbe, welche wahrscheinlich allgemeine Aufmerksamkeit erregen 
wird, zu verweisen. 
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Verwaltun^sbefngnisse der Provinzialstände. 

Das die Provinzialstände betreffende Gesetz vom 5. Juni 
1823 hat im Artikel 3 bestimmt, dass den Provinzialständen 
die Communal- Angelegenheiten der Provinz unter Vorbe- 
halt der königlichen Aufsicht und Genehmigung überlassen 
sein sollen. Indess in den Landestheilen , in welchen be- 
sondere Communalstände bestehen, bezieht sich die Ver- 
waltung der Provinzialstände nur auf solche Angelegen- 
heiten, welche nicht zum Bereich der Communal-Landtage 
gehören. Die Verwaltungsgegenstände, welche den Pro- 
vinzialständen theils ausschliesslich zustehen, theils ihrer 
Mitwirkung überwiesen worden, sind in den einzelnen Pro- 
vinzen verschieden. 

Es gehören dahin z. B. in der Provinz Schlesien a) die 
Irren -Heilanstalten, b) die Taubstummen -Fonds, c) die 
Provinzial-Land-Feuer-Societät, d) das Land- Armen wesen, 
e) der Land -Siechenhaus -Fond. 

Ausserdem steht den Provinzial- Landtagen in allen 
Provinzen eine Mitwirkung und Controle zu a) bei den 
Rentenbank- Angelegenheiten; b) bei der Veranlagung der 
Staats -Einkommensteuer u. s. w. 

Die Verwaltungs-Sphäre der Provinzialstände wird sich 
theils in demselben Verhältniss vermindern, in welchem die 
Communal- Angelegenheiten von den Gemeinden und Kreisen 
besorgt werden, theils wird dieselbe sich erweitern, wenn 
man, wie in Aussicht gestellt ist, allen Provinzen ähnliche 
Befugnisse ertheilen will, wie dies hinsichtlich der Provinz 
Hannover geschehen ist. und wenn man auf ähnliche Weise 
jeder Provinz einen Provinzial -Fond überlässt. um die 
Verwaltung der speziellen Provinzial -Angelegenheiten zu 
bestreiten. 

Je mehr auf den Gemeinsinn der Bürger zu rechnen 
ist, desto mehr darf man ihnen die Bestimmung der Aus- 
gaben zu Gemeinde-, Kreis- und Provinzial-Zwecken tiber- 
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lassen. Diese Ausgaben und deren praktische Verwendung 
bilden eine sehr wichtige Sphäre der Verwaltung. Zur Er- 
leichterung der Arbeiten der öffentlichen Kassen würde 
ausserdem die Massregel dienen, dass man den Provinzen 
die Einnahmen und Ausgaben überliesse, welche sich aus- 
schliesslich auf sie beziehen; dies würde durch die Gesetz- 
gebungsgewalt des Staates, also durch Krone und Landtag, 
zii regeln sein. Man würde hierdurch zugleich an Schriften- 
wechsel und Kosten sparen. 



Verhältniss der Selbstverwaltang zu den Verwaltuugs- 

Behörden des Staates. 

Der Regierungs-Entwurf der Kreisordnung hat bereits 
anerkannt, dass in demselben Verhältniss, in welchem die 
Selbstverwaltung eintritt, die Thätigkeit der Eegierungen 
verringert wird. 

Es folgt hieraus, dass dieser Behörden und ihrer Be- 
amten nur so viele sein werden, als der Zweck nothwendig 
erfordert, indem der grösste Theil der bisherigen Wirksam- 
keit derselben durch die Selbstverwaltung und durch Privat- 
Vereine ersetzt werden können. — Es wird also an den 
Kosten der bisherigen inneren Verwaltung, also der Re- 
gierungen, zum Besten der steuerzahlenden Staatsange- 
hörigen durch die Gemeinden und Kreise, welche die Selbst- 
verwaltung üben werden, bedeutend gespart werden können. 
Dies wird, wie oben bemerkt, den Steuerzahlenden zu 
Gute kommen müssen. 

Unsere deutschen Regierungs-Behörden haben die Vor- 
züge der collegialischen Form vor der monokratischen Form 
oder Bureauverwaltung der Franzosen voraus. 

Die collegialische Geschäftsführung, wonach die Mit- 
glieder der Collegien mit einander berathen und stimmen, 
scheint von unserer städtischen Verwaltungsweise ausge- 
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gangen zu sein, nur ist statt der Wahl die Ernennung 
durch den Regenten eingetreten. 

Diese collegialische Form der Geschäftsführung ermög- 
lichte gründliche Ueberlegung und Prüfung des Gegen- 
standes, da dem Verein mehr Kenntnisse als dem Einzelnen 
zu Gebote stehen; und diese Behörden genossen zugleich 
durch die collegialische Form Schutz für ihre Ansichten 
und Rechte, indem Mehrere in einem Collegium sich gegen- 
seitig eine gewisse Autorität verleihen, und die Möglichkeit 
gewähren , Ueberzeugungstreue mit einiger Unabhängigkeit 
zur Geltung zu bringen. 

Dieses war besonders wichtig, so lange es keine parla- 
mentarische Vertretung in einigen deutschen Ländern gab. 
Die Büreaukratie hat sich damals nicht zu verkennende • 
Verdienste erworben. 

Diese günstige frühere Stellung ist derselben in der 
Neuzeit dadurch in bedeutendem Verhältniss genommen, 
dass man sie ähnlich abhängig gemacht hat, wie dies in 
Frankreich der Fall ist. 

In England wechseln nur die Spitzen der wenigen dor- 
tigen Staatsbehörden mit den verschiedenen Ministerien; 
die übrigen Beamten bleiben im Amte trotz verschiedener 
politischer Parteiansichten. Man stört sie nicht in ihrer 
politischen Ueberzeugung, sondern man fordert von ihnen 
nur die Erfüllung ihrer Amtspflichten. 

Dagegen ist der Wechsel aller Regierungsbeamten seit 
der Zeit des Präsidenten Jackson in den Vereinigten Staaten 
von Amerika zur Regel geworden. Seit jener Zeit wollen 
unabhängige gebildete Männer dort keine Regierungsbe- 
amte werden, und dadurch hat der Staatsdienst sehr ge- 
litten. Aehnlich leidet derselbe überall, wenn man je nach 
politischer Gesinnung Beförderung oder Entlassung einführt. 

Nach den Erfahrungen der erwähnten Länder ist das 
englische Verfahren hinsichtlich der Regierungsbeamten zu 
empfehlen. 
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Es ist ferner erforderlich, dass die Trennung der Ge- 
schäfte der Staatsbehörden und der Selbstverwaltung durch's 
Gesetz bestimmt und jedem der Wirkungskreis angewiesen 
werde zur Vermeidung jedes inneren Streites. 

Endlich sollte nicht, wie früher zuweilen, Verwaltung 
und Justiz verbunden werden; sondern leitender Grundsatz 
sollte sein: Trennung der Justiz von der Administration. *) 

Die deutsche Büreaukratie hat die Aufgabe gehabt, zur 
Heranbildung des Volkes mitzuwirken, so dass es zur Selbst- 
verwaltung reif werde. In demselben Verhältnis nun, in 
welchem das Volk gebildeter und wohlhabender geworden 
ist, ist es rathsam , mehr freie Selbstverwaltung zu be- 
günstigen und zu gewähren. 



*) Conf. meinen betr. Antrag in den Verhandlungen des Verfassungs- 
Ausschusses der deutschen Nationalversammlung, herausgegeben von 
Droysen , Seite 49. 
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Zweite Abtheilung. 

Das Selfgovernment in England. 



Ursprung der Selbstverwaltang der Deutschen und speeiell 

der Angelsachsen. 

Auf die Gestaltung der neueren Staaten nicht nur 
Deutschlands, sondern auch Englands und Nordamerika's 
haben die germanischen Stämme tiberwiegenden Einfluss 
geübt. 

Die Geschichte zeigt, dass der Volkscharakter und die 
politischen Einrichtungen der Deutschen und Engländer 
auf ähnlichen Grundlagen beruhen, welche aus der Stamm- 
verwandtschaft hervorgegangen sind. 

Da die Angeln und Sachsen, welche Britannien eroberten, 
deutsche Volksstämme waren, so müssen wir in Betreff 
der ursprünglichen Verfassung und Verwaltung Englands 
von demselben Punkte ausgehen, von welchem wir bei einer 
Untersuchung dieser Gegenstände in Deutschland begin- 
nen. Daher sei zum Zweck des Verständnisses der gegen- 
wärtigen Selbstverwaltung Englands ein Rückblick auf die 
geschichtliche Entwickelung Englands gestattet: 

Die staatliche Grundlage und Selbstverwaltung der 
Deutschen, welche ihre Herrschaft auf den Ruinen des 
römischen Reiches errichteten, waren von jeher freiheitlich. 

Teilkampf, Selbstverwaltung. 6 
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Das deutsche Volk war von dem Geiste persönlicher Un- 
abhängigkeit erfüllt und in der Waffenübung erzogen. Der 
auf Prätorianerunwesen gestützte Despotismus des römi- 
schen Reiches, welcher innerhalb der weiten Grenzen sei- 
ner Gewalt jeden edleren Keim des geistigen Lebens und 
der Tugend zu Boden getreten hatte, versuchte vergebens 
das kraftvolle Streben des freien deutschen Volkes nach 
Unabhängigkeit zu unterdrücken; die Deutschen besiegten 
die Römer und befreiten Europa, welches das niedrige Joch 
der Dienstbarkeit und die Willkür eines Imperators ab- 
schüttelte, unter welchem es lange geseufzt hatte. Die 
freien Verfassungen, welche damals gegründet wurden, so 
sehr sie auch später durch die Entstellungen und die Ein- 
griffe ihrer Gegner geschwächt wurden, haben immer noch 
eine gewisse Unabhängigkeit und gesetzmässige Verwal- 
tung erhalten. Wenn die germanischen Staaten der Ge- 
gegenwart, Deutschland, England und Nordamerika, durch 
geistige und politische Freiheit, durch Gerechtigkeit und 
Tapferkeit sich auszeichnen, so verdanken sie diese hohen 
Güter den natürlichen Anlagen, den unverdorbenen Sitten 
und dem klaren Geiste des urkräftigen deutschen Volkes, 
welches die Römer barbarisch nannten. 

Die Angeln und Sachsen, welche sich in Britannien 
niederliessen, unabhängig in ihrem Vaterlande, behaupteten 
ihre Freiheit auch hartnäckig in ihren neuen Ansiedelun- 
gen und führten dieselben Grundsätze der Unabhängigkeit 
und Selbstl egierung, welche sie von ihren Vorfahren ererbt 
hatten, auch in Britannien ein. Die Sitten und Gebräuche 
waren ganz deutsch, und dasselbe Gemälde einer wilden 
und kühnen Freiheit, das uns Tacitus mit solcher Meister- 
hand entworfen hat, lässt sich auf jene Gründer der eng- 
lischen Verfassung und Verwaltung anwenden. 

Tacitus und Caesar, die Feinde der Deutschen, geben 
uns die günstigsten Beschreibungen derselben. Beide sind, 
da sie Feinde waren, als vollgiltige Zeugen für alles Gute 
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zu betrachten, was sie berichte». Nach ihren Schilderun- 
gen waren die alten Deutschen unyermischt, zwar roh, 
aber unverdorben, körperlich und geistig kräftig, freiheit- 
liebend und brav. Tacitus sagt: 7 Unter ihnen Jiatten dia 
guten Sitten grössere Gewalt, als unter andern Völkern 
des Alterthums die ganze Masse der Gesetze.? (Gßrmania 
Cap. XIX.) In fliesen Sitten und Gewohnheiten lebte» 
die Grundzüge ihrer Volks Verfassung und Verwaltung, 
welche mit ihrem Ursprünge übereinstimmten. 

Die Grundlagen waren zu Caesar und Tacitus Zeiten 
die Volksgemeinden der Freien, durch Stammverwandtschaft 
verbunden, unter Obrigkeiten von sehr beschränktem Wir- 
kungskreise. Die Selbstverwaltung begann bei dem Fami- 
lienhaupte jeder Familie mit der Verwaltung der eigenen 
Angelegenheiten. Das englische Recht enthält demgemäss 
noch jetzt jden Rechtssatz: „My house is my castle" (mein 
Haus ist meine Burg); d. h. im Hause regiert der Haus- 
herr; gegen seinen Willen darf sich Niemand eindrängen, 
und selbsjt die Staatsgewalt darf nur auf Grund eines rich- 
terlichen warrent seine Schwelle überschreiten. Dies ent- 
spricht der uralten Sitte der Germanen, die auf ihren verein- 
zelten Höfen unabhängig in individueller Freiheit in der 
Mitte ihrer Felder lebten; eine Einrichtung, welche für die 
Landwirthschaft sehr dienlich, noch in einigen Theilen 
Deutschlands, in England und in den Vereinigten Staaten 
von Amerika herrscht. Ein jeder solcher Besitz war durch 
Hecken oder sonstige Befriedigungen eingeschlossen. Der 
Eigenthümer gehörte mit seinen stammverwandten Nach- 
baren zu einer Gemeinde} mehrere Gemeinden bildeten die 
Markgenossenschaft (the hundred in England), welche in 
diesem grösseren Kreise die gemeinschaftlichen Rechte und 
Pflichten der Selbstverwaltung übten; und endlich bildete 
eine Zahl dieser die grössere Vereinigung eines Gaa (county 
in England und in Nordamerika), welche zum Z)veck der 
Verwaltung der gemeinsamen Angelegenheiten des grösseren 
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Kreises und zur Verteidigung des Eigenthums und Lebens 
gegen jeden Feind gebildet war. 

Dabei war die Uebereinstimmung in ihrem häuslichen 
Leben und in ihrer Selbstverwaltung nicht zu verkennen. 
In dem ersteren war die persönliche Freiheit und Unab- 
hängigkeit des Individuums charakteristisch: in der zwei- 
ten sehen wir das freiwillige Zusammenwirken aller Kräfte 
und die dadurch hervorgebrachte vereinte Gewalt des 
Ganzen. Stammverwandtschaft und Gefahr von aussen 
fühlten zu der Vereinigung ganzer Stämme, namentlich in 
Zeiten des Krieges unter gemeinsamen Herzögen. 

Als Erster des Gaues wurde von den Eigentümern 
ein Richter gewählt, der wahrscheinlich in alten Zeiten den 
Namen Gaugraf geführt haben mag. Der Gau war ein- 
geteilt in Markgenossenschaften (Hundreds), welche ur- 
sprünglich wahrscheinlich aus hundert Besitzern bestanden, 
deren Vorsteher die Centgrafen waren. Diese sprachen 
Recht in geringfügigen Sachen, wie die späteren Friedens- 
richter; in den Angelegenheiten von grösserer Bedeutung 
dagegen waren sie die Beisitzer der Gaugrafen. Diese 
Hundreds waren in kleinere Kreise von je zehn Besitzun- 
gen getheilt. 

Die Beschäftigung der erwähnten Würdenträger war 
nicht allein auf ihre richterlichen Functionen beschränkt, 
sondern sie hatte auch die Leitung anderer Angelegen- 
heiten; sie waren die Ersten ihres Districts, die Ersten 
unter Ihresgleichen, und wurden von den Römern „reges" 
genannt. 

Alle Geschichtsschreiber seit Cäsar und Tacitus stimmen 
in der Thatsache überein, dass — während in Griechen- 
land und Rom, als dieselben Republiken waren, die po- 
litische Gewalt ausschliesslich von den Einwohnern der 
Hauptstädte geübt wurde, so dass dieselben Stadt -Repu- 
bliken waren — dagegen unter den Deutschen seit den 
frühesten Zeiten jeder freie Mann der ganzen über das 
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weite Land verbreiteten Nation einen Antheil an der po- 
litischen Gewalt übte. 

Zum Zweck der Verwaltung ihrer öffentlichen Ange- 
legenheiten versammelten sich, wie oben erwähnt, alle freien 
Männer ihres Stammes und stimmten auf der Grundlage 
vollständiger Gleichheit. *) Bei diesen Versammlungen er- 
schienen alle Väter der Familien und alle Männer, welche 
zum Zweck der öffentlichen Vertheidigung Waffen trugen, 
die, wie Tacitus berichtet, in der öffentlichen Versammlung 
über alle allgemeinen wichtigen Fragen entschieden (also 
Gesetzgebung und Selbstregierung übten): während nur 
Gegenstände von geringerer Bedeutung ihren Anführern 
im Kriege, den Fürsten, überlassen waren. 

Ihre Volksverfassung und Selbstverwaltung, welche als 
repräsentative ausdehnbar über weite Reiche waren, sind 
von Deutschland mit den Angeln und Sachsen nach 
England und mit deren Nachkommen nach Nordamerika 
gewandert, haben sich dort weiter entwickelt und bilden 
in beiden Ländern die Basis der Verwaltung und Verfassung. 

Wenn Aristoteles eine gewisse Grösse für die Staats- 
anlage fordert, so war diese also bei den germanischen 
Völkern vorhanden. 

Die Angeln und Sachsen haben ihre freiheitlichen Ge- 
wohnheiten bewahrt, so sehr auch die normännischen Er- 
oberer diese auszurotten suchten, und sie haben mit ihrer 
freien Verwaltung der englischen Verfassung die freiheit- 
liche Grundlage gegeben. Viele Engländer und Amerikaner, 
die sich der politischen Vortheile ihrer eigenen Länder 
erfreuen, vergessen vielleicht häufig, dass der Ursprung 
dieser günstigen Einrichtungen aus der frühesten Geschichte 

*) C. Cornelii Taciti Germania XI: „De minoribus rebus principes 
Consultant, de majoribus omnes; ita tarnen, ut ea quoque, quorum 
penes plebem arbitrium est, apud principes pertractentur. Coeunt, nisi 
quid fortuitum et subitum inciderit, certis diebus, quum aut inchoatur luna 
aut impletur, nam agendis rebus hoc aaspicatissimura initiura credunt. u , 
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ihrer sächsischen Vorfahren stammt. Es ist jedoch ein 
Gegenstand ernster Betrachtung, wie ungünstig eine lange 
Zeit hindurch die Umstände für die Entwicklung freier 
Institutionen in dem Lande gewesen sind, in dem sie ihren 
Ursprung nahmen; aber es ist erfreulich, dass jetzt die 
Neugestaltung Preussens und des ganzen Deutschlands es 
als in deren Interesse liegend erkennen lässt, dass man 
an die früheren deutschen Gewohnheiten, die noch immer 
in den natürlichen Anlagen und dem Wesen der Deutschen 
liegen, wie die günstige Verwaltung der Städte zeigt, wieder 
anknüpft und aus dem gesunden deutschen Kerne eine neue 
Entwicklung hervorzurufen sucht. 

Die Kenntnis^ der Geschichte und der Alterthümer der 
Angelsachsen ist; bekanntlich zu unvollständig, um mit 
Sicherheit eine genaue Darstellung ihrer Regieruhgsform 
liefern zu können. Auch ist es wahrscheinlich, dass die 
Verfassung in den verschiedenen Königreichen der Hep- 
tarchie etwas abweichen möchte, und dass sie sich in dem 
Laufe von sechs Jahrhunderten, die von der ersteh InVasion 
der Sachsen bis zur Eroberung der Normänner verflossen, 
bedeutend veränderte.*) Soviel nur ist klär, dass es in 
allen Zeiten und in allen Königreichen in Verbindung mit 
der Selbstverwaltung eine gesetzgebende Volksversammlung 
gegeben habe, weicht Wittenagemot; öder Versammlung 
äer weisen Männer hiess, deren Einwilligung höthig war, 
wenn die wichtigsten Verhandlungen über die öffentliche 
Verwaltung stattfinden, und Gesetze gegeben werden sollten. 
Die Eingängsworte aller Gesetze des Ethelbert, 1ha, Alfred, 

*) Die Gesetze Edwards des Bekenners sagen ausdrücklich, däss diö 
Heretoge oder Herzöge und die SherifFs von den Freisassen (Frceholders) 
iÄ der Volkmote gewählt wurden, einem Gerichte der Grafschaft, das 
sich einmal im Jahre versammelte, und wo alle Freisassen dem Könige 
Treue schwuren. Dagegen wird von einigen Schriftstellern behauptet, 
dass es in früheren Zeiten ein Vorrecht der Könige gewesen sei, die 
Grafen und Sherifis der Grafschaften zu ernennen. 
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BdWard des Aelteren, Athelstan, Edmund, Edgar, Ethelfred 
und Edward des Bekenners, selbst des Dänen Canut, stellen 
diese Sache über allen Zweifel hinaus fest, und enthalten 
überall die Beweise einer volksthümlichen und gesetzmäs- 
sigen Regierungsform. Wer aber die Mitglieder dieses 
Wittenagemots in den verschiedenen Zeiten waren, ist noch 
nicht mit Gewissheit nachgewiesen. 

In Folge der ursprünglich herrschenden Gleichberech- 
tigung aller freien Männer in den deutschen Stämmen lässt 
sich annehmen, dass dieselbe anfangs auch in diesen Ver- 
sammlungen gegolten habe. 

Die liberale Partei in England hat darzuthun gesucht, 
dass die Mitglieder derselben die Vertreter der Burgflecken 
und Gemeinden gewesen seien ; die aristokratische Partei hat 
behauptet, es seien die Richter und grossen Besitzer ge- 
wesen. Es scheint, dass die Stellung der Mitglieder des 
Wittenagemots, welcher mit dem Könige die gesetzgebende 
Gewalt übte, schon vor der Eroberung der Normannen, 
bei den Angelsachsen sehr aristokratisch geworden war, 
wie die Ausdrücke der alten Geschichtsschreiber andeuten, 
welche die Mitglieder oft optimates, magnates, proceres 
nennen. 

Unter einem Volke, das in so grosser Einfachheit lebte, 
wie die Angelsachsen, ist die richterliche Gewalt immer 
von grösserer Wichtigkeit, als die gesetzgebende. Die 
Stände legten wenig oder gar keine Taxen auf; es wurden 
wenig Verordnungen gegeben, und die Nation wurde we- 
niger von Gesetzen als von Gebräuchen regiert, welche der 
Auslegung ein weites Feld gaben. Giebt man daher auf 
der einen Seite zu, dass der Wittenagemot überwiegend 
aus dem vornehmsten Adel bestand, so machten doch die 
Gerichtshöfe der Grafschaften, wo alle Freisassen Sitz und 
Stimme hatten . und welche die täglichen Vorfälle des 
Lebens schlichteten, eine sehr weite Basis der Regierung 
aus und waren kein geringer Zügel für die Aristokratie. 
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Da ich aber keine Geschichte des Selfgovernment in 
England schreiban wül, so mögen diese Andeutungen ge- 
nügen, deren Zweck nur war, den deutschen Ursprung der- 
selben in Erinnerung zu bringen. Nunmehr wende ich mich 
sofort ohne die verschiedenen Perioden der Weiterentwicke- 
lung darzustellen, zu einer Betrachtung der gegenwärtigen 
englischen Selbstverwaltung. 
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Innere Verwaltung Englands. 



Selbstverwaltung in den Landgemeinden. 

Die innere Verwaltung Englands weicht in ihrer Ein- 
richtung völlig von der in den Staaten des europäischen 
Continents herrschenden ab. Der wesentliche Unterschied 
besteht darin, dass mit Ausnahme weniger Verwaltungs- 
zweige, in England gar keine solche Staats -Dienerschaft 
existirt, wie auf dem Continent, d. h. keine zahlreiche, 
abgeschlossene Klasse von Leuten, welche gegen Bezahlung 
dem Staate ihre Dienste widmen. Die Form ist in den 
Ministerien die Bureauverwaltung, nicht die collegialische. 
Dieselbe ist sehr der Reform bedürftig.*) — Es ist aber 
nicht Gegenstand dieser Schrift, hierüber ausfuhrlich zu 
sprechen, also schweige ich davon. — In England werden 
die meisten Dienste der inneren Verwaltung von unab- 
hängigen Privatpersonen in der Form der Selbstverwaltung 
ausgeübt und als bürgerliche Pflicht betrachtet, welche 
zwar Ehre und Auszeichnung, aber nicht Einnahme ge- 
währen. Die grosse Zahl der Wohlhabenden und Reichen 
daselbst und die Vertheilung der Functionen des Selfgo- 

*) Conf. Manual of Educational Requirements necessary for the Civil 
Service. — Report of the Commissioners Sir Charles Trevelyen and Sir 
Stafford Northcote, laii before Parliament. 
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vernment auf viele Personen machen es möglich, durch die 
Selbstverwaltung die Dienste von Staatsbeamten zu ersetzen. 

Die gegenwärtige Selbstverwaltung Englands ist durch- 
aus aristokratisch und liegt auf dem Lande in den Händen 
des Adels und der Gentry, aus deren Reihen alle Ehren- 
stellen besetzt werden. Dies beruht auf den dortigen 
Besitzverhältnissen. 

Der Grund und Boden in Gross -Britannien ist zum 
grössten Theil als fester Besitz in den Händen reicher 
Leute, während der Bauernstand, Yomenry, fast ganz 
ausgekauft ist und als solcher zu existiren aufgehört hat. 
Dies ist der Fall, obgleich durch Acte aus früherer und 
der Regierungszeit der jetzigen Königin die fideicommis- 
sarische Substitution nicht mehr den Besitzer vor dem 
Zwangverkauf schützt, sondern es gestattet ist, dass 
Fideicommiss-Güter für Schulden verkauft werden können.*) 

Die grossen Besitzer in England wirthsehaften selten 
selbst, und wenn sie dies thuh, meistens mit Verlust; sie 
verpachten daher gemeiniglich alle ihre Ländereien, be* 
handeln ihre Pächter sehr rücksichtsvoll, und lassen die- 
selben und derfcn Descendenz unter Bedingungen, welche 
für die Pächter sehr günstig zu sein pflegen, in der Pacht; 
früher waren sehr lange Contracte üblich, jetzt kürzere. 
Das Verhältniss unter den Eigfcnthümern und Pächtern ist 
gewöhnlich ein freundliches. Die Grundherrn sind den 
Pächtern und Arbeitern gegenüber unbedingt dife Herren, 
haben die Gewalt in Händen, und haben freie Zeit zur 
Ausübung der Selbstverwaltung, welche daher durchaus 
von aristokratischem Charakter ist. 

In England giebt es keine Aufsicht von Stäätsbfeftinten 
über die Selbstverwaltung der Gemeinden und Grafschäften. 
Daher giebt es keine Conflicte, und die Ausübung des Seif- 

*) Conf. Statute of Frauds: The tnist is liable to d<&ts, to 

executions on judgments etc. Cönf. also 1 änd 2 Victoria c. 110. 
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Government durch gebildete Landbewohner kann ein Ehren- 
amt sein. Unter den Gründen, wesshalb Privatpersonen 
in England bereit sind, im Bereich der Selbstverwaltung 
so viel unentgeldlich zu leisten, sind folgende hervorzu- 
heben: Sie wollen frei Sein und bleiben. In der Verwal- 
tung fühlt Jeder, wie oben bemerkt, fast täglich, ob er 
frei ist oder gehemmt und bevormundet wird. Die Eng- 
länder sagen, die Freiheit sei der Preis steter Wachsam- 
keit, und sie wissen, dass man entweder selbstthätig sein 
ühd die gemeinsamen Angelegenheiten der Gemeinde und 
der Grafschaft mit besorgen muss, oder dass diese Ange- 
legenheiten von der Regierung besorgt werden müssen, 
deren Vormundschaft man sich dann zu unterwerfen hätte. 
Die gemeinsamen Angelegenheiten müssen verwaltet werden, 
entweder von den dabei intefesöirten Einwohnern selbst, 
oder von Beamten der Regierung. 

Die Engländer gehen bei ihrer Selbstverwaltung von 
dem Grundsatze aus, dass ein Jeder der beste Richter 
über seine eigenen Interessen ist, und am besten weiss, 
was ihm nützt, und dass dieser selbe Grundsatz auch von 
der Gesammtheit der Einwohner einer. Gemeinde gilt, 
Welche deren Interessen aus langer Erfahrung am besten 
kennen. Deshalb lieben und üben sie die Selbstverwaltung, 
deshalb ist auch durch das Zusammenwirken aller Kräfte 
in England für die Gemeinden und Grafschaften so viel 
geschehen, und deshalb liebt jeder Einwohner seine Ge- 
meinde und seine Grafschaft ganz besonders, weil er zu 
deren Besten selbstthätig ist und weü er deren ganzen 
Chärakter mit bestimmt. Die Menschen lieben ja in der 
Regel das am meisten f was sie selbst geschaffen haben. 

Dieses Zusammenwirken entwickelt einen Patriotismus 
Aller, der Über die engen Grenzeti des persönlichen Egois- 
mus — worauf die Büreaukratie den Menschen -beschränkt 
— tfäit hinausgeht. Sie Übt daher die bürgerlichen Tu- 
genden, macht politische Einsicht zum Gemeingut, giebt 
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dem Ehrgeiz hervorragender Mitglieder einen nützlichen 
Wirkungskreis und zeigt, welche die fähigsten Männer sind, 
um auch in weiteren Kreisen, mithin auch im Parlament, 
für die Gesammtheit zu wirken. Die Thätigkeit in der 
Selbstverwaltung ist daher die beste Vorschule für die 
parlamentarische Regierung Englands. Daher gerade lebt 
die englische Verfassung in der ganzen Nation in unver- 
siegbarer Kraft, findet an dieser ihre dauernde Stütze und 
ist nicht blos ein Stück Papier, was eine beliebige Macht 
zerreissen könnte. Daher ist auch das ganze dortige Staats- 
leben so gesund, und der Sinn der Mehrzahl der Bevöl- 
kerung so gesetzlich, dass Form und Geist der Verfassung 
in glücklicher Harmonie stehen, und das Staatsgebäude so 
harmonisch fest begründet ist. Daher ist endlich auch das 
Leben auf dem Lande in England sehr schön. Man muss 
das englische Familien- und Landleben, welche sich unter 
dieser Verfassungsform und Verwaltung günstig gestaltet 
haben, kennen, um die guten Eigentümlichkeiten Englands 
zu würdigen. 

Den Franzosen dagegen gefallt, wie oben bemerkt, die 
Selbstverwaltung mit ihren Beschwerden und mit der da- 
durch zu erringenden persönlichen Freiheit nicht, da diese 
nicht glänzend ist. Sie überlassen daher die Verwaltung 
seit langer Zeit der centralisirten Büreaukratie , welche 
sie in ihren eigenen Angelegenheiten unter Vormundschaft 
stellt. Was sie lieben, das ist, was im politischen Leben 
Ruhm verleiht, vor allen Dingen die glänzende Beredtsam- 
keit im parlamentarischen Leben, aber sie übersehen, dass 
ihre Parlamente deshalb stets so unsicher und so lose stan- 
den, weü der feste Unterbau der Selbstverwaltung des 
Volkes fehlte. 

Wenden wir uns jetzt speciell zur Verwaltung der Land- 
gemeinden. 

Die Verwaltung der ländlichen Gemeinden — der vil- 
lages und der townships in England — kennt keine Bür- 
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germeister, sondern eine Zahl von gewählten Beamten, 
welche unentgeltich die Angelegenheiten und Geschäfte 
, der Gemeinden ausüben. So z. B. sorgen die Kirchenvor- 
steher (Churchwardens) für Verwaltung des Kirchenver- 
mögens, vom Pfarrer und der Gemeinde erwählt, sie sind 
verpflichtet zur öffentlichen Rechnungslegung zu Jedermanns 
Einsicht; ferner. für Armensachen, die Overseers of the 
Poor, sie sorgen für die Armenpflege u. s. w. Die allgemeinen 
Ausgaben werden aus dem Ertrage der Armensteuer mit 
bestritten. Alle directen Abgaben, z. B. die Landtax und 
Einkommensteuer werden von Männern aus dem Volke un- 
entgeldlich erhoben. Das Gesetz bestimmt die Art der 
Wahl der Commissarien zu diesem Zweck. Die Gemein- 
den besorgen auf diese Weise Geschäfte für den Staat, 
während in Frankreich der Staat durch seine Beamten 
Geschäfte für die Gemeinden besorgen lässt. Dies zeigt 
den grossen Unterschied der Verwaltung in beiden Län- 
dern. Es wird nach den Local-Acts durch Commissarien, 
welche in den Gemeindeversammlungen gewählt werden, 
für die Angelegenheiten der Schulen, der Bedürfhisse des 
Zusammenlebens, wie z. B. des Pflasters, der Erleuchtung, 
der Strassenreinigung, der Kanäle, der Wasserleitung, der 
Nacht- und Feuerwachen etc. gesorgt. Das Gesetz bestimmt 
die Art der Wahl der Commissarien. Aller Dienst ist 
unentgeldlich. Nur die Schreiber und Unterbeamten er- 
halten Vergütung. Die innere Verwaltung kostet mithin 
dem englischen Staate sehr wenig, und ermöglicht die grossen 
Ersparnisse, welche derselbe in den Friedensjahren von 
1815 bis zum orientalischen Kriege gemacht hat. 



Selbstverwaltung in den Grafschaften. 

England enthält 40 Grafschaften, Wales deren 12, und 
Schottland 32; die Zahl der Grafschaften im vereinigten 
Königreiche von Grossbritannien beträgt also 84: dieselben 
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sind in ihrem Umfange und der Zahl der Bevölkerung sehr 
verschieden. Die englischen Grafschaften namentlich be- 
stehen aus einer sehr verschiedenartigen Zahl von Ifund^rten 
(hundreds). Jede Grafschaft zerfällt in Districije von un- 
gleicher Grösse, und in j/edeni Districte sind 40 bis j50 
Friedensrichter. Die Zahl derselben beträgt daher meiere 
Tausende. Die Districte bilden die territoriale Grundlage 
der jetzigen Selbstverwaltung. Die Kirchspielß (parisfees, 
villages) in denselben sind nur Unterabtheilungen dersel- 
ben. Die Sessipnal Divisions, d. h. dte Einteilungen, welche 
in allen Grafschaften von England und W^les zum Zweck 
der Sitzungen der Friedensrichter bestehen (der special and 
petty sessions) sind im Allgemeinen auf die hundreds un^d 
andere alte Grafschafts- Abtheilungen gegründet. N*ch 
verschiedenen Parlamentsacten haben die zu den Quartal- 
sitzungen (Quarter sessions) versammelten Friedensrichter 
das Recht, jene Sitzungseintheilungen (sessional diyisions) 
zu ändern, und dieselben Grenzen anzunehmen, welche für 
die Annenverbände (poor-law unions) existiren. 
Die Beamten der Grafschaften sind: 

1) Der Lord Lieutenant, der von der Krone ernannt^ 
Statthalter, welcher an der Spitze der Miliz, (nicht des 
Militärs) steht, und diese befehligt. Die fechte und Pflich- 
ten des Lord Lieutenant sind vor Kurzem durch die mi- 
Jitia acts regulirt worden. Dieselben betreffen das Ooni- 
mando, welches dieser Beamte über die Miliz fyhrt; sie 
betreffen ferner die Listen, die Aushebung und die Uebun- 
gen derselben und das Ernennungsrecht von Officieren der 
Miliz, aber sie haben mit der Civilverwaltung wenig #u 
thun. Der Lord Lieutenant ernennt selbst seinen Stellver- 
treter (Deputy). Er vertritt die Stelle des alten Grafen 
(Earl). Diese Stelle ist sehr angesehen und mit keinem 
Gehalt verbunden: Neben diesem steht 

2) der Sheriff. Dieser bekleidet eine sehr ehrenvolle 
Stelle, welche grosse Ausgaben und daneben eine bedeu- 
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tend* Caalion erfordert und qhnß Gehalt ist. Jeder 
Sheriff ernenn* einen Upter-Sheriff. 

Der Sheriff wurde in froheren Zeiten von dem Volke 
gewählt, wird aber jetzt von der Krone ernannt. Noch 
jetzt werden die ßheriffs zu London und Middlesex zufolge 
des Freibriefes von der Stadt gewählt. Der Sheriff be- 
kleidet sein Amt nur vier Jahre lang und kann in den 
folgenden zwei Jahren nicht gezwungen werden, wieder zu 
dienen. Wer sich weigert, als Sheriff zu dienen, muss eine 
Geldbusse von 500 Pfd. Sterl. bezahlen, falls er nicht etwa 
schwört, dass er keine 15,000 Pfd. Sterl. im Vermögen habe. 

Der Sheriff untersucht die Qualifikation der Wähler 
für die Wahlen zum Parlament und zu den localen Wahlen. 
Er ist Bewahrer des Friedens der Königin. Er hat die 
Aufsicht über die Gefängnisse und ist verpflichtet, alle 
Verbrecher dem Gefängnisse zu überliefern. Zu diesen 
Zwecken kann er zur Verteidigung der Grafschalt ein 
gesetzliches Aufgebot ergehen lassen und jedem erwachsenen 
Manne befehlen ihm beizustehen, bei Strafe von Geldbusse 
und Gefängniss. Aber er kann selbst nicht die Unter- 
suchung von Criminalfallen führen. 

Er sorgt für die Vollziehung 4er Executionen und 
Strafen, welche die Gerichte verfügen. Ferner entwirft 
er die Listen der Geschworenen von Männern aus allen 
Parteien und sorgt, dass dieselben erscheinen. Es ist Jiier- 
bei wichtig, dass er eine von der Regierung unabhängige 
Person ist. 

Als Vogt (Bailiff) der Königin, schützt er <Jie BecJWe 
der Krone., dalier muss er von allen Ländereien Besitz 
nehmen, welche der Krone anfallen, Strafgelder einziehen, 
und wenn er dazu von der Schatzkammer beauftragt wird, 
die öffentlichen Abgaben einsammeln. 

Zur Ausführung dieser verschiedenen Pflichten hat er 
g emeimglich u&ter seineni Befehl einen Unter-Sheriff, Ge- 



* 
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rieht sdiener und Gefängnissbeamte. Der Unter-Sheriff be- 
sorgt gemeiniglich die mehrsten Geschäfte des Amts. 

Der Sheriff erhebt solche Sportein. welche in den 
Gerichtshöfen von Westminster gestattet sind; durch die- 
selben werden die Auslagen zum Theil gedeckt. 

Während seiner Amtsverwaltung ist er nach dem Lord- 
Lieutenant der erste Mann in der Grafschaft und steht 
höher, als jeder Edelmann. Während der Assisen nimmt 
er seinen Ehrenplatz neben den Richtern ein. 

3) Der Marshall steht dem letztern zur Seite, nament- 
lich bei der Aufsicht über das Gefängnisswesen. 

4) Der Coroner übt als Amtspflicht die Untersuchung 
der Ursachen eines unnatürlichen Todes, welche mittelst der 
Besichtigung der Leiche geschehen muss. Wenn Jemand 
als des Mordes schuldig erscheint, so muss der Coroner 
ihn zum Zweck der Untersuchung ins Gefängniss setzen 
und muss dem nächsten Assisengerichte Bericht erstatten. 
Er kann einen Stellvertreter ernennen, welcher für ihn 
handelt. 

Der Coroner wird von den Freigutsbesitzern auf Le- 
benszeit gewählt, aber er ist absetzbar im Falle von Un- 
fähigkeit oder Missbrauch seines Amtes. Die Zahl der 
Coroners steht nicht fest, in einigen Grafschaften sind deren 
vier, in anderen sechs. In einigen Fällen hat auch die 
Krone das Recht, Coroners zu ernennen. 

Der Coroner erhält für jede Untersuchung Diäten und 
Reisekosten aus der Grafschaftskasse. 

Die Coroners sind verpflichtet bei der Todtenschau ein 
schriftliches Protokoll über den Beweis aufzunehmen und 
die Zeugen zu verpflichten, bei der späteren Untersuchung 
vor den Assisen zu erscheinen. Der Coroner kann Aerzte 
zuziehen, um ein Gutachten derselben zu erlangen, welches 
dem Protokoll hinzuzufügen ist. Der Arzt erhält dafür ein 
Honorar aus der Gemeindekasse. 

Einen todten Körper, welcher zu einer Untersuchung 
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Veranlassung giebt, zu begraben, ohne vorher zu dem 
Coroner zu schicken, ist ein strafbares Vergehen. — End- 
lich können die Coroners den Sheriff in solchen Fällen 
vertreten, wo der letztere Partei ist. 

5) Die Friedensrichter (Justice of peace). 

f>) Unter denselben die Constables (Polizeibeamte), welche 
jetzt nur noch in wenigen Grafschaften existiren.*) 



Von den Friedensrichtern speciell. und von deren 
Verwaltung nach den Gesetzen. 

Der Geschäftskreis der Friedensrichter ist der wich- 
tigste, er umfasst: 

1) die allgemeine Pflege der Sicherheitspolizei 
in den von der Gesetzgebung vorgeschriebenen 
Grenzen, die Hegung des königlichen Friedens, die Ge- 
sindepolizei, Bestrafung der geringeren Vergehen, z. B. der 
Betrügereien beim Verkauf der Lebensmittel. Bestrafung 
von Vagabonden, Bettlern und Taugenichtsen, die Aufsicht 
über das Armenwesen, über liederliche Häuser und ver- 
botene Spiele, Entfernung von nuisances, d. h. von allem 
Gemeinschädlichen, soweit die Gesetzgebung durch Parla- 
mentsacte das Verfahren hinsichtlich dieser Gegenstände 
geregelt hat: 

2) die Gewerbepolizei; 

3) die Verwaltung des Grafschafts Vermögens: 

4) Mitwirkung für militärische Zwecke, z. B. die Con- 
trole bei Musterungen nach den Regimentslisten: 

5) Mitwirkung bei der Erhebung der öffentlichen Ab- 
gaben, indem z. B. die Friedensrichter über alle Defrau- 
dationen und Contraventionen entscheiden. 

Die Friedensrichter halten vierteljährige Versammlungen, 

*) Von den Constablern ist ausführlich in dem späteren Capitel von 
der Geschichte der englischen Polizei die Rede, worauf ich verweise. 

Tellkampf, Selbstverwaltung. 7 
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die Quarter sessions, um über etwaige Amtsvergehen ein- 
zelner Friedensrichter als Gerichtshof zu entscheiden, wo- 
bei natürlich der verklagte Friedensrichter nicht Richter 
in eigener Sache sein und nicht mit entscheiden darf. Es 
ist ein Gericht gleichgestellter Personen (pares), deren 
unparteiischem Urtheil sich jeder Standesgenosse lieber als 
einem sonstigen Disciplinar-Gericht unterwirft. Ausserdem 
beratschlagen diese Versammlungen über Angelegenheiten 
der Grafschaft. Zu gleicher Zeit pflegen die vierteljährigen 
öffentlichen Gerichtssitzungen vor dem reisenden Ober- 
richter (Circuit Judge) und die Untersuchung der in den 
Grafschafts-Gefängnissen detinirten Personen stattzufinden. 
(Clearing of the jail). 

Ungeachtet der bedeutenden ernsten Pflichten der Frie- 
densrichter erstreben die wohlhabenden unabhängigen Män- 
ner auf dem Lande doch diese Stellung, weil dieselbe 
social geehrt ist und Zutritt zur besten Gesellschaft er- 
öffnet, und vor allen Dingen, weil jene Männer frei sein, 
sich selbst regieren und in der Verwaltung Niemanden über 
sich haben wollen. Unter einem Präfecten würden sie nicht 
dienen. Sie werden freilich von der Krone ernannt, aber 
sie sind und bleiben selbstständig und unabhängig. 

Die Friedensrichter sind keine Verwaltungsbeamte der 
Regierung, sondern Beamte der Grafschaft, und keinem 
höheren Regierungsbeamten, sondern nur den Gesetzen 
Rechenschaft schuldig. 

Unter einem von der Regierung abhängigen Präfecten 
oder Unterpräfecten lässt sich kein unabhängiges Self- 
government bilden. Es* wäre im Widerspruch mit dem 
Wesen der Selbstverwaltung, dies Selfgovernment zu nennen 
Einen solchen Versuch zu machen, hiesse eine Unmöglich- 
keit lösen wollen, und würde daher zwecklos sein. 

Die Friedensrichter sowohl als die Constabler stehen 
unter den Gesetzen und sind nach diesen für etwaigen 
Missbrauch ihrer Amtsgewalt verantwortlich. Es ist das 
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Gesetz, und nicht die Autorität eines oberen Beamten, 
welche die Nonn der Handlungsweise und den Umfang 
ihrer Gewalt bestimmt. 

Die grosse Zahl der Friedensrichter in jedem District 
bewirkt , dass in den kleinsten Kreisen sich ihre Thätig- 
keit geltend machen kann, ähnlich wie in den townships 
in Amerika. 

Die Functionen der Friedensrichter sind nach dem Vor- 
stehenden von dreierlei Art ; die Friedensrichter sind erstens 
Polizeirichter, zweitens Verwaltungsbeamte, drittens 
Finanzbeamte. 

Die erste dieser Functionen sollte , wie jetzt von einer 
Partei in England erstrebt wird, ihnen abgenommen wer- 
den, und es sollten, wie in den Städten, besoldete Polizei- 
Richter in den Grafschaften angestellt werden. Dies 
würde Trennung der Justiz von der Administration be- 
wirken, wie dies sonst in England tiberall der Fall ist. 
Die Verwaltung der Sicherheitspolizei dagegen ist 
ihre Sache im Verein mit den High-Constables und den ge- 
wöhnlichen Comtablera. Daneben hat der Lord-Lieutenant 
das Recht, im Falle eines Aufruhrs oder Tumults die Miliz 
oder auch selbst die Militärmacht zu requiriren, und, nach 
Verlesung der Aufruhr -Acte durch die betreffenden Civil- 
beamten, die Ordnung durch Waffengewalt herzustellen; 
indess die Gentry zieht es vor. diese nicht vorzuschieben, 
sondern sich lieber bei den Friedensrichtern als Special- 
Constabler einschreiben zu lassen und als solche zu handeln. 
Dies genügt in der Regel, da man es nicht mit der arbeit- 
samen Bevölkerung, sondern nur mit den Landstreichern 
und Vagabonden zu thun hat. Selbst in London zeigt man 
wenig vom Militär und gebraucht es nur im äussersten 
Nothfall. 

Die allgemeine Pflicht jedes Engländers, für den Frieden 
mit zu wachen und Verbrecher zu verfolgen, ist durch ein 
Gesetz (1 und 2 William IV. c. 41) neu regulirt. Wenn in 

7* 
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einem Bezirk 5 respectable Hauseigentümer eidlich be- 
kräftigen, dass in ihrer Gegend Aufruhr (Riot) zu befürch- 
ten sei, so können je 2 Friedensrichter so viel Special-Con- 
stabler ernennen, als sie für gut finden. 

Allen Einwohnern liegt die Verpflichtung ob, den Poli- 
zeibeamten beizustehen, uro die Ordnung und Sicherheit 
aufrecht zu erhalten, wenn sie von den letzteren zu ihrer 
Hülfe aufgerufen werden. Wer nicht beisteht, verfällt in 
Strafe. Es lässt sich also auf diese Weise Unordnung 
beseitigen und unterdrücken . Vernachlässigen die Ein- 
wohner diese Pflicht zu erfüllen, sc ist der ganze Ort zum 
Ersatz des Schadens verpflichtet, welcher durch Ruhe- 
störungen herbeigeführt ist. Diese Verpflichtung der Be- 
wohner jedes Orts beruht auf dem Recht der Selbstver- 
waltung der Oitspolizei. 

Die Polizeigerichte lassen sich, wie gesagt, gänzlich 
von dem Amte der Friedensrichter trennen; das Amt dieser 
sollte nur die Verwaltung sein. 

Die Friedensrichter fungiren nicht sämmtlich als Polizei- 
richter, sondern in einem Districte, wo 40 bis 50 Friedens- 
richter sind, handeln nur etwa 10 als Polizeirichter, und 
diese nur in Abtheilungen von zwei oder drei Personen 
(Quorum) an verschiedenen Orten des Districts, wohin von 
den Constablern die Gefangenen in ein Grafschafts -Ge- 
fängniss abgeliefert werden. Da die meisten Friedensrichter 
nicht Juristen sind, so pflegen sie den Secretär des Ge- 
richts (Clark) um Rath zu fragen; dieser ist thatsächlich 
der eigentliche Richter. Deswegen wäre es kürzer, Juristen 
als Polizeirichter anzustellen. Entscheiden die Friedens- 
richter gegen die Gesetze in ihrer Eigenschaft als Polizei- 
richter, so können sie, wie erwähnt, wegen Entschädigung 
vor den gewöhnlichen Gerichten oder später vor der Ver- 
sammlung der Friedensrichter bei den Quarter sessions 
verklagt werden. 
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Ernennung der Friedensrichter. 

Vor Eduard des III. Zeit waren in jeder Grafschaft 
Friedensbewahrer (Conservators of the peace), deren Pflicht 
es war, Schutz zu verleihen gegen ungesetzmässige Gewalt. 
Diese Friedensbewahrer wurden von den Freigutsbesitzern 
in einer Versammlung des Grafschafts -Gerichts gewählt. 
Erst die Acte 1 Edward III. c. 16 entzog dieses Wahl- 
recht dem Volke und übertrug es der Krone. 

Es wird darüber gemeinigüch die Geschichte erzählt, 
dass nach der erzwungenen Thronentsagung Eduard II. 
sein Sohn Eduard III., oder vielmehr seine Mutter Isabella 
in seinem Namen, die erwähnte Acte erlassen habe. 

Diese Acte bestimmte, dass, um den Frieden besser 
zu bewahren, in jeder Grafschaft gute und gesetzliche 
Leute ernannt werden sollten. Die Art und Weise der 
Ermächtigung dieser neuen Friedensbewahrer wurde dahin 
ausgelegt, dass dieses durch Ernennung des Königs ge- 
schehen solle. — Die Acte legte zugleich den Grund zur 
allmäligen Uebertragung der Rechte, welche jetzt von den 
Friedensrichtern geübt werden. 

Durch die Acte 12 Richard II. c. 10 waren für die 
Friedensrichter während der Sitzungen Diäten festgesetzt; 
aber diese sind längst ausser Gebrauch gekommen. 

Es giebt drei Arten von Friedensrichtern. Erstens 
werden sie bestimmt durch Parlamentsacte, wie der Bischof 
von Ely, der Erzbischof von York und der Bischof von 
Durham ; zweitens durch Verleihung eines königlichen Frei- 
briefes unter dem grossen Siegel, wie der Mayor und die 
ersten Beamten in incorporirten Städten, (indem der Frei- 
brief die Form vorschreibt, in welcher die Vacanzen solcher 
Beamten ausgefüllt werden sollen); drittens durch Ernen- 
nung der Krone (Commission), unter Mitwirkung des Lord 
Chancellor nach dem Statut 1 Edward III. c. 16. — Die 
Form der Ernennung ist von Zeit zu Zeit geändert und 



Digitized by Google 



— 102 



die Gewalt der Friedensrichter ausgedehnt worden. In der 
jetzigen Form besteht die Ernennung aus zwei verschie- 
denen Theilen und enthält zwei verschiedene Verleihungen 
der Gewalt. Der erste Theil giebt den Friedensrichtern 
nicht nur alle die Gewalt hinsichtlich der Aufreehthaltung 
des Friedens, welche die früheren Friedensbewahrer nach . 
gemeinem Rechte besessen hatten, sondern auch alle neue 
Gewalt, welche durch die späteren Statute ertheilt ist. 
Der zweite Theil bestimmt die Gewalt der Friedensrichter, < 
wenn die ganze Versammlung derselben, oder solche von 
ihnen, welche theilnehmen wollen, in den allgemeinen 
Sitzungen zusammenhandeln. Die Friedensrichter können 
erst als solche handeln, nachdem sie den üblichen Eid ge- 
leistet haben. 

Die Rechte und Pflichten der Friedensrichter hängen 
von der Art ihrer Ernennung ab und von den verschiedenen 
Statuten, welche die Gegenstände ihrer Wirksamkeit be- 
stimmt haben. Sie sind beauftragt, den Frieden zu be- 
wahren, Tumult und Aufruhr zu unterdrücken und Ver- 
brecher zu verhaften; und zwei oder mehr Friedensrichter 
sind berechtigt , Vergehen zu untersuchen und Erkenntniss 
abzugeben. Ihre Pflichten sind durch neuere Parlaments- 
Acte sehr vermehrt, namentlich hinsichtlich der Beauf- 
sichtigung und Verwaltung der gewöhnlichen und der Besse- 
rungs-Gefängnisse, hinsichtlich der Anwendung der Gesetze 
auf die Vergehen der Landstreicher und der Wilddiebe, 
hinsichtlich der Erhebung der Steuern und Abgaben und hin- 
sichtlich der Concessionsertheilungen zu öffentlichen Häusern. 

Nach der Parlaments -Acte 18 George II. c. 20 muss 
jeder Friedensrichter ein Gut haben mit einer jährlichen 
Einnahme von 100 Pfund Sterling, ohne Abzüge oder 
Renten zum Betrage von 300 Pfund; falls er ohne solche 
Qualification handelt, so verfällt er in eine Strafe von 
100 Pfund Sterling. Aber dieses findet keine Anwendung 
auf Richter der Corporationen , auf Mitglieder des Ober- 
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hauses, Mitglieder des geheimen Raths. Richter und Staats- 
sekretäre, Häupter der Colleges in den zwei Universitäten 
zu Oxford und Cambridge und auf die Majors daselbst. 



Rechte und Pflichten der Friedensrichter. 

Der erste Hieil des Ernennungspatents enthält folgende 
Bestimmungen : 

Die Ermächtigung, den Frieden in einer genannten 
Grafschaft zu bewahren, und zu veranlassen, dass alle Be- 
stimmungen und Statute, welche die Aufrechthaltung des 
Friedens betreffen, gehalten werden; ferner zu strafen alle 
Personen, welche gegen diese Bestimmungen und Statute 
fehlen, und alle diejenigen Personen, welche Andere be- 
droht haben, zu veranlassen, dass sie genügende Sicherheit 
für gutes Betragen geben, oder sie im Gefängniss zu be- 
wahren. 

Kein practisirender Anwalt kann als Friedensrichter 
für eine Grafschaft handeln. 

Die Ursachen der Entlassung eines Friedensrichters sind : 
Schlechtes Betragen, das Aufgeben der Wohnung in der 
Grafschaft, oder das Aufhören der notwendigen Qualifica- 
tionen. Friedensrichter, welche durch Parlamentsacte oder 
Freibrief ernannt sind, können nicht abgesetzt werden, 
ausser in Folge schlechten Betragens; aber Friedensrichter, 
welche durch königliches Patent ernannt sind, können nach 
Gefallen der Krone entlassen werden entweder direct durch 
ein Schreiben unter dem grossen Siegel, oder indirect, in- 
dem eine neue Liste gemacht wird, worin ihre Namen aus- 
gelassen sind. Die Liste der Friedensrichter hörte früher 
beim Tode des Königs auf zu gelten , aber dauert jetzt 
noch sechs Monate nachher fort, nach dem Statut 6 Anna 
C. 7. § 8. Ein Friedensrichter handelt entweder als Ver- 
waltungsbeamter oder als Richter. Nach englischer An- 
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sieht handelt er als Verwaltungsbeamter z. B. bei Bewah- 
rung des Friedens. 

Als Richter handelt er, wenn er wegen eines Vergehens 
ein Urtheil abgiebt. Sein Urtheil, in gehöriger Form nieder- 
geschrieben, ist, wenn keine Appellation dagegen eingelegt 
wird, entscheidend. 

Die richterliche Gewalt eines Friedensrichters ist theils 
civiler, theils criminalrechtlicher Natur; civilrechtlicher, in- 
sofern er durch Statut ermächtigt ist, Recht zu sprechen, 
z. B. zwischen Herren und Dienern: criminalrechtlicher, in- 
dem er Sicherheit für die Bewahrung des Friedens und 
für gutes Betragen fordern kann, oder indem er Tumult 
unterdrückt, oder indem er in einem summarischen Ver- 
fahren über die Schuld oder Unschuld einer angeklagten 
Partei auf Grund des Beweises nach seiner Ansicht ent- 
scheidet und die Strafe ausspricht. 

Wenn ein Gesetz die Friedensrichter ermächtigt, in 
einem summarischen Verfahren ein Vergehen zu unter- 
suchen und zu entscheiden, so ist durch Statute 6. and 7 
William IV. c. 114 bestimmt, dass die angeklagte Partei 
zuvörderst aufgefordert werde zu erscheinen, sodass die- 
selbe eine Gelegenheit erhält, gehört zu werden und sich 
zu vertheidigen. Es würde ein Amtsvergehen sein, gegen 
einen Angeklagten zu verfahren, ohne ihn vorher gehört 
zu haben. 

Die Gesetze ermächtigen häufig die Friedensrichter zum 
besten der verletzten Personen Schadenersatz zu bestimmen. 

In allen Fällen, welche ein Friedensrichter entweder 
nach seiner eigenen Ansicht oder nach dem Bekenntniss 
der Partei oder nach der Aussage beeidigter Zeugen ent- 
scheidet, ist er verpflichtet, ein Protokoll über das Ver- 
fahren und den Beweis aufzunehmen, dasselbe zu unter- 
schreiben, und falls das Verfahren summarisch war, der 
nächsten Sitzung der Friedensrichter vorzulegen. 

Es versteht sich von selbst, dass die Friedensrichter 
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ihre Gewalt nicht in Fällen üben sollen, in welchen sie 
selbst die verletzten Parteien sind. Sie sollen veranlassen, 
dass die sie Verletzenden vor anderen Friedensrichtern zu 
erscheinen haben. 

Wenn ein Friedensrichter sich weigert, eine Klage zu 
hören, worüber er Jurisdiction hat oder irgend eine andere 
Pflicht zu erfüllen, welche das Gesetz vorschreibt, so kann 
sich die dadurch benachteiligte Partei an das Gericht von 
Kings Bench wenden, welches, wenn keine genügenden 
Entschuldigungsgründe vorliegen, einen peremtorischen Be- 
fehl ertheilt, das gesetzlich Vorgeschriebene zu thun. 

Die Friedensrichter sind durch die Gesetze bei der Aus- 
übung ihrer Pflichten sehr geschützt. Unpassende Worte, 
welche sonst kein Verfahren gegen den Sprechenden ver- 
anlassen würden, sind strafbar, wenn sie in Gegenwart 
eines Friedensrichter, während derselbe sein Amt versieht, 
gebraucht werden: sie können dann als eine Beleidigung 
des Gerichts mit Gefangniss bestraft werden. Ein solches 
Erkenntniss muss jedoch schriftlich abgefasst sein. 

Wenn ein Friedensrichter ausserhalb der Sitzungen als 
Richter in Sachen handelt, über welche er Jurisdiction hat, 
und wenn er diese nicht überschreitet, so kann er nicht 
wegen Schadenersatzes verklagt werden, wie irrthümlich 
auch seine Entscheidung sein mag. 

Wenn jedoch der Friedensrichter keine Jurisdiction hat, 
oder diese überschreitet, oder die vorgeschriebenen legalen 
Formen soweit verletzt, dass die Verhandlungen ungültig 
sind, und wenn Gefangniss oder anderer Schadendurch dieses 
Verfahren veranlasst sind, so kann der Friedensrichter 
wegen Schadenersatzes bei dem höheren Gericht verklagt 
und von diesem zum Schadenersatz verurtheilt werden. 

Wenn ein Friedensrichter aus parteiischen schlechten 
oder feindseligen Beweggründen handelt, so macht er sich 
eines Amtsvergehens schuldig, und er kann deshalb vor 
dem Gerichtshofe von Queen's Bench angeklagt werden. 
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Wenn er ungesetzmässig oder feindselig gehandelt hat. 
so ist er strafbar. Die Frage, welche in diesem Falle der 
höhere Richter zu entscheiden hat. ist, ob der Friedens- 
richter aus ungerechten oder schlechten Motiven handelte, 
oder nur aus Versehen oder Irrthum. Nur in dem ersten, 
nicht in dem zweiten Falle würde das Gericht auf Strafe 
erkennen. 

Wenn der Friedensrichter zu Folge des Verdikts einer 
Jury für schuldig erklärt ist, so besteht die Strafe ent- 
weder in einer Geldbusse oder in Gefängniss, oder in bei- 
dem, worauf ein Antrag bei dem Lord Chancellor gestellt 
werden kann, ihn von der Liste der Friedensrichter zu 
streichen. 

Die Parlamentsacte 7 und 8 George IV. c. 64, ermäch- 
tigt zwei Friedensrichter, Bürgschaft bei Vergehen anzu- 
nehmen, in welchen keine starke Vermuthung der Schuld 
gegen die angeklagte Person vorliegt. Dieselbe Acte ver- 
pflichtet die Friedensrichter auch den wesentlichen Theil 
des Beweises der untersuchten Sache gehörig niederzu- 
schreiben und den Assisen vorzulegen. 

Viele Statuten schützen die Friedensrichter in der Aus- 
übung ihrer Pflichten; so z. B. verbieten sie, dieselben we- 
gen irgend eines Versehens zu verklagen, ohne ihnen vor- 
her hiervon Anzeige zu machen, und sie bestimmen allen 
angefangenen Klagen Einhalt zu thun, wenn hinreichende 
Entschädigung von Seiten der Friedensrichter gegeben ist. 
Aber irgend feindseliger oder tyrannischer Missbrauch ihrer 
Gewalt wird streng bestraft. Ausserdem erhalten Personen, 
welche ein solches Urtheil gegen einen Friedensrichter we- 
gen einer willkürlichen Ungerechtigkeit erwirken, den dop- 
pelten Ersatz der Kosten. 

Handeln die Friedensrichter gegen das Gesetz, so wer- 
den sie also entweder vor den Gerichten oder vor der 
Versammlung der Friedensrichter bei deren vierteljährigen 
Sitzungen, den Quarter sessions, verklagt. Vom Gericht 
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können sie zum Schadenersatz verurtheilt werden, z. B- 
wenn sie auf mehr Strafe erkannt haben, als das Gesetz 
gestattet. Jedoch können die Friedensrichter es dem vor 
ihnen Angeklagten freistellen, ob er ihr summarisches Er- 
kenn tniss anerkennen, und der Strafe sich unterwerfen, oder 
ob er im Gefängniss bleiben und vor das Geschworen- 
gericht zur Zeit der viertelj ährigen Sitzungen gestellt wer- 
den, oder Bürgschaft stellen oder Pfand geben will. Nimmt 
der Angeklagte Ersteres an, so hat er später keine Ent- 
schädigungsklage gegen den Friedensrichter. 

Wenn man berücksichtigt, dass die Zahl der Friedens- 
richter in England und Wales mehrere Tausende beträgt, 
and dass die unbesoldeten Friedensrichter bei Weitem die 
grösste Zahl ausmachen, so ist zu beachten, dass Klagen 
über ihre Verwaltung viel seltener vorkommen, als man 
nach jener grossen Zahl erwarten dürfte. 

Das gesunde Leben in den englischen socialen Verhält- 
nissen beruht zum Theil auf der grossen Zahl von Per- 
sonen in fast allen Rängen des Lebens, welche durch die 
Selbstverwaltung in Gemeinden und Grafschaften in Thä- 
tigkeit gerufen werden. 

Mit diesen englischen Einrichtungen sind zwar auch 
Nachtheile verbunden: aber im Ganzen genommen werden 
diese durch die Vortheile aufgewogen. 



Boards neben den Friedensrichtern. 

Die Verwaltung ist jetzt neben den Friedensrichtern in 
den Händen von sog. Boards, Versammlungen, welche von 
den Einwohnern der Grafschaften gewählt werden. Wenn 
Einige sagen, diese Boards bildeten kleine Parlamente, und 
die englische Verwaltung sei in Gefahr, der französischen 
mit Präfecten und Generalräthen ähnlich zu werden, so 
irren sie sich sehr. Die englischen Boards sind erwählte 
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Versammlungen völlig unabhängiger Männer, deren Hand- 
lungen einestheils unter dem Einflüsse der vollen Oeffent- 
lichkeit stehen, und die anderntheils durch die freie Wahl 
der steuerzahlenden Einwohner bestimmt werden, welche 
letztern eine scharfe Controle führen und später andere 
Mitglieder wählen, wenn die gegenwärtigen Fehler begehen. 
Die Mitglieder der Boards stehen also verantwortlich da, 
und können wenigstens nicht dauernd gegen den Willen 
der Steuerzahler handeln. Demgemäss verfahren sie auch 
unparteiisch hinsichtlich der Unterbeamten, welche sie an- 
stellen und welche besoldet werden. Letzteres ist erfor- 
derlich im Interesse der Arbeitsteilung. Die angedeutete 
öffentliche Controle genügt, damit durch diesen Theil der 
Verwaltung auf die Dauer nichts Verderbliches geschehen 
könne. Die Mitglieder sind genöthigt, möglichst gut zu 
verwalten, um die Achtung ihrer Mitbürger nicht zu ver- 
lieren, in deren Kreisen sie leben. 

Die bisher geschilderte Verwaltung, welche nicht nur auf 
dem Lande, sondern auch in den Städten die Regel bildete, 
während einige der letztern besondere Freibriefe, Charters 
hatten, und an einem Connections- und Cliquenwesen der 
Regierenden litten, ist in der Neuzeit in den Städten, so- 
weit die Sicherheitspolizei in Frage kommt, wesentlich um- 
gestaltet, seit die neuen englischen Polizeieinrichtungen für 
London mit dem Jahre 1829 ins Leben getreten und von 
da aus in vielen Städten Englands zur Anwendung ge- 
kommen ist. 

Ehe ich aber über diese Mittheilung mache, ist es er- 
forderlich, über das Wesen und die Geschichte der Polizei 
in England zu sprechen. 



Wesen der englischen Polizei im Allgemeinen. 

Zwei Systeme stehen sich hinsichtlich des Umfangs und 
der Verwaltung der Polizei einander in England 'und in 
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Frankreich gegenüber, die durch ihren inneren Gegensatz 
ihr Wesen sehr klar machen, wesshalb es gestattet sein 
möge, beide in der Kürze gegen einander zu stellen: 

1) Die mit der Selbstverwaltung des Volkes 
verbundene Polizei nach englischem Vorbilde, ohne 
geheime politische Polizei, also Ausdruck des Vertrauens 
auf den gesetzlichen Sinn eines gut regierten Volkes, 
schützt das ordentliche, gesetzlich handelnde Volk gegen 
die Gefahren, welche von dem schlechten Theile der Be- 
völkerung aus drohen. Daher steht jeder rechtliche Mann 
gern der Polizei bei. Die dortige detective police ist nur 
auf die Entdeckung von Verbrechen und Verbrechern ge- 
richtet. 

In England steht die Polizei verantwortlich unter dem 
verantwortlichen Münster des Innern. Da giebt es keine 
Ober- und Unter-Präfecten, keine Gensd'armerie und keine 
geheime politische Polizei. Durch Gesetze ist das Ver- 
fahren der Polizei genau begrenzt im Sinne des Rechts- 
Staates, so dass die Polizei nichts gegen und ohne die 
Gesetze, also nichts Willkürliches thun kann. Das Asyl- 
recht, die habeas corpus acte etc. (mit Ausnahme der öffent- 
lichen Häuser) werden respectirt. Die Unterbeamten sind 
in der Regel nicht mit tödtlichen Waffen versehen. Eine 
Ausnahme hiervon hat man jedoch in der Neuzeit gegen 
die Angriffe der Fenier machen müssen. Im Falle von 
Rechtsverletzungen der Beamten steht jedem verletzten 
Bürger die Regressklage bei den ordentlichen Gerichten 
offen, welche die Gesetze anzuwenden haben. Der Wir- 
kungskreis der Pol iz ei g er i chte ist gesetzlich begrenzt auf 
kleine Polizei- und Gesindevergehen u. s. w., und auf ein 
niedriges Mass von Strafen. 

Die Polizei wird in England als der Theil der Regierung 
betrachtet, welcher die Sicherheit und den Frieden der 
Staatsgesellschaft zum Gegenstande hat. 

Ihre wichtigste Aufgabe ist die erwähnte Verhütung 
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der Verbrechen und die Verfolgung der Verbrecher: ausser- 
dem dient die Polizei auch zu andern Zwecken, wie z. B. 
zu Verhütung des Bette Ins, der Aufrechterhaltung der Ord- 
nung auf den Wegrn. zur Anwendung der Gesetze, welche 
die öffentliche Gesundheitspflege betreffen, und zur Ent- 
fernung des Gemeingefährlichen und Schädlichen (Nuisance). 

2) Das System des Polizeistaats nach französischem 
Muster, mit politischer geheimer Polizei, dem Ausdruck des 
Misstrauens der Redernng gegen das Volk, von dem sie 
Vertrauen fordert. 

Nach diesem System sind die leitenden Grundsätze: 
Centralisation und einheitliche Wirksamkeit der Polizei- 
gewalt über den ganzen Staat, mit Einschluss der geheimen 
politischen Polizei und ohne gesetzlich beschränkte Grenzen 
ihrer Wirksamkeit: daher gewährt es der Willkür freien 
Spielraum und lässt die Verwirklichung des Rechtsstaats 
nicht zu. Ausgeübt wird es durch von der Regierung er- 
nannte, vom Volke abgesonderte, bezahlte Beamte, theils 
mit, theils ohne tödtliche Waffen, und theils in Uniform, 
theils in Civilkleidung. Dieselben stehen in einer regel- 
mässigen Stufenfolge subordinir t untereinander. Sie bestehen 
aus den höchsten, den Departements- und Lokal-Behörden. 
Die Leitung und der Erlass der Verordnungen geht von 
der höchsten Behörde aus an die Unteren. Die Aufsicht 
wird von den höheren Behörden über die Unteren geführt 

1) durch Einforderung von Berichten. 

2) durch die Klagen betheiligter Bürger, gerichtet 
an die höheren Behörden, 

3) durch Untersuchungs-Commissäre. 

Die Einrichtung der Polizeiverwaltung ist monokratisch, 
nicht collegialisch, um Energie und Schnelligkeit zu befördern. 

Unter den höheren Staatspolizei -Beamten stehen die 
Gemeindepolizei-Beamten, die meist auf lokale Sicherheits- 
und Gesundheitspolizei beschränkt sind und unter der Auf- 
sicht der höheren Staatspolizei stehen. Zwischen diesen 
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Beamten entstehen häufig Conflicte. Die unteren Beamten 
pflegen bewaffnet und militärisch organisirt zu sein. Diese 
Polizei stützt sich in letzter Instanz auf das Militär, welches 
mit oder ohne Aufforderung der Civilgewalt einschreitet. 

Nach diesen allgemeinen Bemerkungen mögen noch 
einige Mittheilungen über die besonderen Eigentümlich- 
keiten der englischen Polizei gestattet sein. 

Entfernung der Nuisance, d. h. des (jemeiuschädlichen 

und Gefährlichen. 

Der englische Ausdruck „Nuisance" erfordert eine be- 
sondere Erklärung. — Man unterscheidet private und 
öffentliche Nuisance. Eine Privat-Nuisance, zum Unter- 
schiede von einer öffentlichen Nuisance. welche letztere in 
die Klasse der Vergehen gehört, lässt sich definiren als 
Schaden oder Unannehmlichkeit für eine Person oder deren 
Eigenthum, wozu der Handelnde nicht berechtigt ist. Wie 
man sieht , ist diese Definition sehr unbestimmt und lässt 
sich nur durch Beispiele erläutern. 

Wenn z. B. Jemand ein Haus so nahe dem meinigen 
baut, dass sein Dach über das meinige hervorragt und das 
Regenwasser von seinem Dache auf das meinige fliessen 
lässt, so ist dies eine Privat-Nuisance. welche nicht ge- 
stattet wird und wogegen man klagen kann. Ferner wenn 
in der Nähe von Wohnhäusern Fabriken errichtet werden, 
welche schlechte oder ungesunde Dämpfe verbreiten, wie 
z. B. die Bleigiesserei , die Fabrikation von Talg, Seife, 
von künstlichem Dünger u. dgl., so sind dies alle Privat- 
Nuisances, wogegen die dadurch verletzte Person eine ge- 
gründete Klage hat. Ferner ist es eine unerlaubte Privat- 
Nuisance, Dampfmaschinen in der Nähe der Wohnhäuser 
zum Zweck der Fabrikation zu verwenden, welche ein 
stetes Geräusch hervorbringen und mit möglicher Explosion 
die Nachbarschaft bedrohen. Ferner ist es eine nicht zu 
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gestattende Privat-Nuisance, wenn man durch die Abflüsse 
von irgendwelcher Fabrikation das Wasser der Bäche oder 
Flüsse vergiftet. 

Oeffent liehe Nnisances sind Verletzungen von einem 
allgemeineren und verderblicheren Charakter: sie sind Ver- 
letzungen des Publikums, indem man entweder etwas thut. 
was zum Schaden der Gemeinde gereicht , oder indem man 
vernachlässigt, etwas zu thun. was das öffentliche Wohl 
erfordert. 

Die Eigenthümer oder Unternehmer schädlicher und 
widerwärtiger Gewerbe und Fabriken können, wenn sie 
der öffentlichen Gesundheit verderblich sind, durch öffent- 
liche Anklagen verfolgt und mit Geldbussen im Verhältniss 
zu dem Schaden belegt werden. 

Unter diese Kategorie fallt die Smoke-Nuisance in Lon- 
don nach 16 und 17 Vict. c. 128. Hiernach soll jeder 
Schornstein der Fabriken aller Art in der Metropolis so 
construirt sein, um den Rauch zu verbrennen oder zu con- 
sumiren. welcher von dem Feuer entsteht. Falls dies nicht 
beobachtet wird, so ist eine Strafe von 2 bis 5 Pfd. Sterl. 
angedroht. — Unter Androhung derselben Strafe sind die 
Dampfschiffe oberhalb der Londoner Brücke verpflichtet, 
ihren eigenen Rauch zu verbrennen oder zu consumiren. 

Ferner ist im Allgemeinen jeder Eigenthümer eines 
bösen Hundes, oder überhaupt eines gefährlichen Thieres 
verpflichtet, es unschädlich zu machen, und haftet für allen 
zugefügten Schaden. 

Das Halten eines Hauses, in welchem Hasard gespielt 
wird, ist eine Nuisance, und unterwirft den Unternehmer 
des Spiels einer Geldstrafe. 

(fpsundheits - Polizei. 

Alle Gewalt hinsichtlich der Gesundheits-Polizei ist seit 
dem 1 . September 1858 durch das Statut 21, u. 22 Vict. c. 97 
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dem Privy Council, dem Staatsrath, übertragen, welcher 
die erforderlichen Anordnungen treffen kann. Durch das 
Statut 18 und 19 Vict. c. 121 sind einige Bestimmungen 
hinsichtlich der Entfernung von Nuisances verbessert und 
ausserdem bestimmt, dass die locale Aufsichts- Behörde 
hinsichtlich der Gesundheit, wenn eine solche hergestellt 
ist, die locale Autorität haben soll. Ist dies nicht ge- 
schehen, so soll die Autorität tibertragen werden: 1) der 
Corporation, 2) den Commissairen. 3) den Aufsehern über 
die Armen etc. 

Die locale Autorität ist ermächtigt, einen Sanitäts- 
Beamten mit Gehalt zu ernennen, welcher das Recht hat, 
alle Arten Nahrungsmittel und Getränke zu untersuchen, 
und falls er sie unbrauchbar oder ungesund findet, ihre 
Vernichtung zu verfügen und den Verkäufer in eine Strafe 
bis 10 Pfund Sterling zu nehmen. 

Wenn die ärztlichen Sanitätsbeamten finden, dass ein 
Haus, welches von mehr als einer Familie bewohnt wird, 
überfüllt ist, so muss die locale Autorität Schritte thun, 
um diese TJeberanftillung mit richterlicher Hülfe zu besei- 
tigen, und es kann eine Strafe bis zu 2 Pfund Sterling 
erkannt werden. 



Geschichte der englischen Polizei. 

In der angelsächsischen Zeit war der Sheriff jeder 
Grafschaft, welcher von den Freigutsbesitzern in deren 
Versammlung (folkmote) gewählt war, der erste Beamte 
für die Bewahrung des Friedens; halbjährig besuchte er 
ein jedes Hundert in der Grafschaft und untersuchte, ob 
die Mittel zur Erreichung dieses Zweckes vorhanden seien. 
Das Hundert bestand ursprünglich aus zehn Abtheilungen, 

Tellkampf, Selbstvenvaltung. 8 
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deren jede zehn Freigutsbesitzer enthielt, welche gegen- 
seitig verpflichtet waren, Ruhestörungen und Vergehen in 
ihren Districten zu verhüten und zu unterdrücken. 

Alle Männer vom zwanzigsten Jahre an waren ver- 
pflichtet, hei der Controleversammlung des Sheriffs zu er- 
scheinen, den District zu nennen, dem sie angehörten, und 
zu schwören^ dass sie den Frieden erhalten wollten. Einer 
von je zehn Freigutsbesitzern stand an der Spitze, und Alle 
waren verpflichtet, die Verbrecher der Gerechtigkeit zu 
. überliefern. 

Die Bevölkerung war noch dünn und über das Land 
verstreut, Jedermann kannte seinen Nachbarn y Niemand 
konnte seine Wohnung verlassen, ohne gesehen zu werden, 
W$ zu Reisen war die Erlaubniss des Sheriffs erforderlich. 
Niemand konnte eine benachbarte Grafschaft betreten, ohne 
als ein Fremder erkannt zu werden, und wenn irgend Ver- 
dacht war. so wurde, wenn der Fremde sich nicht aus- 
weisen konnte, derselbe verfolgt, und alle Personen waren 
verpflichtet, bei der Ergreifung des Verdächtigen Beistand 
zu leisten. 

Nach der Eroberung Englands durch die Normannen 
wurde eine durchgreifende Veränderung in dieser angel- 
sächsischen Einrichtung gemacht, indem statt der Wahl 
durch die Freigutsbesitzer die Ernennung von dem Könige 
eingeführt wurde. Seitdem wurde die halbjährliche Unter- 
suchung der Grafschaft durch den Sheriff vernachlässigt. 
Später versuchte das Statute of Winchester, 13 Edward I. 
1285 den Geist der angelsächsischen Gesetze wieder auf- 
zufrischen, indem es, wenn ein Verbrecher nicht ergriffen 
wurde, die Grafschaft oder das Hundert dafür verantwort- 
lich machte, und die Pflicht, ihn gefangen zu nehmen, allen 
Unterthanen des Königs auferlegte. Dieses Statut regulirte 
auch das Amt des Constabel. 

Der normannische Constabel nahm die Stelle des 
angelsächsischen Hundred- oder Tything-Man ein. Seine 
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Pflicht war die Sorge für die Verhütung der Verbrechen 
und die Verfolgung der Verbrecher; ausserdem musste er 
alle Vergehen gegen den Frieden bei den Assisen und 
Richtern zur Anzeige bringen. Die Verantwortlichkeit, 
welche auf jedes Hundert gelegt war, belebte die Wach- 
samkeit der Einwohner. In Folge dessen ist noch jetzt, 
wie oben erwähnt, jeder Engländer wie ein Polizeibeamter 
verpflichtet, bei der Verfolgung und Ergreifung der Ver- 
brecher Beistand zu leisten, und falls er sich dabei nicht 
betheiligt, ist er selbst einer Strafe ausgesetzt. 

Diese älteren Einrichtungen mussten in der Neuzeit 
sehr geändert werden. Denn während die Bevölkerung in 
der angelsächsischen Periode und noch einige Jahrhunderte 
nachher hauptsächlich mit der Landwirtschaft beschäftigt 
war, ist dieselbe jetzt sehr verscliiedenartig thätig und zu- 
gleich durch die Benutzung von Eisenbahnen und Dampf- 
schiffen so beweglich geworden, dass Personen, welche 
etwa Verbrechen im Norden Englands in einer Nacht be- 
gangen haben, sich schon in der folgenden in der Haupt- 
stadt verbergen können. Daher kann man nicht mehr das 
Hundert für die Vergehen verantwortlich machen, die in 
seinem Bereich vorkommen. 

Die Einwohner, welche jetzt mit Ausnahme weniger 
Fälle (7 und 8 George IV. c. 31) frei von solcher Verant- 
wortlichkeit sind, sind jetzt nachlässig hinsichtlich der Ver- 
hütung der Verbrechen und der Ergreifung der Verbrecher. 
Während die Neigung des Volkes, der öffentlichen Gewalt 
in diesen Pflichten beizustehen, sich verminderte, vennehrten 
sich die Schwierigkeiten für die Constabel. Eine Reform 
war daher nothwendig. 

Der Constabel handelt auf dem Lande meistens nur, 

wenn er dazu von einer Privatperson aufgefordert wird. 

In den Fabrik-Districten ist bei Unruhen in denselben die 

Gewalt der wenigen Constabel nicht genügend, und daher 

bildete sich die Praxis, eine grosse Zahl von speciellen 

8* 
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Constabeln einzuschwören. Ausserdem werden von Pri- 
vaten bezahlte Wächter vielfach bei den Docks und Waaren- 
häusern benutzt. 

Um die Mängel dieser ländlichen Einrichtung hinsicht- 
lich der Constabel zu verbessern, machte man in Cheshire 
die ersten Versuche im Jahre 1829, die Verwaltung der 
Polizei der Grafschaft zu ändern, und man erlangte eine 
Acte (10 George IV. c. 97), welche das Recht ertheilte, be- 
zahlte Constabel anzustellen und zu verwenden. Darauf 
folgte die Einführung einer neuen Polizeigewalt für London 
im Jahre 1829. 

Die Regierung hat es jedoch nicht für geeignet gehalten, 
überall auf dem Lande in England und Wales bezahlte 
Constabel einzuführen, sondern im Jahre 1839 wurde eine 
Parlaments-Acte erlassen (2 u. 3 Vict. c. 93), welche den 
Friedensrichtern in den Quarter sessions das Recht gab, 
Constabel für die Grafschaft und die Districte zu ernennen, 
und welche ihrem Ermessen die Verbesserung der Polizei 
überliess. Die Ausgaben für diese bezahlte Polizei wer- 
den von den Theilen der Grafschaft erhoben, in welchen 
eine solche Polizei eingerichtet ist. 



Polizei von London und den Städten in England. 

Die neuen englischen Polizeieinrichtungen für London sind 
vom Jahre 1829. Früher waren auch dort Friedensrichter 
mit ausübender und richterlicher Gewalt mit Constabeln 
und mit der Verpflichtung der Einwohner (nach dem Statut 
von Winchester 3. Edw 7 ard I. cap. 4.) Wache zu halten. 
Die Gewalt war local, an Districte gebunden und un- 
bezahlt. Dies System passte fürs Land, aber nicht für 
die volkreichen Städte. Für diese ging man theilweise zu 
einem neuen System über, d. h. Centralisation und Ein- 
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heit der Handlung über einen ausgedehnten Kreis der Ad- 
ministration, mit bezahlten und verantwortlichen Beamten; 
— dabei sollte alles der Freiheit des Staatsbürgers Hin- 
derliche vermieden werden. Sir Robert Peel, als Minister 
des Innern, setzte 1 829 die neue Polizei- Organisation durch. 
(Act 10, Geo. IV. c. 44.) Es ward eine Polizeibehörde ge- 
bildet, welche unter den verantwortlichen Minister des In- 
nern gestellt wurde, und welche die Polizeiwache für Lon- 
don und die Umgegend umfasste. Danach wurden die 
Constabel unter zwei Kronbeamte gestellt und alle erhiel- 
ten Gehalt. — Die Opposition hiergegen war enorm, weil 
nicht nur Alle dagegen waren, die unter den bisherigen 
Missbräuchen gewonnen hatten, sondern auch viele patrio- 
tische Männer, welche die Ausdehnung der Polizeigewalt 
fürchteten. Die neue Polizei-Organisation zeigte sich jedoch 
als günstig und gewann allmählig den Beifall der öffent- 
lichen Meinung. Schon im Jahre 1834 gestattete demge- 
mäss die Municipal Improvement Act die ähnliche Orga- 
nisation in allen Städten. Die City of London nahm 1839 
dasselbe Polizeiverfahren an. aber blieb gesondert. Die 
Executive und Jurisdiction wurden hierbei gänzlich 
von einander getrennt. 

Durch die Acts 2 und 3. Vict. c, 47 und 71 wurde die 
Gewalt und die Jurisdiction der Polizeibehörden und der 
Polizeigerichte bedeutend ausgedehnt. In demselben Jahre 
wurde den Grafschaften überlassen, diese Polizeieinrichtun- 
gen einzuführen, was von einigen geschehen ist. Im Jahre 
1840 ward die neue Polizei auf die London-Docks ausge- 
dehnt. 

Die Organisation der London-Polizei war zur Zeit ihrer 
Einführung die folgende: Personal: Unter dem Minister 
des Innern standen, nach der englischen Benennung: 2 Com- 
missioners, 1 chief superintendend, 1 8 superintendents, 124 in- 
spectors, 585 sergeants, und 4797 constables, zusammen 5527 
Personen für 2 % Millionen damalige Einwohner mit Gebäude- 
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Eigenthum von 10 Millionen Pfd. St. Miethswerth — gegen- 
über 6000 bekannten Dieben. Ungefähr 3700 Constabel 
waren Nachts auf Wache und 1800 bei Tage. In ganz 
London sind die Strassen während der ganzen Nacht er- 
leuchtet. Die Wachhabenden müssen stets ihren Kreis 
umgehen. Der Flächengehalt war damals 700 englische 
Quadrat-Meilen und 90 englische Meilen im Umkreise. 

Die Stadt ist in Districte und Unterabtheilungen ge- 
theilt. Die kleinen Unterabtheilungen werden von bestimmten 
Constabeln bewacht, welche sie um- un 1 durchgehen müssen. 
Die Sergeanten bewachen hierbei die Constabel. 

Man bewahrt sprichwörtlich den Palast von St. James, 
indem man die Diebsiocale von St. Giles bewacht. — Auf- 
gabe der dortigen Polizei ist die Sicherheit der Person und 
des Eigenthums, Aufsicht über Fuhrwerke, über Reinlich- 
keit etc. 

In jedem centralen Polizei -Staationshause (police-sta- 
tions-house) ist ein Inspector; diese Häuser sind unter ein- 
ander durch electromagnetische Telegraphen in Verbindung 
gesetzt, so dass gleichzeitig und überall die erforderlichen 
Massregeln ergriffen werden können. Seit diese Polizei in 
London besteht, hat man nie das Militair als Polizei ge- 
braucht, und seitdem sind viele Diebe ausgewandert. 

Die guten Dienste der Constabel werden so sehr an 
erkannt, dass während im Jahre 1850 der Polizei als Be- 
lohnung für Haftnahme von Verbrechern und Ablieferung 
gestohlener Güter officiell gezahlt wurden 613 Pfd. Sterl. 
12 Sh. 7 Pence, derselben dafür freiwillig geschenkt 
wurden 4657 Pfd. Sterl. Jeder Constabel bekommt 2 Sh. 
5 d. bis 3 Sh. täglich. Er hat keine tödtlichen Waffen, 
ist also kein Soldat. 

Die Gesammtunkosten der Metropolitan-police waren im 
Jahre 1850: 385,744 Pfd. Sterl., welche auf folgende Weise 
gezahlt wurden: 
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Abgabe von6Pence von 10,486,361 Pfd. St., 

dem jährl. Miethswerthe, 2 Sh. 3 Pence 

pro Kopf, macht 262,159 Pfd. St. 

Zahlung aus dem consolidirten Fond . . 100,325 - - 
Zahlung von öffentlichen Departements 

für den Dienst 10,507 - - 

Verschiedene Einnahmen 10,117 - - 

383,108 Pfd. St. 

Die Polizeigerichte kosten ausserdem etwa 45,000 Pfd.St. 
jährlich, wovon 11,000 Pfd. Sterl. ungef&hr an Sportein 
und Strafen einkommt, und der Rest wird vom consolidirten 
Fond (Consolidated Fund) bezahlt. 

Der Zweig der Polizei ferner für Entdeckung von 
Verbrechen war früher mangelhaft. Sir James Graham 
richtete 1842 the detective branch ein. Es besteht aus 
2 inspectors und 8 sergeants, mit zahlreichen Gehtilfen in 
jeder Abtheilung, die nur beschäftigt sind mit der Verfolgung 
von Verbrechern und der Auffindung von Vergehen. Die 
Entdeckung wird ermöglicht durch die öffentlichen Schen- 
ken, die Weiber und Genossen, durch Prämien, und durch 
die Wachsamkeit und die Tüchtigkeit der Beamten. 

The County Constabulary act 2 und 3 Vict. c. 93 ist 
von einigen Grafschaften angenommen und andere Graf- 
schaften haben noch die früheren unbesoldeten Constabel. 

Neben dieser Polizei bestehen neuerdings die Grafschafts- 
gerichte, in welchen Einzelrichter die Rechtspflege in den 
Rechtsstreitigkeiten, deren Object bis 50 Pfd. Sterl. be- 
trägt, besorgen. 

Die Gesetzgebungs-Gewalt und die Controle, welche das 
Unterhaas in England über die dortige Verwaltung übt, 
haben es möglich gemacht, mit vollständiger Sicherheit für 
die dortige Freiheit, die früheren localen Controlen hinsicht- 
lich der Executivgewalt aufzugeben, indem die Polizei dem 
Minister des Innern untergeordnet, und dieser dem Parla- 
mente verantwortlich ist. 
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Armen-Verwaltung. 

Zu den wichtigsten Gegenständen der Vewaltung ge- 
hört die Armenpflege. 

Irgend eine Zahl von Gemeinden kann einen Armen- 
Verband bilden, mit einem gemeinsamen Arbeitshause, wobei 
entweder jede Gemeinde nur die Kosten für ihre Annen 
bezahlt, oder wobei, wenn Freizügigkeit unter den Ge- 
meinden herrscht, die Gemeinden verhältnissmässig zu den 
gemeinsamen Fonds beitragen, je nach der Verständigung 
hierüber von Seiten der Armenvorsteher. Nach dem Sta- 
tut 4 u. 5 William IV. c. 76 sollen Armenvorsteher (Guar- 
dians) die ganze Armenverwaltung besorgen. Sie werden 
von den Steuerzahlenden und den Eigenthümern von jeder 
Gemeinde oder dem Gemeindeverbande in jedem Jahre 
binnen vierzig Tagen nach dem 25. März gewählt. 

Nach dem Statut 7. u. 8 Victoria c. 101 richtet sich .* 
die Zahl der Stimmen bei der Wahl nach dem steuerbaren 
Vermögen: ist dasselbe zu einer Einnahme von weniger als 
50 Pfd. Sterl. abgeschätzt, so giebt es dem Eigenthümer 
eine Stimme; beträgt die Einnahme mehr als 50 Pfd. Sterl. 
und weniger als 100 Pfd. Sterl., zwei Stimmen; 100 Pfd. 
Sterl. oder weniger als 150 Pfd. Sterl., drei Stimmen; 150 
Pfd. Sterl., aber weniger als 200 Pfd. Sterl., vier Stim- 
men; 200 Pfd. Sterl., aber weniger als 250 Pfd. Sterl., fünf 
Stimmen: und wenn sie 250 Pfd. Sterl. oder darüber be- 
trägt, sechs Stimmen. Wenn eine Person zugleich Eigen- 
thümer und Einwohner ist, so kann er in beiden Eigen- 
schalten seine Stimmen abgeben. Die Eigenthümer dürfen 
auch durch Beauftragte ihre Stimmen abgeben. 

Die Wahlfähigkeit der Armenvorsteher erfordert eine 
jährliche Einnahme von 40 Pfd. Sterl. Für jede Gemeinde 
muss wenigstens ein Armenvorsteher gewählt werden. Wenn 
die Bevölkerung einer Gemeinde mehr als 20,000 Personen 
beträgt, so muss dieselbe in Bezirke getheilt werden, und 
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für jeden derselben ist ein besonderer Armenvorsteher zu 
wählen. 

Die Armenvorsteher können wieder gewählt werden. 
Ein jeder Grafschaftsbeamter in dem District ist ex officio 
ein Armenvorsteher. 

Unter dem Armen Vorsteher wird nach dem oben citirten 
Statut neben dem eigentlichen Armenvorsteher auch irgend 
ein anderer Gemeindebeamter verstanden, welcher durch 
Wahl oder durch Pariamen tsacte befugt ist, in Angelegen- 
heiten der Armen zu handeln. 

Die Armenvorsteher eines Armenverbandes oder einer 
Gemeinde können auf Grund von Verträgen in ihrem Ar- 
beitshause die Armen irgend einer andern Gemeinde oder 
eines Armenverbandes aufnehmen, wenn die andern Arbeits- 
häuser überfüllt sind. 

Man muss bekanntlich Arbeitsunfähige und Arbeits- 
scheue von einander unterscheiden. Die arbeitsunfähigen 
alten und kranken Personen werden am Besten in ihrem 
Wohnorte unterstützt: aber die Arbeitsscheuen müssen 
nach dem Grundsatz behandelt werden: „Unterstützung 
nur gegen Arbeit", damit sie sich an diese gewöhnen und 
fleissige Menschen werden. Die Verwaltung der Arbeits- 
häuser muss auf die Besserung der Arbeitsscheuen und 
deren Gewöhnung an die Arbeit gerichtet sein. Man wird 
hierdurch mehr, als durch alles Andere, die Kosten der 
Annenpflege vermindern und zugleich manche Arbeitsscheue 
zu nützlichen Menschen machen. 

i 

Gesetzliche Bestimmungen in Betreff des Vorsitzenden und 
der höchsten Beamten der Armen-Commission. 

Die allgemeine Armenpflege wurde im Jahre 1834 unter 
die Aufsicht und Leitung von drei besoldeten Beamten ge- 
stellt. Nachdem die Zeit ihrer Amtsführung abgelaufen 
war, wurde eine neue Armen -Commksion nach der Acte 
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10 and 11 Victoria c. 109 gebildet, welche aus einem be- 
soldeten Präsidenten, zwei unbesoldeten Beamten und vier 
Beamten ex officio besteht. Diese letzteren sind: der Präsi- 
dent des geheimen Rathes, der Grosssiegel-Be wahrer, der 
Minister des Innern und der Finanzminister. Zwei dieser 
Beamten oder der Präsident allein sind befugt zu handeln. 
Sie haben folgende Rechte und Pflichten: sie sind befugt, 
Regeln für die Behandlung der Armen und der Kinder der- 
selben aufzustellen, sowie für die Verwaltung der Arbeits- 
häuser, für das Verfahren der Armenaufseher, für die Auf- 
stellung und Prüfung der Rechnungen, für den Abschluss 
von Contracten und für alle andern Gegenstände, welche 
mit der Armenpflege und deren Kosten verbunden sind. 
Aber sie dürfen sich nicht in die individuellen Fälle der 
Armenpflege einmischen. 

Nach dieser Acte bezeichnet der Ausdruck „arm a eine 
jede Person, welche Unterstützung aus dem Armen -Fond 
erhält. Die erwähnte Armen -Commission ist verpflichtet, 
jährlich der Königin einen Bericht abzustatten, welcher 
dem Parlament vorgelegt wird. 

Diese Commission ist berechtigt, von allen milden Stif- 
tungen und deren Fonds Rechnungen einzufordern und 
diese zu veröffentlichen. 

Die Commission kann auch veranlassen, dass mehrere 
Gemeinden zu einem Gemeindeverbande zum Zweck der 
Armenpflege mit einem gemeinsamen Arbeitshause vereinigt 
werden, aber so, dass jede Gemeinde nur zu den Kosten 
für ihre eigenen Armen herangezogen werden kann. Wenn 
ein Armen verband beabsichtigt wird, so soll die Commis- 
sion die Ausgaben untersuchen, welche jede Gemeinde für 
ihre Armen während der drei vorhergehenden Jahre gehabt 
hat, und in diesem Verhältniss der bisherigen Leistung 
soll jede Gemeinde in Zukunft zu den gemeinsamen Kosten 
beitragen. 

. Die Commission kann auch einen Armenverband auf- 
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lösen. Wenn aber eine Gemeinde mehr als 20,000 Ein- 
wohner hat. so ist die Zustimmung von zwei Dritteln der 
Arnienvorsteher zu der Bildung oder Auflösung eines Armen- 
verbandes erforderlieh. 



Arbeits -Häuser. 

Mit dem Namen Arbeitshäuser (Workhouses) bezeichnet 
man in England Wohnhäuser für die Armen einer Gemeinde 
oder eines Armenverbandes, worin die Armen aufgenommen 
und beschäftigt werden. 

Die Armen-Commission kann vorschreiben, dass Arbeits- 
häuser gebaut oder gemiethet werden sollen, aber die Zu- 
stimmung der Majorität der Eigenthümer und der Steuer- 
zahler ist erforderlich. Die Armen-Commission kann die 
Regeln für die Verwaltung der Arbeitshäuser geben und 
kann die bisherigen Regeln ändern. Wenn die Armen- 
Commission keine Regeln aufgestellt hat, so gelten die 
Regeln , welche die Friedensrichter oder Aerzte bei ihrem 
Besuch der Arbeitshäuser aufgestellt haben. 

Unter diesen Regeln sind die folgenden von besonderer 
Bedeutung. Der Gebrauch aller Spirituosen Getränke und 
des Tabaks ist in diesen Arbeitshäusern verboten. Die 
Entziehung dieser Genüsse wirkt neben gehöriger Arbeit 
vorzugsweise dahin, dass die Arbeitsscheuen keine Neigung 
haben, in ein Arbeitshaus zurückzukehren, und veranlasst 
werden, fleissig zu sein; denn da sie auch in dem Arbeits- 
hause arbeiten müssen, ohne die stimulirenden und gewohnten 
Genüsse geistiger Getränke und des Rauchens haben zu 
können, während, wenn sie ausserhalb eines solchen Arbeits- 
hauses durch Arbeit ihren Unterhalt verdienen, sie sich 
dieser Genüsse erfreuen können, so scheuen sie das Arbeits- 
haus und ziehen es vor, ausserhalb desselben zu arbeiten. 
Ihre Arbeitsscheu müssen sie jedenfalls aufgeben, weil sie, 
wenn sie nicht arbeiten und sich als Landstreicher umher- 
treiben, zur Strafe in die Arbeitshäuser gesetzt werden, 
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wo sie je nach dem Verhältniss ihres Arbeitsverdienstes 
entweder eine gute oder magere Beköstigung und Ver- 
pflegung bekommen. 

Diese Regeln hinsichtlich der Spirituosen und des Tabaks 
gelten allgemein in den Arbeitshäusern England's und Nord- 
Amerika's, und wirken sehr abschreckend auf alle arbeits- 
scheuen Leute. — Sehr häufig habe ich aus dem Munde 
dortiger fleissiger Menschen die Aeusserung gehört , man 
fühle sich glücklich, dass man vor dem Arbeitshause sicher 
sei, nachdem man einiges Vermögen erworben habe. 

Wer Spirituosen in ein Arbeitshaus bringt , ohne eine 
geschriebene Erlaubniss von Seiten des Vorstehers desselben, 
wird mit einer Geldbusse von 10 Pfund Sterling oder mit 
zwei Monaten Gefängniss bestraft. Wenn der Vorsteher 
eines Arbeitshauses ohne Erlaubniss des Arztes oder der 
Armenvorsteher Spirituosen in das Arbeitshaus bringt oder 
kommen lässt , oder wenn er arme Personen schlecht be- 
handelt, so unterliegt er einer Strafe von 20 Pfund Sterling 
oder von sechs Monaten Gefängniss. 

Wenn ein Armer aus dem Arbeitshause vor der Zeit, 
zu welcher er condemnirt war. entrinnt, so kann er mit 
drei Monaten Gefängniss bestraft werden. Wenn ein Armer 
im Arbeitshause sich weigert, zu arbeiten, während die 
Beschäftigung seinem Alter, seiner Kraft und Fähigkeit 
angemessen sein muss, oder wenn er sich schlecht beträgt, 
so kann er mit Gefängniss bis zu 41 Tagen bestraft werden. 

Die Arbeitshäuser sollen von Zeit zu Zeit von den 
Armenvorstehern besucht und untersucht werden. Vernach- 
lässigen diese solches drei Monate lang, so kann die Armen- 
Commission ein anderes Gemeinde-Mitglied mit diesen Be- 
suchen beauftragen, das dann aber dafür bezahlt werden muss. 

Eine genaue und oftmalige Controle der Arbeitshäuser 
durch die Armenvorsteher ist erforderlich, um dahin zu 
wirken, dass diese Häuser ihrem Zwecke entsprechend 
verwaltet, und nicht zu Gefangnissen gestaltet werden. 
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Dritte Abtheilung. 

Selfgovernment in den Vereinigten 
Staaten von Amerika. 



Seit Verlauf des 17. Jahrhunderts gingen aus politischen 
und religiösen Gründen viele Auswanderer aus England 
nach dem Theile Nordamerikas, welcher jetzt die Neu- 
England-Staaten umfasst. Sie tibertrugen dorthin ihre Ge- 
wohnheiten der Selbstverwaltung und der Volksvertretung, 
welche noch jetzt daselbst die Grundlagen der Verwaltung 
und Verfassung bilden. Die Principien der Selbstverwal- 
tung herrschten bei ihnen nicht nur in den weltlichen, son- 
dern auch in den kirchlichen Angelegenheiten, indem sie 
vorwaltend Puritaner oder Anhänger der schottischen Pres- 
byterianischen Kirche waren, an deren Verwaltung die 
Gemeinde regen Antheil nimmt. Die von der jetzigen Be- 
völkerung geübte Selbstverwaltung beruht auf der Gewohn- 
heit von Jahrhunderten, daher kann die dortige Verwaltung 
nicht plötzlich von einem Volke ohne ähnliche Geschichte 
und ohne ähnliche Naturanlagen nachgeahmt werden; und 
doch fehlt ohne gute Gemeindeeinrichtungen die sichere 
Grundlage für eine freie Verfassung. Daher sind alle Ver- 
suche gescheitert, die Verwaltung der Vereinigten Staaten 
in Mexiko und überhaupt in dem spanischen Amerika an- 
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zuwenden, deren Bewohner eben so wenig Anlage und 
Neigung zur Selbstverwaltung haben, wie die Franzosen 
und wie alle romanischen Völker. 

Man glaubte dort irrthümlicher Weise, es genüge, die 
Verfassung der Vereinigten Staaten möglichst zu copiren, 
um ein ähnliches gesetzlich geordnetes politisches Leben 
hervorzuzaubern, wie es in den nördlichen Vereinigten 
Staaten herrscht, aber man übersah, dass bei den roma- 
nischen Völkern die Naturanlagen und die mehr als hun- 
dertjährige Gewohnheit der Selbstverwaltung als die not- 
wendige Grundlage fehlte, und dass die spanische Bevöl- 
kerung nur an die Entscheidung politischer Fragen durch 
Waffengewalt — statt durch die Wahlurne wie in der Union 
— gewohnt war und daran gewohnt blieb, und dass daher 
unter der freien Form der Verfassung nur blutige Bürger- 
kriege und wechselnde Militairdictaturen der siegenden 
militärischen Anführer entstehen konnten, wie dies dort 
der Fall ist. 

Die englischen Auswanderer verbreiteten sich in Nord- 
Amerika über das in Besitz genommene Land und trieben 
vorzugsweise Ackerbau. Unter ihnen war kein Unterschied 
der Stände, und auf Grundlage der thatsächlichen Gleich- 
berechtigung bildeten sie die Gemeindeverwaltung aus, 
während die englische Gemeindeverwaltung ihrem Wesen 
nach aristokratisch ist. Es ist dort factisch der Gegensatz 
der Puritaner (roundheads) den englischen Cavalieren ge- 
genüber verwirklicht. Charakteristisch war es. dass diese 
englischen und schottischen Ansiedler sofort Schulen und 
die jetzige Universität Cambridge bei Boston gründeten, 
sobald die Ersparnisse ihrer Thätigkeit hierzu die erfor- 1 
derlichen Mittel abwarfen. 

Geistige Cultur war von Anbeginn an das Lebenselement 
ihrer Verwaltung. Daher haben sie es verstanden, in einem 
von Natur minder ergiebigen Landstriche, als es der Westen 
und der Süden der Union sind, eine hohe Cultur, blühende 
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Industrie und ausgedehnten Handel hervorzurufen, und 
daher ist ihr Einfluss im Westen und Süden durch ihre 
dort sich ansiedelnde Jugend vorherrschend geworden. Sie 
haben alle früheren Niederlassungen der Schweden, Hollän- 
der und Franzosen unter ihre Leitung gebracht. Es sind 
deshalb die Neu-England-Staaten. und unter diesen beson- 
ders Massachusets, welche unsere Aufmerksamkeit verdie- 
nen, wenn wir die Selbstverwaltung in Nordamerika in 
ihren günstigen Eigentümlichkeiten untersuchen wollen. 
Aus diesem Grunde habe ich mich dort lange Zeit aufge- 
halten. Ein langer Aufenthalt ist erforderlich, denn bei 
einem kurzen Verweilen in Neu-England pflegt ein Europäer 
von der Staats- und Gemeindeverwaltung äusserlich nichts 
zu bemerken , indem er von derselben durchaus nicht be- 
rührt und nicht gestört wird. Es scheint alles von selbst 
zu gehen; es herrscht überall die grösste Ordnung, die 
Gesetze werden beobachtet und für das Wohl und die 
Sicherheit der Staatsgesellschaft wird bestens gesorgt, und 
man sieht doch Anfangs nicht, wer in dem umgebenden poli- 
tischen Leben regiert, bis man sich mit dem dortigen Ge- 
meindeleben vertraut macht und das Handeln der Gemeinde- 
beamten streng nach den Gesetzen kennen lernt. Die 
dortige Selbstverwaltung hat in ihrem Charakter nichts Bü- 
reaukratisches, deshalb bemerkt man sie nicht. Das in den 
Gemeinden und im Staate ruhig geübte Selfgovernment ist 
völlig ohne Geräusch und ohne Glanz, aber erhält das dortige 
politische Leben gesund und kräftig. 

Nur vernünftige Menschen können sich selbst regieren. 
Eine Gesellschaft wahrhaft vernünftiger, gebildeter Men- 
schen braucht wenig Regierung; ebenso wenig als gebil- 
dete Leute Anweisung darüber bedürfen, wie sie sich in 
einer Gesellschaft benehmen sollen. Dies ist der Zustand, 
welcher in den Gemeinden Neu-Englands zu herrschen 
pflegt. Werden jedoch die Thüren auch den Ungebildeten 
und Rohen des Volks geöffnet, so müssen vernünftige Vor- 
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Schriften erlassen und streng gehandhabt werden, um die 
Ordnung aufrecht zu erhalten. Dies ist der Zustand in 
der Mischbevölkerung der Stadt New-York. 

In Folge der Selbstverwaltung gemessen alle Bewohner 
nicht nur der Städte, sondern auch des Landes in Neu- 
England einen höhern Grad von individueller Freiheit, als 
dieses in den Republiken des Alterthums Griechenlands und 
Roms der Fall war. Die letztern waren Stadt-Republiken 
und Sklaven-Staaten. Von den Hauptstädten aus herrschte 
die Adelskaste über minder berechtigte Freie und über 
unberechtigte Sklaven. Man verstand unter Freiheit eines 
Bürgers die Privilegien, welche er im Gegensatz zu den 
minder berechtigten Freien und zu den Sklaven besass. 
Die Römer Hessen auf dem grossen Schauplatz ihrer Herr- 
schaft nichts übrig, als römische Bürger und römische 
Sklaven; ihr Bürgerrecht glich Jahrhunderte lang einem 
grossen Privilegium. Statt dieser alten exclusiven Bürger- 
freiheit der Privilegirten herrscht in den Neu-England- 
Staaten die individuelle Freiheit und Gleichberechtigung 
aller Bewohner von Stadt und Land und diese findet vor- 
zugsweise ihren Ausdruck in der Selbstverwaltung im Ge- 
meindeleben und beruht auf Naturanlage, Gewohnheit, 
sittlicher und geistiger Bildung und pflichtmässiger Selbst- 
tätigkeit aller Gemeindemitglieder. 

Um die Principien darzulegen, worauf die politische Or- 
ganisation der Gemeinde und der Grafschaft in den Ver- 
einigten Staaten beruht, wähle ich daher die Neu-England- 
Staaten, und werde über die Abweichungen der übrigen 
amerikanischen Staaten später nur einige Bemerkungen 
nachfolgen lassen. Auf diese werde ich mich beschränken, 
obgleich es mir in England und Amerika vergönnt war, 
die Selbstverwaltung der Völker in ihrem grössten Umfange 
und in ihrer vollsten Unbeschränktheit zu betrachten. 

Ueber die Selbstverwaltung in der Stadt New-York 
und im Westen der Union habe ich in dem Capitel von der 
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neueren Staatenbildung bereits Andeutungen gemacht, worauf 
ich, um Wiederholungen zu vermeiden, verweise: ausser- 
dem werde ich hinsichtlich des Wesens noch Einiges später 
hinzufügen. 

Die Selbstverwaltung der Gemeinden ist in den Neu- 
England-Staaten am Vollständigsten ausgebildet und be- 
ruht auf den alten Gewohnheiten und Sitten, unter deren 
Beobachtung die neuern Gesetze erlassen sind. 

In den nördlichen Staaten Amerika s herrscht bei der 
Mehrzahl der Bevölkerung Liebe zur Ordnung und Gesetz- 
mässigkeit: Alle sind bei der Aufreehterhaltung der Gesetze 
interessirt, die Mehrzahl will den Rechtsstaat und nicht 
die Anarchie. Man will, dass das Gesetz, und nicht die 
Willkür der Menschen herrsche. Die Gesetze reden daher 
eine sehr klare bestimmte Sprache und finden willige Be- 
folgung. Man hat deshalb dort nicht die Forderung auf- 
gestellt, dass der Mensch in dem freien Lande das Recht 
habe, Alles zu thun, sondern man hat ihm dort verschie- 
denartigere Verpflichtungen auferlegt als irgendwo sonst: 
man hat daher auch die Gewalt der Gesellschaft nicht be- 
schränken und deren Rechte bestreiten wollen, sondern man 
hat deren Ausübung unter Viele getheilt. man hat gewollt, 
dass die Autorität gross, aber deren viele Beamte nicht 
mächtig sein, damit die Gesellschaft ihre Freiheit bewahre, 
während sie im Ganzen genommen gut verwaltet wird. 

In Neu-England ist die Gewalt der Administration fast 
gänzlich in der Gemeinde entwickelt; sie ist dort unter 
viele Personen vertheilt, aber diese hängen nicht von ein- 
ander ab, sondern das Gesetz hat einem jeden dieser Be- 
amten einen bestimmten Wirkungskreis vorgeschrieben. 

Innerhalb dieses Kreises können sie Alles thun, was 
dem Gesetze entspricht, um ihre Pflichten zu erfüllen, und 
hierbei hängen sie von keinem höheren Verwaltungsbeamten, 
sondern nur vom Gesetze ab. 
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Gemeindeverwaltang in den Neu- England -Staaten. 

Die dortige Gemeinde (township) entspricht der deutschen 
Gesammtgemeinde; sie enthält gemeiniglich 2 — 3000 Ein- 
wohner, sie ist nur so* gross, dass die Einwohner ge- 
meinsame und fast dieselben Interessen haben, und die 
Volkszahl ist doch gross genug, um eine hinreichende 
Zahl von Männern für eine gute Selbstverwaltung zu ent- 
halten. 

Während in Neu -England die allgemeinen Angelegen- 
heiten der Staaten durch die gesetzgebende Volksvertretung 
behandelt und beschlossen werden, giebt es in den dortigen 
Gemeinden keinen Gemeinderath, sondern die Wälder 
wählen ihre Beamten und beauftragen dieselben in allen 
reinen Gemeinde -Angelegenheiten. 

Die Gemeindegeschäfte sind sehr zahlreich und sehr 
vertheilt in der Gemeinde, jedoch Hegt der grösste Theil 
der Verwaltung in den Händen einer kleinen Zahl von 
Leuten, welche jedes Jahr gewählt werden und select-men 
heissen. Man wählt deren 3 in den kleinsten und 9 in den 
grössten Gemeinden. (Vgl. The town officer, pag. 186). 

Die select-men. die Vertrauensmänner oder der Ge- 
meinde-Ausschuss. müssen theils eine Zahl von Geschäften 
ausführen, die speciell durch die Staatsgesetze vorgeschrie- 
ben sind, wie z. B. die Aufstellung der Wählerlisten, theils 
sind sie die ausführenden Beamten des Gemeindewillens im 
Sinne der Gemeinde-Beschlüsse. Meist entheils befolgen sie 
hierbei die Gewohnheit und die Grundsätze, welche die 
Majorität schon früherhin festgestellt hat: wollen sie aber 
etwas Neues ausführen, so müssen sie die Zustimmung der 
Gemeindeversammlung einholen. Sie berufen diese dann 
auf einen bestimmten Tag oder Abend, und begründen ihre 
Pläne; die Versammlung billigt und modificirt oder ver- 
wirft dieselben: im Fall der Annahme beschliesst sie über 
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die Art der Ausführung, über die Geldmittel etc. und be- 
auftragt die select-men mit der Ausführung. 

In der Regel finden die Versammlungen, welche die 
Selbstverwaltung betreffen, des Abends nach geschehener 
Arbeit statt, zu einer Zeit, die man in manchen andern 
Ländern im Bierhause oder in den Theatern zuzubringen 
pflegt. Jene der Selbstverwaltung gewidmete Beschäftigung 
ist zwar sehr ernst, aber sehr nützlich, sehr interessant 
und freier Männer werth. 

Die Gemeindeversammlungen, sowie überhaupt alle öffent- 
lichen Versammlungen befolgen dieselben parlamentarischen 
Regeln, welche im englischen Parlament und mit einigen 
Abweichungen im amerikanischen Congress gelten, welche 
in der Gewohnheit und im Bewusstsein des ganzen Volkes 
leben, deshalb willige Anerkennung und Befolgung finden, 
eine ruhige und ordnungsmässige Berathung sichein und 
die Basis der Selbstverwaltung bilden. Diese allgemeine 
Kenntniss und gewohnheitsmässige Befolgung der parla- 
mentarischen Regeln macht die Selbstverwaltung in den 
neuen Niederlassungen des weiten Westens Amerika's so- 
wohl, als in allen englischen Colonien möglich, wie ich 
dies bereits in der ersten Abtheilung dieser Schrift ange- 
deutet habe, und erleichtert daselbst die Ueberwindung 
aller Hindernisse durch die vereinte Kraft der sich neu 
bildenden Gemeinden. Hierdurch verwandeln sich wie durch 
Zauber Wildnisse in fruchtbare, blühende Ländereien und 
werthvolle Anpflanzungen, ohne dass irgend ein Staats- 
beamter sich einmischt, leitet oder beaufsichtigt. Diese in 
dem Gemeindeleben zur Gewohnheit gewordene Selbstver- 
waltung ist der Grund des Gedeihens der neuen Nieder- 
lassungen oder des Colonisirens der Amerikaner und der 
Engländer in Amerika und in den englischen Colonien, 
während die Versuche der Franzosen in ihren Colonien, 
diese durch ihre Büreaukratie und ihr Militär zu entwickeln, 
keine günstigen Erfolge haben. 

9 * 
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In Amerika ist vod jeher die sich rasch vermehrende 
Bevölkerung der Neu -England -Staaten nach dem Westen 
gewandelt und hat dort überall sich selbst regiert, während 
die einwandernden Deutschen dies rasch lernten. Die 
Amerikaner waren hierin gute Lehrmeister und die Deut- 
schen lernten schnell. Denn für alle Völker von germa- 
nischem Stamme ist die Selbstverwaltung ihrem ganzen 
Denken und Charakter angemessen, wie schon die älteste 
Geschichte derselben zeigt, welche von der unter ihnen 
herrschenden Selbstregierung als ihrer eigenthümlichen. alt- 
hergebrachten Gewohnheit berichtet. Die ausgewanderten 
Deutschen lernen dort nur üben, was der ursprünglichen 
Naturanlage ihres Volkes entspricht. Anders ist dieses j 
mit den eingewanderten Irländern, den ursprünglichen Gelten, . 
die dort die Selbstverwaltung stören und verderben, so weit ^ 
ihre Einwirkung reicht, namentlich wenn sie sich irgendwo ^ 
in der Majorität befinden. Ueber ihren verderblichen Ein- ^ 
fluss auf die Verwaltung der Stadt New- York ist bereits ,.. 
in einem früheren Capitel die Rede gewesen, worauf ver- 
wiesen werden darf. 

Die Volkswahl wirkt in den Neu -England -Staaten 
günstiger, als eine Ernennung der Gemeindebeamten durch 
die Regierung von oben herab es dort vermöchte. B 

Die select-men haben das Recht, die Gemeindever- 
Sammlung (town-meeting) zu berufen. Wenn aber zehn 
Eigenthiimer der Gemeinde Vorschläge zu machen und deren ^ 
Zustimmung zu erhalten wünschen, so können sie eine Ver- ;^ 
Sammlung der Einwohner berufen, worin die select-men 
den Vorsitz führen. (Laws of Massachussetts Vol.I pag. 150). 

Jährlich im Frühling werden die select-men gewählt, ^ 
und daneben wird eine grosse Zahl von andern Gemeinde- r . 
Beamten für einzelne Zwerge der Verwaltung von der Ge- 
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meindeversammlung gewählt, z. B. die assessors für die ^ 
Anordnung und die collectors für die Einsammlung der ^ 
Gemeindesteuern, die constables für die Ortspolizei, der ^ 
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register (Registrator) für die Aufbewahrung der Urkunden 
und Schriften, ein Schatzmeister für Aufbewahrung der 
Gemeinde-Fonds, ein Armenaufseher, die Schul-Tnspectoren. 
denen die Beaufsichtigung des öffentlichen Unterrichts, und 
die Wege-Inspectoren. denen die Sorge für die Instand- 
haltung der Wege anvertraut ist: ferner Beamte für die 
Verwaltung des Kirchenvermögens, für das Feuerlösch- 
wesen u. s. w. 

Diese grosse Zahl von Gemeindebeamten existirt in der 
That. und die Vertheilung der öffentlichen Geschäfte er- 
möglicht ihre Ausführung ohne Beschwerde neben den eige- 
nen Geschäften eines jeden Gemeindebeamten. 

Jeder Einwohner ist verpflichtet, eins dieser Aemter 
anzunehmen, und kann durch Geldstrafe dazu gezwungen 
werden; für einige derselben wird eine Geldentschädigung 
gewährt, damit die ärmeren Einwohner sie übernehmen 
können, ohne in ihrem Broderwerb zu leiden: es wird je- 
doch kein fester Gehalt gegeben: sondern jede Amtshand- 
lung hat einen Preis, und die Entschädigung erfolgt nur 
im Verhältniss zur Leistung. 

Tm Allgemeinen gilt dort der Grundsatz, dass unter 
Befolgung der Gesetze ein Jeder in allen Angelegenheiten, 
die nur ihn betreffen, frei und der beste und einzige Richter 
seines Privatinteresses ist, und dass die Gesellschaft nicht 
das Recht hat, seine Handlungen zu lenken, ausgenommen 
wenn sie sich durch dieselben bedroht oder verletzt fühlt, 
oder wenn sie seine Mitwirkung in Anspruch nimmt. Diese 
Grundsätze gelten auch in der dortigen Gemeinde. 

In Neu -England hat das politische Leben seinen An- 
fang in den ersten Ansiedelungen, in den Gemeinden ge- 
nommen, welche zur Zeit der ersten Niederlassung fast 
unabhängig waren. Sie haben ihre Gewalt nicht vom Staate 
erhalten, sondern sie haben einen Theil ihrer Ursprung- 
liehen Unabhängigkeit an den Staat abgegeben. In allen 
Angelegenheiten, die nur die Gemeinden allein betreffen. 
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sind sie unabhängig geblieben, sie kaufen und verkaufen 
daher und verwalten ihr Vermögen, ohne dass die Staats- 
verwaltung sich einmischt, (Laws of Massachusetts. Vol. I. 
pag. 250). 

AVas aber die Pflichten gegen den Staat betrifft, so 
müssen sie dieselben natürlich erfüllen, sie müssen die. 
Staatssteuern entrichten und die Staatsgesetze befolgen. 
Es wird z. P. die Steuer von der gesetzgebenden Ver- 
sammlung des Staates beschlossen, aber die Gemeinde ver- 
theilt und erhebt sie. 

Es belebt ein kräftiger patriotischer Geist die Formen 
der Gemeinde - Einrichtungen , weil diese den Einwohnern 
Unabhängigkeit. Freiheit und Macht gewähren. 

Während man in Neu -England die Gemeindegewalten 
unter eine grosse Zahl von Einwohnern vertheilt, vermehrt 
man die damit verbundenen Gemeindepflichten. Man glaubt 
dort, dass die Vaterlandsliebe um so lebendiger werde, je 
mehr Gelegenheit sich biete, sie schön und lohnend zu üben. 

Auf diese Weise macht sich das Gemeindeleben täglich 
durch die Erfüllung einer Pflicht oder durch die üebung 
eines Rechts fühlbar und bewirkt eine stete, aber friedliche 
Bewegung. — Die Gemeinden in Neu- England haben im 
Ganzen eine glückliche Existenz. Ihre Selbstverwaltung 
entspricht ihrem Geschmack und ihren Neigungen. Die 
Verwaltung der Gemeinde -Angelegenheiten ist leicht, das 
ganze Volk ist seit langer Zeit politisch gebildet, Rang- 
unterschiede existiren nicht und es giebt daher keine Klas- 
sen, die versucht sein könnten, die andern zu unterdrücken. 

Die Selbstregierung in den Gemeinden ist als natur- 
wüchsig, und als auf Sitten und Gewohnheiten beruhend, 
in seiner Existenz gesichelt. 

Armenpflege. 

Minsichtlich der Geschäfte, welche verschiedenen Ge- 
' eamten obliegen, ist zu bemerken, dass die Armen- 
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pflege in den Annenverbänden ähnlich behandelt wird, wie 
dieses bereits aus England mitgetheilt ist. In beiden Län- 

• 

dern hat man sich überzeugt, dass auf dem Lande in der 
Regel nur Orts- Armenverbände im Stande, sind. Arbeits- 
häuser zur Aufnahme der Arbeitsseheuen zu bauen und zu 
v. unterhalten. Man betrachtet diese letzteren in beiden 
k Ländern als eine Landplage und man behandelt sie über- 
einstimmend nach dem erwähnten Grandsatze: „Unter- 
, Stützung nur gegen Arbeit." 

Ausserdem hat man sich davon überzeugt, dass für eine 
zweckmässige Sorge in Betreff der wirklich arbeitsunfähigen, 
alten und kranken Personen Privat-Armenvereine gebildet 
werden müssen, weil nur solche zu den persönlichen schwie- 
rigen Leistungen das warme Mitgefühl und die aufopfernde 
Sorgfalt mitbringen, welche von den Beamten nicht zu er- 
warten ist, welche die Angelegenheiten geschäftsmässig 
treiben. — Man hat dort vielfach die Privat -Armenpflege 
ähnlich einzurichten gesucht, wie die als nachahmungs- 
werth anerkannte zu Hamburg, wobei die als Ehrenamt 
geübte Privatthätigkeit und die Gemeindeverwaltung im 
wahren Sinne der Selbstverwaltung zusammenwirken. 



Schulwesen in den Gemeinden. 

Nach diesen Mittheilungen möge gestattet sein, einige 
kurze Bemerkungen über die Volksschulen in Nordamerika 
zu machen, da zu den wichtigsten Angelegenheiten der 
Gemeinde auch die der Schule gehören. 

Diese stehen dort unter der Aufsicht von Schul -Auf- 
sehern, welche aus Mitgliedern der Gemeinden gewählt 
w r erden, und welche zu jeder Zeit die Schulen inspiciren 
können. Diese müssen darüber dem Schuldepartement der 
Staatsregierung Bericht erstatten, welche letztere diese 
Berichte veröffentlicht und selbstständig Controle übt. 
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Der öffentliche Unterricht pflegt dort, wie oben erwähnt, 
in einigen Staaten auf Kosten theils der Gemeinde, theils 
' der Eltern und theils des Staats ertheilt zu werden. Wenn 
die Eltern zu arm sind, um das Schulgeld zu bezahlen, so 
entrichten für dieselben die Gemeinden und eventuell der 
Staat das restirende Schulgeld dem Lehrer. In Folge dessen 
senden alle, auch die ärmsten Eltern ihre Kinder zu den 
Schulen. Sie thun dies, obgleich dort kein Schulzwang 
existirt, weil geistige Ausbildung die beste Aussicht auf 
lohnende Thätigkeit eröffnet: wie denn auch viele der be- 
deutendsten und ausgezeichnetsten Männer ihren ersten 
Unterricht in der Volksschule erhalten haben. 

Die allgemeine Volksschule (Common -school) soll die 
allgemeine menschliche Ausbildung ihrer Schüler als ihre 
nächste Aufgabe betrachten und zugleich den Anforderungen 
des Staatsbürgerthums entsprechen. 

Neu -England ist durch Erfüllung dieser nächsten und 
wichtigsten der politischen Pflichten, für die allgemeine 
Volkserziehung zu sorgen, schnell aufgeblüht, während Eng- 
land bisher die Volkserziehung zu seinem Nachtheil vernach- 
lässigt hat. und erst jetzt anfängt, für dieselbe Schritte 
zu thun. 

In Neu -England sind in allen Gemeinden auf deren 
Kosten Schulen, welche von hochgebildeten Männern beauf- 
sichtigt werden, worin der Unterricht im Ganzen gut er- 
theilt wii d und wohin die Eltern gern ihre Kinder senden. 
Bildungsfähigkeit und Bildungsmittel sind vorhanden und 
liefern günstige Resultate. 

Die nördlichen Staaten der Union, aber nicht die süd- 
lichen, verwenden mit grosser Liberalität jährlich bedeu- 
tende Summen für die Volksbildung. Sie betrachten es als 
einen politischen Fehler, an den für die Erziehung Aller 
erforderlichen Mitteln ängstlich zu sparen, weil durch solche 
übel angewandte Sparsamkeit sich die menschliche Gesell- 
schaft den empfindlichsten Schaden zufügen würde. Sie 
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sehen eine gründliche Volksbildung als etwas nach ihren 
Anschauungen Conservatives an, nämlich als die nothwen- 
dige Voraussetzung eines vernünftigen Gebrauchs des dort, 
mit einigen Ausnahmen, herrschenden allgemeinen Wahl- 
rechts und als Basis eines vernünftigen Freiheitsgebrauchs 
überhaupt. Denn nur eine solche Bildung betrachten sie 
als die sicherste Gewähr der freien bürgerlichen Ordnung. 
Ein in der Mehrzahl klar denkendes Volk ist nicht leicht 
zu fanatisiren : — dagegen sind die ungebildeten Massen 
am leichtesten irre zu leiten und zu missbrauchen. 

AVenn dort in den letzten Jahren Unordnungen vorge- 
kommen sind, so sind sie meistenteils von ungebildeten 
Leuten aus den südlichen bisherigen Sclaven-Staaten. oder 
von rohen, eingewanderten Irländern veranlasst, wie die 
öffentlichen Blätter wiederholt mitgetheilt haben. 

Ein gesicherter Rechtszustand und die naturgemässe 
Vervollkommnung der öffentlichen Verhältnisse ist auf kei- 
ner andern Grundlage als der einer guten allgemeinen 
Volkserziehung zu begründen. 



Kirchliche Verhältnisse in den Gemeinden. 

Bei Untersuchung der Beziehungen der Gemeindever- 
waltung zu der Volksschule ist eine Berücksichtigung des 
dortigen Verhältnisses der Staatsgewalt zu der Kirchen - 
gewalt unvermeidlich. Es wird oft in Europa angenommen, 
dass in den Vereinigten Staaten die völlige Trennung des 
Staates und der Kirche stattfinde; dies ist jedoch in der 
That nicht der Fall, sondern es gilt Folgendes: 

Dort herrscht volle Glaubens- und Gewissens-Freiheit, 
und die bürgerlichen und politischen Rechte hängen nicht 
von einem religiösen Bekenntnisse ab. Es existirt keine 
Staatskirche, sondern alle Kirchen stehen sich gleich. Es 
herrscht die Ansicht, dass die Lehre von Jesus sich einzig 
und allein auf die moralische Regeneration der Menschen 
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erstrecke, und seine Worte: „sein Reich sei nicht von 
dieser AVeit" zeigten, dass er keine Macht, keine Hie- 
rarchie für seine Religion erstrebt habe. In Ueberein- 
stimmung hiermit hat in Nordamerika die Staatsgewalt die 
Gesetzgebung und Oberaufsicht über die weltlichen Ange- 
legenheiten der Kirche, also über das Vermögen, die Schulen, 
die Ehe u. s. w. — Den Gesetzen des Staates ist dort jeder 
Staatsangehörige ohne Ausnahme unterworfen, und Nie- 
mand, auch keine Kirche oder Religionsgesellschaft, steht 
über den Gesetzen, sondern unter denselben. Es herrscht 
hierbei volle Gerechtigkeit für alle Bekenntnisse. 

Die Staatsgewalt erkennt dort überhaupt keine Kirchen- 
gewalt als gleichberechtigt neben ihr stehend an. Denn 
zwei Regierungen, eine weltliche und eine kirchliche, könn- 
ten in einem Staate nicht neben einander bestehen, ohne sich 
zu schwächen. Die Staatsgewalt steht dort entschieden über 
den irdischen Angelegenheiten aller verschiedenen Kirchen. 

Demgemäss ist daselbst die Gesetzgebung unbeschränkt 
hinsichtlich der weltlichen Angelegenheiten, so auch hin- 
sichtlich des Kirchen Vermögens. 

Der Staat überlässt es den Mitgliedern jeder Kirchen- 
gemeinschaft , für die Kosten derselben zu sorgen, ohne 
selbst Zuschüsse zu leisten. Die Verwaltung des Kirchen- 
vermögens wild in jeder Gemeinde von gewählten Kirchen- 
vorstehern besorgt. 

Die dortige Gesetzgebung hat ferner die fakultative 
Civil-Ehe gestattet, welche giltig vor Richtern oder Frie- 
densrichtern geschlossen werden kann. 

Endlich sind die dortigen Volksschulen (Common-schools) 
dem Einflüsse und der Controle der Geistlichkeit entzogen, 
indem die Aufsicht über dieselben durch Schul-Inspectoren 
geübt wird, welche in jeder Gemeinde von und aus den 
Mitgliedern derselben gewählt werden, und indem in den 
dortigen Volksschulen kein Religionsunterricht ertheilt wird. 
Diese Bestimmung ist dort nicht etwa getroffen, weil die 
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Gemeindeniitglieder keinen religiösen Sinn hätten, sondern 
im Gegentheil. weil der grossen Mehrzahl derselben die 
Religion sehr warm am Herzen liegt, und weil jede Glau- 
bensgemeinschaft geneigt ist. danach zu streben, dass in 
ihrem Sinne gelehrt werde. — Dies würde notwendiger 
Weise zu steten Streitigkeiten führen. Um solches zu ver- 
meiden, und um Harmonie in der Verwaltung der Volks- 
schule zu erhalten, ist die Bestimmung getroffen, dass 
jede Glaubensgemeinschaft für den Religionsunterricht ihrer 
Angehörigen selbst zu sorgen hat. 

Dieser G egenstand ist gesetzlich geregelt, weil die nörd- 
lichen Staaten bedeutende Summen zum Besten der Volks- 
schulen verwenden, und weil diese Summen völlig gerecht 
im Interesse aller Steuerzahler verwandt werden sollen. 

Es wird oft angenommen, dass ahnliche Bewegungen, 
welche auf dem Gebiete der kirchlichen Angelegenheiten 
gegenwärtig in Europa stattfinden, in den Vereinigten 
Staaten niemals eintreten würden; — dass sie indess auch 
diesen schweilich erspart bleiben werden, scheint aus nach- 
stehenden Gründen gefolgert werden zu können: 

Die katholische Kirche steht dort fest organisirt und 
einig der grossen Zahl von protestantischen Kirchengemein- 
schaften gegenüber, welche unter sich nicht einig sind: da 
nun bekanntlich Einigkeit Macht verleiht, so ist schon durch 
diese die Kirchengewalt der katholischen Kirche dort sehr 
bedeutend. Sie beherrscht demgemäss vollständig concen- 
trirt ihre Anhänger, namentlich die zahlreichen Irlander 
und deren Wahlstinimen: hierdurch übt sie einen bedeu- 
tenden Einfluss in jedem Wahlkampfe der numerisch fast 
gleichen Parteien; ausserdem verwendet sie erhebliche Sum- 
men zum Zwecke zahlreicher Religionsschulen, in denen 
der Unterricht umsonst ertheilt wird, und endlich hat sie 
mit den ihr zu Gebote stehenden Geldern wohlfeile Staats- 
Ländereien in grossem Umfange angekauft, deren Werth 
fortwährend steigt , so dass sie über ein enormes Kirchen- 
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Vermögen gebietet, wodurch ihre Macht auch materiell fest 
und dauernd gegründet ist. 

Es wird sich fragen, welchen Gebrauch sie auf die 
Dauer von dieser wachsenden Gewalt machen wird, ob es 
ihr gelingen wird, einen noch vorwaltenderen Einfluss als 
bisher auf die dortige demokratische Partei auszuüben und 
dieselbe nach ihrem Willen zu leiten, da die Führer auf 
die nach Millionen zählenden Wahlstimmen grosses Gewicht 
legen, worüber die römische Kirche gebietet, oder ob Con- 
flicte durch Anwendung des Unfehlbarkeits - Dogma . der 
Encyklika und des Syllabus eintreten werden, während bei 
der AVachsamkeit der Amerikaner diese Verhältnisse nicht 
unbeachtet bleiben werden. 



Verwaltung der Grafschaften in Neu -England. 

Die Grafschaft in Amerika ist der Grafschaft in Eng- 
land nachgebildet und hat einige Aehnlichkeit mit unserem 
Kreise. Sie ist von sehr verschiedenartiger Grösse und 
Bevölkerung, und deren einzelne Theile haben kein die- 
selben innig verbindendes Band. Es knüpfen sich daran 
weder gemeinsame Interessen, noch Liebe und Erinnerung: 
sie ist nur allein im Tnteresse der Verwaltung geschaffen. 
Die Gemeinde ist zu klein für einen eigenen Gerichtshof, 
jede Grafschaft dagegen hat einen Gerichtshof, einen Sheriff 
und ein Gefängniss. Da die Gemeinde und der Staat alle 
gewöhnlichen Angelegenheiten verwalten, so bleibt nur 
wenig für die Verwaltung der Grafschaft zu thun übrig. 
Die Beamten der Grafschaft haben daher nur eine begrenzte 
Gewalt , die sich nur auf wenige und im Voraus bestimmte 
Fälle bezieht. Diese Beamten stellen das Budget der Graf- 
schaft auf. aber die Repräsentativ- Versammlung des Staats, 
die Legislature, beschliesst darüber. 

Die Grafschaften in Neu-England haben keine Versamm- 



Digitized by Google 



i - Hl - 

I 

hingen, durch welche sie vertreten werden. Die Grafschaften 
haben kein politisches Leben. 

Man hat in allen amerikanischen Staaten die Executiv- 
gewalt auf zahlreiche Beamte vertheilt, aber die gesetz- 
gebende Gewalt concentrirt. Nur jeder Staat, aber nicht 
die Grafschaften in Neu-England, haben eine Repräsentiv- 
Versammlung. Die Gemeinde hat dort, wie gezeigt , ein 
politisches Leben : dasselbe könnte man in der Gratschaft 
nur künstlich erzeugen, und man hat dies nicht für nütz- 
lich gefunden. 

Im Allgemeinen haben die Beamten der Grafschaft nicht 
das Recht, sich in das Verfahren der Gemeindebeamten zu 
mischen: sondern sie können ihnen nur Befehle ertheilen 
in den Angelegenheiten, welche die Grafschaft angehen. 
Aufsichts-Behörden existiren nicht. 



Verwaltung nach den Gesetzen. 

Fragt man: wie bewirkt man, dass die Beamten der 
Grafschaften und Gemeinden gehorchen, und dass gemein- 
same Pläne durchgeführt werden? so ist die Antwort: die 
gesetzgebende Gewalt erstreckt sich in den Staaten Neu- 
Englands auf mehr Gegenstände, als bei uns. Die dortigen 
gesetzgebenden Versammlungen der Staaten stellen für die 
dortige Selbstverwaltung die Regeln auf. und die Gesetze 
beziehen sich auf die kleinsten Details, sie schreiben zu- 
gleich die Mittel und Wege der Anwendung vor. so dass 
die Verpflichtungen der Beamten klar und genau bestimmt 
sind, und letztere die Verwaltung nach den Gesetzen aus- 
üben müssen. 

Um diese zu sichern, um zur genauen Befolgung der 
Gesetze zu nöthigen. gilt dort allgemein derselbe Grund- 
satz, der schon oben bei der Darstellung der Selbstver- 
waltung in England hervorgehoben ist. dass alle Beamte, 
welche die Gesetze nicht anwenden oder verletzen, vor den 
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Gerichten zur Verantwortung gezogen und von diesen mit 
Strafen — gemeiniglich Geldstrafen — belegt werden kön- 
nen, ohne dass sie die Staatsgewalt künstlich schützen kann. 
Die Verwaltung nach den Gesetzen führt daher notwen- 
diger Weise die Verantwortlichkeit aller Beamten und das 
Recht eines jeden durch sie verletzten Einwohners mit sich, 
dieselben vor den Gerichten zu verklagen. Die ungehin- 
derte Anwendung der richterlichen Gewalt geht daher dort, 
wie in England, Hand in Hand mit der Ausübung der 
Selbstverwaltung. 

Von den Friedensriehtem. 

Die Amerikaner haben von den Engländern die Insti- 
tution der Friedensrichter entlehnt, aber ohne deren aristo- 
kratischen Charakter der ursprünglichen Heimath. 

Die Gouverneure der einzelnen Staaten ernennen für 
alle Grafschaften eine grosse Zahl gebildeter Männer zu 
Friedensrichtern aus allen Lebensstellungen. Diese nehmen 
eine geachtete, aber keine gesellig hervorragende Stellung 
ein. wie solches in England der Fall ist. 

Die Fliedensrichter sorgen für die Sicherheit«- und die 
Gesundheits- Polizei als für ihre wichtigste Aufgabe. 

Ausserdem coneurriren sie theils mit den gewählten Be- 
amten an bestimmten Verwaltungshandlungen, theils fun- 
giren sie als Richter, vor denen die Beamten die nicht 
gehorsamen Einwohner, oder diese die Beamten verklagen. 
Als Richter üben sie die wichtigsten Functionen in dem 
Gerichtshöfe, der zwei Mal jährlich an dem .Hauptorte der 
Grafschaft aus den sämmtlichen Friedensrichtern gebildet 
wird, welche die Bestimmung haben, in Klagesachen zu 
entscheiden, die gegen Beamte, die einzelnen Friedens- 
lichter mit eingeschlossen, angebracht werden mögen: eine 
Einrichtung, welche dem englischen Gerichte der Quarter 
sessions nachgebildet ist. 
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Das Verfahren entspricht in der That dem der eng- 
lischen Quartersessions, worin die versammelten Friedens- 
richter das Urtheil fällen, wenn einer der Friedensrichter 
< wegen Amtsvergehen angeklagt wird. 

Dieses selbe Grafschaftsgericht leitet ausserdem die kleine 
Zahl von Geschäften, die sich auf mehrere oder auf alle 
Grafschaften beziehen, und womit deshalb sich nicht eine 
derselben allein befassen kann. Zu diesen wenigen Ge- 
schäften gehört der Bau der Gerichtsgebäude und der Ge- 
fangnisse, die Anlage der Chausseen und die Aufstellung 
der Grafschafts-Ausgaben, während die gesetzgebende Ver- 
sammlung des Staates dieselben votirt. endlich die Ver- 
keilung dieser so votirten Ausgaben. 

Das Gesagte lässt sich folgendermassen zusammenfassen: 
wenn der Beamte in Neu -England einen Fehler in der 
Administration begeht, so ist das Gericht der Friedens- 
richter gesetzlich befugt, ihn zu bestrafen, aber es kann 
dies nur thun, wenn ein Kläger auf die Bestrafung dringt. 
Hierzu ist jeder Einwohner berechtigt, wenn er sich ver- 
letzt glaubt. Ohne solche Anklage jedoch darf dieser Ge- 
richtshof nichts gegen die Grafschaftsbeamten thun. Staats- 
Anwälte existiren nicht, weil man in deren Hände nicht 
die gefahrliche Gewalt legen will, sich in die Verwaltung 
einzumischen, sondern die amerikanische wie die englische 
Gesetzgebung richtet sich immer an das Privat -Interesse 
und eröffnet demselben ungehindert den Rechtsweg bei jeder 
Rechtsverletzung und macht alle Beamten, die höchsten 
wie die niedrigsten, für Rechtsverletzungen verantwortlich. 
Dieses Prinzip wiederholt sich stets in den dortigen Ge- 
setzen. Diese lichten sich häufig an das persönliche In- 
teresse, um die Anwendung der Gesetze zu sichern. 

Die amerikanische Gesetzgebung hat in diesem Punkte 
nichts Neues bestimmt, sondern nur dieselben Grundsätze 
angewandt . welche aus dem englischen Verfahren entlehnt 
sind. Da über dieselben bereits oben im Capitel von der 
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Verantwortlichkeit der Beamten in England die Rede ge- 
wesen ist, so darf darauf zur Vermeidung von Wieder- 
holungen verwiesen worden. 

Die Grafschaftsbeamten stehen übrigens in Amerika wie 
in England unter keinem höheren Grafschaftsbeamten, son- 
dern nur unter den Gerichten und der Gesetzgebungs- 
gewalt des Staates. Das erwähnte Gericht der Friedens- 
richter und das einem jeden Einwohner zustehende Recht 
der Anklage der Beamten vor denselben genügt, um Ge- 
rechtigkeit zu üben und zu bewirken, dass die Gesetze 
überall zur Anwendung kommen. Die Strafen, welche 
hierbei verhängt werden, sind in der Regel Geldstrafen. 
(Laws of Massachusetts Vol. L pag. 308 und 309.) 



Gemeinde- und Grafschafts-Verwaltung in den übrigen 

Staaten der Union. 

Die in Neu-England günstig entwickelte Selbstverwal- 
tung ist von dort nach den westlichen Staaten verpflanzt, 
in welchen die Auswanderer aus Netf-England die Majorität 
zu bilden oder wenigstens die Leitung in ihren Händen 
zu haben pflegen. In den südlichem Staaten dagegen war 
von jeher das Leben in der Gemeinde weniger entwickelt und 
die Gew r alt der erwählten Beamten grösser. Dort ist das 
Leben der Gemeinde fast gänzlich auf die Grafschaft über- 
gegangen. Die Grafschaft ist dort das Centrum für die 
Verwaltung geworden, woran das Volk wenig Antheil nimmt. 

Während in Neu-England weder die Gemeinde noch 
die Grafschaft eine Repräsentativ - Versammlung haben, 
existiren Graf Schafts- Versammlungen von Deputirten, welche 
vom Volke gewählt werden, in den Staaten New-York und 
Pensylvanien und im Süden. 

Diese Grafschafts -Versammlungen (Boards of super- 
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visors)*) berathen und besehliessen wie kleine Pariameute : 
aber sie führen ihre Beschlüsse nicht selbstthätig aus, son- 
dern sie verwalten die Gratschaft durch Beamte« und len- 
ken und regeln in vielen Fällen die Verwaltung der Ge- 
meinden, deren Leben dadurch leidet und sich minder günstig 
entwickelt hat, als in Neu-England, obgleich ein ähnlicher 
Geist auch die Gemeinden in den Staaten New-York und 
Pensylvanien erfüllt. Diese Versammlungen haben sich 
dort nirgends günstig bewährt; sie haben den Gemeinden 
einen Theil der Selbstverwaltung entzogen, deren natür- 
liche Wirksamkeit gestört und haben diese letztere doch 
nicht gehörig zu ersetzen vermocht, da sie mehr verhan- 
deln als handeln. Sie versammeln sich häufig auf Verlan- 
gen der Majorität der Boards; dagegen finden die Ver- 
sammlungen der Gesammtgemeinden (town meetings) nur 
einmal jährlich und zwar nur während des Zeitraums von 
ein oder zwei Tagen statt **). Die Grafschafts- Versamm- 
lungen (The boards of Supervisors) haben das Recht, den 
Tag für diese Versammlungen aller Gesammtgemeinden zu 
bestimmen. Selbst dieses Recht der Zeitbestimmung ist 
den Letztern entzogen und den Erstem übertragen. Die 
Grafschafts -Versammlungen haben die Verwaltung aller 
Grafschafts -Angelegenheiten, z. B. des Grafschafts-Ver- 
mögens, der Anordnung und der Beaufsichtigung des Baues 
von Grafschaftsgebäuden, von Brücken, Strassen u. s. w. 
und sie haben das Recht, die dafür erforderlichen Gelder 
durch Steuern zu erheben und den Betrag von den ver- 
schiedenen Gesammtgemeinden einzuziehen; ferner haben 
sie die Befugniss, die verschiedenen Gesammtgemeinden zu 

*) Conf. The Tolitical Code of tlie State of New York 1850. Pag. 478. 
Eine Commission , bestehend aus den ausgezeichneten Juristen David 
Dudlev Field. A. Loomis und David Graham hat dieses Gesetzbuch aus 
den Quellen 8* steinatisch aufgestellt und die gesetzgehende Versammlung 
des Staats, die Legislature, hat dasselbe geprüft und genehmigt. 

**) A. a. 0. pag. 519. 

Tellkampf, Selbstverwaltung. 10 
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der Aufnahme von Anleihen zu ermächtigen, bis zum Be- 
trage von 1000 dollars in einem Jahre, und zugleich Bestim- 
mungen zu treffen, dass dasselbe durch Steuern der Gesammt- 
gemeinde mit Zinsen in 10 Jahren zurückgezahlt wird*). 

Diese Beispiele mögen gentigen, um die obigen Bemer- 
kungen zu erläutern und zu zeigen, dass diese Grafschafts- 
Versammlungen eine Vormundschaft über die Gesammt- 
Gemeinden führen, wodurch die Selbstständigkeit der letz- 
tern so sehr leidet, dass ein gesundes und kräftiges 
Gemeindeleben, wie in Neu-England. sich nicht entwickeln 
kann. Diese Grafschafts -Verwaltung ist daher durchaus 
nicht zu empfehlen. 

Alle Beamten der Grafschaften imd der Gesammtge- 
meinden. die Sheriffs, Friedensrichter u. s. w. werden vom 
Volke gewählt und nicht ernannt**). 

Im Allgemeinen erhalten die Beamten für ihre Dienste 
keine Bezahlung, mit Ausnahme solcher Fälle, welche aus- 
drücklich durch das Gesetz bestimmt sind***). 

Die Gesammtgemeinden (Towns) zerfallen in einzelne 
Gemeinden (Villages), welche letztere mindestens, um incor- 
porirt zu werden, dreihundert Einwohner enthalten müssen. 
Die Einwohner des Dorfes wählen ihre Beamten. Diese 
sind: fünf Bevollmächtigte (Trustees), drei Unterbeamte 
(Assessors), ein Steuereinnehmer (Collector), ein Schatz- 
meister, ein Schreiber, drei Commissaire für Strassenbau. 
Beamte für die lokale Polizei u. s. w.: aber ihre Wirksam- 
keit ist ähnlich wie die der Gesammtgemeinde durch die 
Grafschaftsversammlung beschränkt und bevormundet-}-). 

Wie angedeutet, sind in den südlichem Staaten die Ge- 
meinde und die Grafschaft nicht überall auf dieselbe Weise 
gebildet, aber sie gehen doch sämmtlich von dem Grund- 

*) A. a. 0. pag. 480. 

**) A. a. 0. pag. 520. 

***) A. a. 0. pag. 531. 

f) A. a. 0. pag. 555. 
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gedanken aus, dass ein Jeder der beste Richter darüber 
ist, was nur ihn betrifft. Die Gemeinde sowohl als die 
Grafschaft sind daher ermächtigt, für ihre eigenen Interessen 
zu sorgen. 

Die Gesetzgebungsgewalt jedes Staates macht die Ge- 
setze und stellt die Prinzipien der Verwaltung auf, aber 
der Staat verwaltet nicht im Innern, und mischt sich nicht 
in die Selbstverwaltung der Gemeinden und Grafschaften. 

Die Folgen dieses Grundgedankens sind, dass die Be- 
wohner der Gemeinden und der Grafschaften selbst ihre 
Beamten wählen, und dass die Selbstverwaltung überall 
von einer grossen Zahl von Personen geübt wird, welche 
persönliche Dienste leisten. Eine Büreaukratie hat sich 
daher nicht bilden können. — Um die zahlreichen Beamten 
zur Pflichterfüllung zu nöthigen, hat man dieselben überall 
unter die Gesetze gestellt, die durch die Gerichte ange- 
wandt werden, welche letztere Geldstrafen verhängen können. 

Die angedeuteten sind die Prinzipien der Selbstverwal- 
tung in den sämmtlichen Staaten Nordamerika^. Aber in 
den südlichen früheren Sclaven- Staaten ist der Geist des 
politischen Lebens diesen Formen nicht günstig; eine ge- 
sunde Selbstverwaltung findet dort nicht statt. Allerdings 
giebt es dort viele gebildete Männer mit eleganten Formen 
des geselligen Lebens, und ich habe deren mehrere auf 
meinen Reisen in Virginion, Maryland, Kentucky u. s. w. 
kennen gelernt, aber die grosse Mehrzahl der Plantagen- 
besitzer und der dortigen Bevölkerung ist aus folgenden 
Gründen ungeeignet zur Selbstverwaltung. Die Sclaverei, 
welche in den südlichen Sclaven -Staaten bis zum letzten 
dortigen Kriege stattfand, übte einen höchst verderblichen 
Einfluss sowohl auf die Herren als auf die Sclaven. Sie 
bewirkte, dass die Herren despotisch und träge wurden. 
Wer die Peitsche schwingt, bedarf nicht der Vernunftgründe. 
Indem die Herren beim Sclavenhandel Ehegatten und Kinder 
von einander trennten und nach verschiedenen Staaten ver- 

10* 
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kauften, wurde ihr menschliches Gefühl abgestumpft und 
ertödtet. Kur im christlichen Südamerika und in der un- 
christlichen Türkei gab es Sclavenhändler. 

In den Sclaven- Staaten waren auf dem Lande nur 
Sclavenbesitzer und deren Sclaven- Aufseher, Gesinde und 
Sclaven neben einer ärmlichen, von den grossen Plantagen- 
besitzern abhängigen Bevölkerung in den kleinen Land- 
Städten. Diese letzteren schienen zu stagniren im Vergleich 
zu den rasch aufblühenden Städten der nördlichen Staaten. 
Auf dem Lande herrschte die absolute Gewalt der Sclaven- 
besitzer über farbige Sclaven und abhängige AVeisse. 

Unter solchen Verhältnissen war eine, wohlgeordnete 
Selbstverwaltung auf dem Lande undenkbar. Nur in den 
grossen dortigen Städten war dieselbe möglich. 

Dies war der Zustand vor dem letzten Kriege, dessen 
Tendenz dahin ging, die Gewalt der Sclavenbesitzer auch 
über die freien nördlichen Staaten auszudehnen, und aus 
deren Bewohnern, nach einem damals üblichen Ausdrucke, 
weisse Sclaven zu machen, womit denn, wenn dies gelungen 
wäre, die Freiheit aus der neuen Welt geschwunden sein 
würde. Dieser Gefahr gegenüber erhob sich der Norden 
einmüthig zur Abwehr, und sein Sieg gereichte zum Besten 
der Menschheit. 

Wenn während des letzten dortigen Krieges ein Theil 
der Aristokratie in Europa mit diesen südlichen Sclaven- 
haltern sympathisirte, so muss dies auf Unkenntniss der 
Verhältnisse beruht haben, indem man sie die Barone des 
Südens nannte. Man scheint übersehen zu haben, dass die 
vornehmen englischen Familien, die im vorigen Jahrhundert 
vor dem Unabhängigkeitskriege in Virginien, in Maryland 
und in andern südlichen Staaten wohnten, auf Seiten der 
englischen Regierung kämpften, und endlich besiegt, nach 
Canada auswanderten, so dass von den Nachkommen eng- 
lischer Adelsfamilien nur sehr wenige in der Union zurück- 
geblieben sind, und dass an ihre Stelle die damals hervor- 
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ragenden Männer der Revolution, wie Washington, Jefferson 
und ihre Gesinnungsgenossen traten. 

Während damals in der Unabhängigkeits-Erklärung im 
Namen aller damaligen dreizehn Staaten die Grundsätze 
ausgesprochen wurden : 

„We hold these truths to be seif- evident: — that all 
men are created equal; that they are endowed by their 
Creator with certain unalienable rights: that among these 
are life, liberty, and the pursuit of happiness" *). d. h.: 
„Wir betrachten diese Wahrheiten als selbstverständlich, 
dass alle Menschen gleich geschaffen sind, dass sie von 
ihrem Schöpfer mit gewissen unveräusserlichen Rechten 
versehen sind, und dass unter diesen Leben, Freiheit und 
das Streben nach Glück sich befinden", — während diese. 
Grundsätze einst feierlich proclamirt wurden, kämpften die 
südlichen Staaten im letzten dortigen Kriege für die Auf- 
rechthaltung der Sclaverei. Als nach dem Siege der nörd- 
lichen Staaten die oben erwähnten Grundsätze endlich auch 
zum Besten der Sclaven verwirklicht worden sind, die 
Sclaverei aufgehoben und den früheren Sclaven durch einen 
Zusatz der Unionsverfassung gleiches Recht mit der weissen 
Bevölkerung ertheilt ist, hat sich der besiegte Süden dieser 
Bestimmung der Verfassung an vielen Orten nicht gefügt, 
sondern es hat sich bekanntlich dort unter einem grossen 
Theile der weissen Bevölkerung eine geheime Gesellschaft 
unter dem Namen Kuklux gebildet, welche alle treuen An- 
hänger der Unionsverfassung und die früheren Sclaven ver- 
folgt, mordet und deren Leben und Eigenthum unsicher 
macht. Der Präsident Grant hat sich daher genöthigt ge- 
sehen, über die rebellischen Theile des Südens das Kriegs- 
recht zu verhängen, um Ordnung und Sicherheit mit Ge- 
walt herzustellen. Unter solchen Zuständen kann natürlich 
von einer geordneten Selbstverwaltung in den südlichen 

*) Declaration of Independeticc. Tu Cougrcss, July 4, 1770. 



Digitized by Google 



— 150 — 



früheren Sclaven-Staaten nicht die Rede sein. Selbst wenn 
die Wiederherstellung der Autorität des Gesetzes gelingt. 
60 wird doch voraussichtlich eine lange Zeit erforderlich 
sein, um dort eine leidliche Regierung herzustellen: denn 
es fehlt zu sehr an der sittlichen und geistigen Bildung der 
grosseil Masse des Volkes, weil die Sclavenhalter. welche 
selbst zum Theil auf Universitäten und der Militär-Akademie 
in West-Point gebildet sind, bisher die Volksbildung als 
widerstreitend mit ihrer Gewalt über Sclaven und unge- 
bildete Weisse betrachteten und bekämpften, so dass selbst 
in den kleinen Land -Städten sehr wenig geistige Cultur 
herrschte. Es galt nichts als Gewalt. 

Jetzt nun muss der Versuch gemacht werden, auf den 
Ruinen dieser Willkürherrschaft der Sclavenhalter eine 
bessere Regierung herzustellen, worin statt der physischen 
Gewalt Vernunft und Selbstbeherrschung zur Anwendung 
kommen. Dies wird, da sittliche und geistige Bildung 
vorauszusetzen sein würden, ein schwer zu lösendes Problem 
sein, und die Union wird daher noch lange an den Ge- 
brechen der inneren Verwaltung der Sclavenstaaten kranken. 

Es ist jedoch nicht zu übersehen, dass wenigstens jetzt 
endlich die durch die Sclaverei geschaffenen unnatürlichen 
Ausnahme -Zustände beseitigt und die Prinzipien verwirk- 
licht werden können, welche nach der Unabhängigkeits- 
Erklärung von Anfang an die Basis des dortigen Staats- 
lebens bilden sollten. 



Von dem Wahlrecht. 

Das Wahlrecht in Gemeinde, Grafschaft und Staat muss 
auf übereinstimmenden Prinzipien beruhen, wenn Harmonie 
im Staatsleben existiren soll; Modifikationen der leitenden 
Grundgedanken sind nur in so weit zulässig, als diese durch 
besondere Eigenthümlichkeiten erforderlich erscheinen. — 
Dieser Satz gilt in England und Nordamerika. 
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Es mögen einige allgemeine Bemerkungen über das 
Wahlrecht in den Vereinigten Staaten und in England ge- 
stattet sein , woran sich Mittheilungen über das Wahlrecht 
in den Neu -England -Staaten sehliessen werden. 

Das Wahlrecht steht an Wichtigkeit der ganzen übrigen 
Verfassung gleich: denn dasselbe betrifft die eigentliche 
Machtfrage oder die Frage: wer soll herrschen? 

Das Wahlgesetz bestimmt, welche Gewalten zur legalen 
Wirksamkeit bei der Gesetzgebung und Verwaltung kom- 
men sollen. Dasselbe giebt mithin der Verfassung Leben 
und Seele, indem es die handelnden Personen auf den Schau- 
platz ruft. 

Es gilt in der Union sowohl das allgemeine directe als 
auch das indirecte Wahlrecht, und hinsichtlich desselben 
die Ansicht, dass es ungerecht und unpolitisch sei. 
ganze Klassen des Volkes von der Vertretung auszu- 
schliessen und eine Scheidewand zwischen Wählern und 
NichtWählern zu ziehen, wodurch man gegenseitigen Hader 
wecken, die Ausgeschlossenen zu Feinden des Staates 
machen und den Saamen zu späteren gewaltsamen Bewe- 
gungen streuen würde. Man hat dagegen gesucht, ein 
Wahlrecht aufzustellen, welches für die Zeit passt. worin 
man lebt. Man hat sich gesagt, man dürfe sich darüber 
nicht täuschen, dass alle Klassen der Staatsbürger dahin 
streben, zu der Theilnahme an den allgemeinen Angele- 
genheiten zu gelangen. 

Soll die Vertretung ihrem Zwecke entsprechen, d. h soll 
sie die Sicherheit des Staates und aller Staatsbürger gegen 
Unrecht und Rechtsverletzungen begründen, indem sie die 
Gesetze giebt, die Verwaltung kritisirt und über die Staats- 
Einnahmen und Ausgaben beschliesst, so muss die Ver- 
tretung die Summe der wirklichen Gewalten umfassen, welche 
sich in dem Staate befinden. Selbst in einem absolut re- 
gierten Staate konnte ein Herrscher nicht dauernd sicher 
regieren, wenn er nicht diejenigen Personen oder Klassen, 
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welche nach ihm die meiste Gewalt haben, an seinen Thron 
zu fesseln wüsste. In einem constitutionellen Staate müssen 
die im Staatsleben geltenden Gewalten vertreten sein, damit 
sie legal und friedlich und nicht zerstörend wirken. 

Dies erstrebten die umfassenden Wahlreformen in Eng- 
land, und es folgten denselben Ruhe und Frieden. Zweck 
und Wirkung der Reform- Acte von 1832 war. das Wahl- 
recht von den veralteten und unbrauchbaren Eigenthüm- 
lichkeiten zu befreien und dasselbe zu einem grossen Theile 
den bisher Privilegilten zu nehmen, es in die Hände der 
Mittelklassen zu legen, und die Leitung der Vertretung 
dem gebildeten und unabhängigen Theile der Bevölkerung 
anzuvertrauen. Die neuere Wahlreform von 1867 ist noch 
weiter gegangen, indem sie eine bedeutende Ausdehnung 
des Wahlrechts, jedoch noch nicht allgemeines Wahlrecht, 
bewirkt hat. Sie erfordert Verbesserung der Volksschulen. 

Bekanntlich besitzen in England alle Klassen, aber nicht 
alle Menschen in jeder Klasse, die Wahlberechtigung: nur 
ein geringes Einkommen ist erforderlich, um Wähler zu 
sein, und die ärmsten Personen, welche kein Wahlrecht 
üben, sind von der direkten Einkommen- oder Klassen- 
Steuer frei, so dass der Grundsatz bewahrt ist. ..keine Be- 
steuerung ohne Wahlrecht. 44 Die englischen Wahlbestim- 
mungen haben den glücklichen Erfolg, dass unabhängige 
Männer der verschiedensten Lebensstellungen und Berufe 
ihren Weg in*s Parlament und in die Selbstverwaltung 
finden, und daher die Interessen Aller vertreten. Die ver- 
schiedenartigen englischen Wahlbestimmungen gleichen einem 
unregelmässigen gothischen Gebäude, welches Generationen 
nach dem Bedürfnisse der Zeiten aufgeführt haben, und 
unter dessen schirmendem Dache es sich ganz bequem und 
behaglich wohnen lässt. 

Die Engländer haben hinsichtlich des Wahlrechts zwei 
leitende Principien verfolgt und auf dieselben die Sicherheit 
im Innern gebaut. Sie haben nämlich die Gewalten des 
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Staats in den Händen der weniger zahlreichen, aber un 
abhängigem und gebildetem Klassen der Bevölkerung be- 
wahrt, aber haben diese Klassen selbst dem Zutritt derer 
offen gehalten, welche durch Fleiss. Talente. Verdienst und 
Wohlhabenheit aus der grossen Masse Aller emporsteigen. 

Sowohl das alte Regime in Frankreich dagegen, als 
das unter Louis Philip fielen, weil sie das zweite Princip 
verweigerten; die spätem Regime haben sich nie halten 
können, weil sie das erste Princip verneinten. 

Das Wahlrecht war daselbst bis zur Zeit der Juli- 
Revolution auf die Höchstbesteuerten beschränkt, die är- 
meren Klassen waren nicht vertreten, die öffentliche Mei- 
nung und mannigfache Interessen kamen nicht zur genü- 
genden Repräsentation, allgemein war das Verlangen nach 
Verbesserung, und als der Minister Guizot, statt, wie 
Lord John Rüssel 1832. durch zeitgemässe Reformen die 
Führung in der Hand zu behalten, eine gerechtere Ver- 
tretung hartnäckig verweigerte, erfolgte die Explosion. 

Eine aus einem gerechten Wahlgesetz hervorgehende 
Vertretung, wonach unter der ruhigen Autorität des Ge- 
setzes die verschiedenen Parteien einer Nation sich auf dem 
legalen Boden des Parlaments bekämpfen, und die öffent- 
liche Meinung sich aussprechen kann, gleicht dem Sicher- 
heitsventil am eonstitut ioneilen Staatsschiffe. Schliesst ein 
Capitän auf einem Dampfschiffe das Sicherheitsventil, wie 
dies allerdings wohl bei Wettfahrten geschieht, und stellt 
sich etwa selbst darauf, so nennt man ihn einen tollkühnen 
Wagehals: was soll man aber von Staatsmännern sagen, die 
das Sicherheitsventil der durch die Volksvertretung aus- 
gesprochenen öffentlichen Meinung nicht etwa temporair, 
sondern dauernd verschliessen, wie einst der Minister Guizot 
in Frankreich, während sie doch aus besonderem Respect 
die Regierenden oben darauf stehen lassen und das Staats- 
schiff der Explosion aussetzen? Ein zu beschränktes oder 
nicht zeit gemässes Wahlrecht gefährdet die Sicherheit und 
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Existenz des Staats . indem es die vom Wahlrecht Ausge- 
schlossenen zur Bekämpfung desselben veranlasst, indem 
die Ungleichheit und der Neid, wie schon Aristoteles in der 
Politik sagt, die meisten Bewegungen hervorgebracht haben, 
und indem Menschenklassen, welche gänzlich die Berechti- 
gung zum Wählen entbehren, factisch rechtlos sind, weil 
die Vertreter sich von ihnen nicht abhängig fühlen. Die 
Ausschliessung einer ganzen Klasse entwürdigt Alle; aber 
die Zulassung auch nur eines Theils der Klasse giebt der- 
selben ein Gefühl ihrer Bedeutsamkeit, einer ihren Charakter 
hebenden Würde. Man bemerkt dies bei allen Klassen 
Englands. Da ihr Interesse überall dasselbe ist, so sind 
Vertreter, welche von ihnen in irgend einem Wahlkreise 
gewählt sind, notwendiger Weise die Beschützer der 
Rechte Aller. 

Während die angeführten Bedenken gegen die Ein- 
schränkungen des Wahlrechts sprechen, treten doch auch 
bedenkliche Folgen ein, wenn man allein die Kopfzahl 
zur Basis eines allgemeinen directen Wahlgesetzes macht. 

Bei Anwendung allgemeiner directer Wahlen kommen 
in der Regel nur die beiden extremen Parteien der De- 
mokratie und Aristokratie zur Herrschaft. Der geringe 
Census bei den directen Wahlen in England, so wie die 
in directen allgemeinen Wahlen in einigen deutschen Staa- 
ten dagegen bringen auch die Mittelklassen zur Geltung. 

Die indirecten allgemeinen Wahlen haben die Wirkung, 
dass sie keine Klasse ausschliessen , und dass durch die 
Wahlmänner, die gemeiniglich aus den unabhängigsten 
Personen des Wahlkreises bestehen, eher die fähigsten 
Männer aus den Mittelklassen gewählt werden, als dieses 
bei allgemeinen directen Wahlen der Fall sein würde. 

Werden durch das Wahlsvsteni die Interessen aller 
Klassen vertreten, ohne Zurücksetzung einer derselben, es 
mag nun die ärmere oder wohlhabendere sein, so tritt nach 
beendigtem Wahlkampfe Ruhe und Frieden ein. Man be- 
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ruhigt sich dann bei der Entscheidung der Majorität: die 
Regierung steht gesichert: die besiegte Partei hofft auf 
besseres Glück bei einer neuen Wahl, und man sucht die 
erstrebten Reformen auf friedlichem Wege mittelst der 
AVahlstimmen . und nicht durch ungesetzmässige Gewalt 
durchzusetzen. 

In den Vereinigten Staaten herrschen die allgemeinen 
directen Wahlen vor. jedoch gelten sie nicht ausschliesslich. 

Da man sich schon vor dem Beginn des Wahlkampfes 
in jeder Partei über gewisse Candidaten vereinigen muss. 
damit sich bei der directen Wahl die Stimmen nicht zer- 
splittern, so ist es, so lange die Republik besteht. Sitte 
gewesen, dass die Parteiführer in geheimen Versammlungen, 
sogenannten Conventions, beschliessen. welche Parteimänner 
sie als Candidaten dem Volke vorschlagen wollen. Die Vor- 
geschlagenen werden in der Regel gewählt. Das Volk 
selbst sucht sich nicht seine Vertreter aus: sondern die 
Leitung und die Besetzung aller Stellen liegt in den wenigen 
Händen der Parteiführer. Man kann von solchen Wahlen 
leider oft sagen, sie seien die Aufregungen der Menge zum 
Vortheil der Wenigen. 

Die bedenklichen Wirkungen des allgemeinen directen 
Wahlrechts äussern sich am krassesten in der demokratischen 
sogenannten Tammany- Hall-Partei, so genannt nach einem 
Gebäude in New- York und nach einem indianischen Häupt- 
ling. Dort versammelt sich das Comite der Partei, indem 
dahin jeder Stadtbezirk (Ward) fünf Deputirte sendet. Diese 
verhandeln die Angelegenheiten der Partei und geben hin- 
sichtlich derselben für die ganzen Vereinigten Staaten den 
Ton an. Im Gebäude gehen besondere Treppen von den 
Comite -Zimmern nach der Tribüne des Versammlungs- 
Saales, so dass die Tribüne von den Comite -Mitgliedern 
besetzt ist , ehe das Volk sich versammelt hat. Gemeinig- 
lich macht die Tribüne die Vorschläge hinsichtlich der zu 
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wählenden Personen und der Massregeln, und das Volk 
sagt meistens „Ja". 

Dies erklärt, wie die Massen, und unter ihnen die 
Trländer, wie ohen erwähnt, geleitet werden. 

Es zeigt sich indess zuweilen, dass die Massen des Volkes 
nicht so beschränkt sind, als die Führer glauben. Diese 
müssen dann die Wünsche ausführen, welche das Volk 
entschieden fordert. 

Bei den allgemeinen directen Wahlen w T ar es namentlich 
in den nördlichen und westlichen Staaten Nordamerika^ 
dahin gekommen, dass sich nur selten die tüchtigsten Männer 
bereit fanden. Oandidaten für politische Aemter zu sein. 

Erst durch die grossen Missbräuche der vereinigten 
demokratischen und Selavenhalter-Pai tei wurden sie vor 
und nach dem letzten dortigen Kriege genöthigt, sich w r ählen 
zu lassen und kräftig im Interesse des Staates zu handeln, 
um die bedrohete Rechtssicherheit wieder herzustellen. 

In Nordamerika findet übrigens nach den dortigen Ge- 
setzen sowohl das indirecte als das directe allgemeine 
Wahlrecht Anwendung. Der Präsident der Vereinigten 
Staaten wird durch indirecte Wahlen mittelst der Wahl- 
männer der einzelnen Staaten gewählt. Diese Art der 
Wahl steht jedoch in ihrer Wirkung der directen Wahl 
fast gleich, weil jede Partei festgeschlossen sich über ihren 
Oandidaten schon vor der Wahl geeinigt hat, so dass die 
Wahlmänner nur im Sinne ihrer Partei die Stimmen ab- 
geben, ohne eine persönliche Meinung geltend zu machen. 

Anders verhält es sich hinsichtlich der Mitglieder des 
Senats in Washington. Diese werden bekanntlich in ver- 
einter Versammlung beider Häuser der Legislatur jedes 
Staates — und nicht durch allgemeine directe Wahl — 
erwählt. Diese Versammlungen hervorragender Personen 
wählen in der Regel die ausgezeichnetsten und verdienst- 
vollsten Männer jedes Staates, so dass jener Senat gemei- 
niglich viele der politisch tüchtigsten Männer der Vereinigten 
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Staaten enthält. Es wird also durch diese indirecte Wahlart 
— trotz des allgemeinen directen Wahlrechts der Union — 
das bewirkt, was John Stuart Mill in den Considerations 
on Representutive Government pag. 142 durch „Mr. Hare s 
Reform Bill simplified and explained" für die englischen 
Parlaments-Wahlen zu erreichen wünscht. 

In den Neu-England-Staaten endlich gelten zwar directe, 
aber nicht allgemeine Wahlen, und — ähnlich wie in 
England — ist das Wahlrecht von gewissen Qualifikationen 
abhängig gemacht. In einigen dieser Staaten ist Bürger- 
recht oder die Zahlung von Staatssteuern und Aufenthalt 
von einem Jahre oder 6 Monaten, oder ein gewisses kleines 
Vermögen zur Wahlberechtigung erforderlich, wie folgende 
Beispiele zeigen mögen: 

In Massachusetts muss jeder Wähler, um einen Ver- 
treter zum Senat des Staates zu wählen, ein jährliches 
Einkommen von 3 Pfund Stelling aus einem Freigut oder 
sonstiges Vermögen zum Werthe von 60 Pfd. Sterl. besitzen. 

Der Vertreter im Hause der Repräsentanten, dem Unter- 
hause des Staates, muss Grundbesitz zum Werthe von 
100 Pfund Sterling oder sonstiges Vermögen von 200 Pfd. 
Sterling haben. 

Constitution of Massachusetts Chap. 1, Sect. 2 and 3. 

In Connecticut ist Grundbesitz zum jährlichen Pacht- 
werthe von 7 Dollars oder Zahlung einer Staatssteuer und 
Aufenthalt von 6 Monaten erforderlich. 

Constitution of Connecticut : Art. 6. § 2. 

In Rhode Island wird freier Grundbesitz zum Werthe 
von 1 34 Doli, oder zum jährlichen Pachtpreise von 7 Doli, 
und 6 Monate Aufenthalt gefordert. 

Constitution of Rhode Island: Art. 2, § 1. 

In New-Hampshire wird Grundbesitz oder Wohnsitz oder 
Beitrag zu den Staatssteuern verlangt; die Armen sind 
speciell ausgeschlossen. 

Constitution of New-Hampshire; Part. 2. 
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In Maine sind ausgeschlossen: die Armen, Pei-sonen 
unter Curatel und welche keine Steuern bezahlen. 
Constitution of Maine, Art. 2. 

Diese und ähnliche Bestimmungen gelten dort auch hin- 
sichtlich der Gemeindewahlen. Man wendet auf diese das 
directe. aber nicht das allgemeine Wahlrecht an, und in 
der That wäre eine solche unbedingte Anwendung aus 
folgenden Gründen bedenklich: Die Majorität der Volksver- 
tretung herrscht dort, und diese Majorität hängt ab von 
dem Wesen und Ergebnisse des Wahlgesetzes. 

Es ist nun zu berücksichtigen, dass in jedem Lande die 
ärmeren Klassen die Majorität der Bevölkerung bilden. 
Wird die Vertretung allein nach dem Zahlen verhältniss 
bestimmt, so ist es klar, dass die ärmeren Klassen durch 
ihre Mehrzahl ausschliesslich die Herrschaft in der Ge- 
meinde üben könnten, so oft sie dies mit ungeteilter Über- 
einstimmung wollten. 

Die Mehrzahl der Aermeren würde dann auf Unkosten 
und aus dem Geldbeutel der Reicheren die Ausführung 
aller Arten von öffentlichen Arbeiten beschliessen und sich 
wirkliche oder Schein -Beschäftigung votiren können. 

Um ähnliche Missbräuche zu verhüten, hat man in Eng- 
land und Neu-England gesucht, die Rechte in der Gemeinde 
nach den Pflichten zu bestimmen. Es sollen hiernach alle die 
Personen die Berechtigung zum Wählen in den erwähnten 
Staaten üben, die entweder durch ihren Wohnsitz oder ein 
kleines Vermögen, oder durch kleinen Grundbesitz, oder durch 
Bürgerrecht an die Gemeinde und den Staat gefesselt und bei 
dessen Heil interessirt sind. Es wird hierbei angenommen, 
dass ihr ehrlicher bürgerlicher Erwerb oder kleiner Besitz 
ihnen eben so lieb und theuer sind, als dem Reicheren seine 
grössere Habe oder Besitzung. 
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In der vorstehenden Schrift habe ich versucht, das 
Wesen, die Voraussetzungen und die Anwendung der ur- 
sprünglich germanischen Selbstverwaltung sowohl unter 
monarchischer als republikanischer Verfassungsform ganz 
objectiv darzustellen, um einen unbefangenen und unpar- 
teiischen Ueberblick des Entwicklungsganges und eine Zu- 
sammenstellung und Vergleichung der leitenden Grundge- 
danken zu liefern. Wenn es sich nun um Reformen der 
innern Verwaltung nach den Principien der Selbstverwal- 
tung in Preussen handelt, so ist zu beachten, dass das 
preussische Volk nach seiner ganzen mit seinem Königshause 
eng verbundenen Geschichte seit Jahrhunderten ein durchaus 
monarchisch gesinntes ist, und dass die in Preussen zu ver- 
wirklichende Selbstverwaltung sich der constitutionell-monar- 
chischen Verfassungsform anpassen muss. Die Preussische 
Regierung ist schon bei Errichtung der Städte-Ordnung 
vom 19. November 1808 von der Ansicht geleitet worden, 
als Norm hierbei das Repräsentativ-System zu betrachten, 
wonach die Communal- Obrigkeit möglichst zu einem Organe 
der Bürgerschaft, oder der aus dieser durch Wahl hervor- 
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gehenden Repräsentanten gemacht würde *). Dieselbe Norm 
wird man jetzt um so mehr als leitende zu betrachten haben, 
nachdem Preussen seit Jahren eine repräsentative Verfassung 
besitzt. 

Es wird von der auf dem Lande einzuführenden Selbst- 
verwaltung dasselbe gelten, was einst Reichard über die 
Erlassung der Städte-Ordnung bemerkte: dass sie sich als 
Grundlage zu einem gesellschaftlichen Systeme ankündigte, 
in welchem, unter dem Schutze der monarchischen Gewalt, 
allgemeine Selbsthätigkeit des Staatsbürgerthums, lebendige 
Arbeitskraft zur Anfachung und Unterhaltung des Gemein- 
sinnes in den Localverhältnissen . allmählige Aufklärung 
des Volks über die öffentlichen Angelegenheiten, praktische 
Auferziehung zum innigeren Nation.ilgefühl und sichere 
Verstärkung des Staates im Grossen durch geistige Er- 
hebung des Volks als Hauptmaximen wirken sollten**). 

Bei den bevorstehenden Reformen wird es darauf an- 
kommen, die allgemeinen brauchbaren Grundzüge klar dar- 
zulegen, und bei deren Anwendung die localen Eigentüm- 
lichkeiten sorgfältig zu berücksichtigen. 

Es ist nicht zu verkennen, dass die besondern Verhält- 
nisse einiger Provinzen, wohin z. B. die grossen Rittergüter 
neben kleinen Landgemeinden und der verschiedene Grad 
der Bildung und der Wohlhabenheit der ländlichen Bevöl- 
kerung gehören, bei der Anwendung der allgemeinen Grund- 
sätze besondere Modificationen , den örtlichen Eigenthüm- 
lichkeiten entsprechend, wünschenswert erscheinen lassen 
mögen, damit die Reformen die Billigung und freiwillige 
Annahme finden, wie dies hinsichtlich der Städte-Ordnung 
der Fall gewesen ist, Indess schliesst diese Rücksicht die 
Aufstellung allgemeiner leitender Grundgedanken nicht aus. 

*) Die Preussischen Städte-Ordnungen vom 10. November 1808 und 
vom 17. März 1831 mit ihren Ergänzungen und Erläuterungen dargestellt 
von Ludwig von Könne und Heinrich Simon. Breslau, 1843. Seite 14. 
**) Müllers Archiv für die neueste Gesetzgebung. Bd. II. Seite 379. 
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Hoffentlich wird die Selbstverwaltung auf dem Lande 
einen ähnlich günstigen Erfolg haben, wie bisher die Städte- 
Ordnung. Denn sie bewirkt echt patriotische Vereinigungen 
im Staatsleben, die der Innigkeit nach stets fester* dem 
Umfange nach stets ausgebreiteter, und dem Wesen nach 
stets heilsamer werden, jemehr die besten Staatsbürger 
dieselbe leitend und selbstthätig zu verwirklichen sich be- 
mühen. 

Berlin, den 4. November 1871. 
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Reorganisation 

der 

inneren Verhältnisse Preussens 

auf Grundlage der Selbstverwaltung 

vom Standpunkte des praktischen Lebens 

von 

Graf Hue de Grais, 

Kgl. Kreishauptmann. 

Brochirt. Preis 15 Sgr. 

Je nnabweislicher das Bedürfniss einer Reorganisation unserer 
Verwaltung hervortritt, um so willkommener muss eine Arbeit erschei- 
nen, die sich die specielle Erörterung dieser Frage vom rein prakti- 
schen Standpunkte zur Aufgabe stellt und dabei den Grundsatz 
reinster Selbstverwaltung mit Entschiedenheit vertritt. Das vor- 
liegende Werk hat damit unstreitig den Weg betreten, der allein eine 
erfolgreiche Durchführung der Organisation verspricht, und alle bren- 
nenden Fragen unserer Verwaltung einer Erörterung unterzogen, wie sie 
solche aus dem angedeuteten Gesichtspunkte und in diesem Umfange 
bisher kaum gefunden haben dürfte. Die Darstellung enthält demnach 
keineswegs blosse Theorien, führt vielmehr alle aufgestellten Grundsätze 
auf den festen Boden der Thstsachen zurück: tiberall wird an die be- 
stehenden gesetzlichen Vorschriften angeknüpft, jede Behauptung durch 
statistische Daten oder Beispiele und Erfahrungen aus dem praktischen 
Leben belegt und erläutert. 

Der Verfasser verlangt möglichst einfache Gliederung der 
Verwaltungsverbände und will, indem er alle Zwischeninstanzen 
verwirft, insbesondere die Undurchführbarkeit der im Kreisordnungsent- 
wurf 1869/70 projektirten Amtshauptmänner und der vom Abgeordneten- 
hause beliebten Saramt- bez. Amtsgemeinden nachweist, die Organisation 
auf die gegebene Grundlage der Ortsgemeinden, Kreise und Pro- 
vinzen zurückgeführt wissen. Verbände, die der ihnen damit natur- 
gemäss zufallenden korporativen oder administrativen Aufgabe nicht ent- 
sprechen, sollen umgeformt, alle Verbände indess in einer auf lebendige 
Selbsttätigkeit berechneten Weise organisirt werden. Nach eingehender 
Erörterung dieser Organisationen wird dann ihre Durchführung auf 
den einzelnen Verwaltungsgebieten näher entwickelt und gezeigt, 
wie leicht diese letzteren in die geschaffenen Organismen sich einfügen 
lassen und wie naturgemäss auf diesem Wege die noch ungelösten Fragen 
der Polizei-, Schul- und Wege-Gesetzgebung zum Abschluss zu 
bringen sind. 

Die Schrift entwickelt somit in gedrängter Kürze und in durchaus 
sachgemässer Weise die Grundlagen und Ausgangspunkte für unsere ge- 
samrate Verwaltungsgesetzgebung und darf deshalb allen, die sich für 
unsere öffentlichen Angelegenheiten interessiren, insbesondere aber denen, 
die in unserer Gesetzgebung zu irgend welcher Mitwirkung berufen sind, 
auf das Angelegentlichste empfohlen werden. 
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Verwaltung Justiz Rechtsweg 
Staatsverwaltung und Selbstverwaltung 

nach englischen nnd deutschen Verhältnissen, 

mit besonderer Rücksicht auf Verwaltungsformen und Kreisordnungen 

in Preussen 
von 

Dr. Rudolf Gneist. 

38 3 / 4 Bogen. Brochirt. Preis 3 Thlr. 
In englischen Einband gebunden. Preis 3 Thlr. 10 Sgr. 

Das Werk enthält eine gedrängte Darstellung des preussischen Ver- 
waltungsrechts, verglichen mit dem englischen, nebst Gesetzesvorschlägen 
über die Geform der preussischen Polizei Verwaltung, des Armen- und 
Schulwesens, der Communalsteuern , der Geistlichen Verwaltung — Re- 
formen der Justizverwaltung und der Rechtsanwaltschaft — sowie über 
Einführung des Rechtsweges in die Verwaltung und Behandlung der 
Competenzconflikte. 

Die Reform 

der 

|!freufjitff#ett ^erwaftung. 

Von einem Mitgliede des Abgeordnelenbaases. 
Preis 8 Sgr. 
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Von 

Dr. J. L. Tellkampf, 

Professor der Staatawissenschaften an der Universität zu Breslau, Mitglied des 

Herrenhauses. 
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Die prcussische Kreis -Ordnung 

in ihrer Bedeutung für den inneren Ausbau des deutschen 

Verfassung - Staates. 

Von 

Dr. Rudolf Gneist. 

147 2 Bogen. Preis 1 Thir. 

Inhalt: Die Gesellschaft im Staat. — Gegensatz der obrigkeitlichen nnd wirthschaft 
liehen Selbstverwaltung. — Die prcussische Städteordnung als Ausgangspunkt. — 
Das Verhältnis der Kreise und Landgemeinden. — Das Amtssystem der Selbst- 
verwaltung. — Das Steuersystem »1er Selbstverwaltung. — Die Fortbildung zur 
realen Hausstandssteuer. — Die Bildung der Kreisvertretung. — Die Kreisverwal- 
tungsbehörde. Kieisausschnss. — Die Bezirksverwaltungscuratorien. — Die Einzel- 
gobiete der Kreis Verwaltung. — Hauptgebiet der Polizoiverwaltung. — Die Bildung 
der GcschwornenliBtcn. — Das System der Strafverfolgung. — Mili'air Aushebung 
und Landwchrsysteui. — Einschätzung und Erhebung der direkten Stonern. — Die 
Selbstverwaltung des Volksschulwesens. — Die Armenverwaltunjr. — Die Verwaltung 
der öffentlichen Wege. — Ergänzende Gebieto der wirtschaftlichen Verwaltung. — 
Verwaltungsgerichtshof I. Instanz und Ordnungss traf recht. — Gesammtbildung der 
Gemeinde-, Kreis- und Stadtverfassung. — Fortbildung der Krcisverwaltung. Pr«>- 
vinzialverwaltung. — Die Staatsrontrole der Selbstverwaltung. — Die Rechtscontrole. 
Verwaltungsgerichtshof. — Resultat. Die Theilnahrae am Staat. 

Eine Kritik des preuss. Entwurfs der Kreis-Ordnung in allen Einzel- 
heiten von dem Gesichtspunkt des preussischen Verwaltungsrechts. 
Die Kreis]- und Gemeinde -Organe siud an erster Stelle bestimmt, die 
bestehenden Polizei-, Armen-, Wege-, Schulgesetze, die gesetzmässigen 
Steuereinschätzungen, Militairaushebungen etc. etc. auszufuhren und eine 
Verwaltungsjurisdiction unterer Instanz zu bilden. Dies Wesen der Sache 
wird verfehlt, wenn man immer nur daran denkt, neue Kreis-, Stadt- und 
Dorfparlamente zu bilden. 
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